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Entwurf eines Gesetzes zur Starkung der Tarifautonomie durch die Sicherung von

Tariftreue bei der Vergabe o6ffentlicher Auftrage des Bundes
(Tariftreuegesetz)

A. Problem und Ziel

Eine funktionierende Tarifautonomie und ein starkes Tarifvertragssystem sind das
Fundament angemessener Arbeitsbedingungen fiir Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer. Ziel ist es, die Funktionsfihigkeit der Tarifautonomie zu starken und
das Tarifvertragssystem zu stabilisieren.

Mit dem Tarifautonomiestérkungsgesetz vom 11. August 2014 (BGBI. I S. 1348)
sind wichtige Maflnahmen zur Stabilisierung des Tarifvertragssystems ergriffen
worden. Das Gesetz hat die Mdglichkeiten erweitert, die Breitenwirkung von Ta-
rifvertrdgen zu vergroflern und damit ihre Ordnungswirkung zu stérken. Die All-
gemeinverbindlicherkldrung von Tarifvertrigen nach dem Tarifvertragsgesetz
wurde erleichtert und die Moglichkeit, Arbeitsbedingungen nach dem Arbeitneh-
mer-Entsendegesetz zu erstrecken, fiir alle Branchen ge6ffnet. Mit der Einfiihrung
des Mindestlohngesetzes wurde eine unterste Lohngrenze auch fiir solche Berei-
che geschaffen, in denen die Tarifvertragsparteien oftmals nicht selbst in der Lage
waren, einen angemessenen Schutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu
gewdhrleisten.

Dennoch ist auch in den Folgejahren die autonome Ordnung des Arbeitslebens
durch Tarifvertragsparteien weiter zuriickgegangen. Dazu beigetragen hat auch
der Umstand, dass nicht tarifgebundene Unternehmen bisher grundsétzlich bei der
Vergabe 6ffentlicher Auftrage und Konzessionen gegeniiber tarifgebundenen Un-
ternehmen einen Wettbewerbsvorteil haben. Wer keine tarifvertraglichen Arbeits-
bedingungen gewihrt, kann aufgrund geringerer Personalkosten Angebote zu
giinstigeren Konditionen erstellen. Das Vermeiden tariflicher Arbeitsbedingun-
gen korrespondiert daher grundsitzlich mit der Mdglichkeit, kompetitivere Ange-
bote im Vergabeverfahren abzugeben. Dies gilt insbesondere fiir Lohnkostenvor-
teile durch untertarifliche Vergiitung.

Daneben ist eine breite Einbindung der Beschéftigten auf betriebspartnerschaftli-
cher Ebene wesentliche Voraussetzung fiir eine starke Sozialpartnerschaft. Be-
triebsratswahlen sind Ausdruck gelebter Demokratie auf betrieblicher Ebene. Sie
ebnen den Weg fiir die Einbeziehung der Interessen der Beschiftigten an Ent-
scheidungen des Arbeitgebers. Sowohl die einzelnen Beschéftigten als auch ihre
jeweiligen Betriebe profitieren von einer starken Mitbestimmung. Eine hohe
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Wahlbeteiligung ist damit ein Zeichen fiir eine lebendige betriebliche Demokratie
und stirkt zugleich die Legitimation des Betriebsrats.

Mit der zunehmenden Digitalisierung im beruflichen wie im privaten Lebensum-
feld wéchst generell die Erwartung, Handlungen in digitaler Form vornehmen zu
konnen. Es wird daher vermehrt der Wunsch gedufert, Betriebsréte nicht nur vor
Ort an der Urne oder per Briefwahl, sondern auch online zu wéhlen. Generationen,
die unter dem Eindruck der Digitalisierung aufgewachsen und schon friih mit ver-
schiedensten Formen von Technik in Berithrung gekommen sind, weisen eine be-
sondere Affinitit zu Online-Anwendungen auf. Mit der damit verbundenen Fle-
xibilisierung und Individualisierung der Arbeitsbedingungen geht auch einher,
dass viele Beschiftigte ihre Arbeitsaufgaben auch digital auBBerhalb des Betriebes
wahrnehmen und an den Wahltagen den Betrieb nicht zur Stimmabgabe aufsu-
chen. Die Mdglichkeit zur Online-Stimmabgabe kann daher zur Steigerung der
Wahlbeteiligung bei Betriebsratswahlen — insbesondere auch unter jiingeren Be-
schiftigten — beitragen.

B. Lésung

Mit dem Bundestariftreuegesetz wird die Funktionsfahigkeit der Tarifautonomie
gesichert, indem origindre Tarifbindung geschiitzt und gefordert wird. Die Nach-
teile tarifgebundener Unternehmen im Wettbewerb um 6ffentliche Auftrige und
Konzessionen des Bundes werden beseitigt. Der Verdrangungswettbewerb iiber
die Lohn- und Personalkosten wird eingeschrinkt. Unternehmen sollen ihren Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern kiinftig, wenn sie 6ffentliche Auftrige und
Konzessionen des Bundes ausfiihren, tarifvertragliche Arbeitsbedingungen ge-
wihren miissen.

Eine Erprobung von Online-Betriebsratswahlen stellt ein weiteres Element zur
Erreichung des Ziels dar, Betriebsratswahlen vor dem Hintergrund der zunehmen-
den Digitalisierung zukunftsgerecht auszugestalten. Im Rahmen der Erprobung
von Online-Betriebsratswahlen soll bei den zwischen dem 1. Méarz und 31. Mai
2026 stattfindenden regelmifBigen Betriebsratswahlen in Betrieben, in denen be-
reits ein Betriebsrat besteht, die Moglichkeit geschaffen werden, die Stimme al-
ternativ auch elektronisch abgeben zu konnen (Online-Wahl). Die Online-Wahl
soll dabei als weitere Option neben den bestehenden Formen der Stimmabgabe
(Urnenwahl und Briefwahl) stattfinden kénnen. Die Entscheidung liber die Eroff-
nung der Online-Wahl im jeweiligen Betrieb soll vom Betriebsrat und dem Ar-
beitgeber getroffen werden. Die abschlieBende Entscheidung iiber die Nutzung
der Online-Wabhl trifft der fiir die Durchfiihrung der Betriebsratswahl verantwort-
liche Wahlvorstand. Mit der Eroffnung der anstehenden regelméifBigen Betriebs-
ratswahlen in 2026 auch fiir eine Online-Wahl soll der zunehmenden Digitalisie-
rung der Arbeitswelt und den damit einhergehenden im Wandel befindlichen Ar-
beitsgewohnheiten Rechnung getragen werden.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Dem Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales (BMAS) entsteht im Zusam-
menhang mit dem neuen Verordnungsverfahren zusitzlicher jdhrlicher Mehrauf-
wand in Hohe von rund 556 818 Euro wegen des hierfiir zu veranschlagenden
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Stellenmehrbedarfs des BMAS von einer Planstelle in der Wertigkeit des hdheren
Dienstes (A15) und zwei Planstellen in der Wertigkeit des gehobenen Dienstes
(A12). Fiir die Einrichtung einer Website belaufen sich die Kosten einmalig auf
rund 150 000 Euro und jéhrlich rund 84 000 Euro.

Fiir die Einrichtung der Priifstelle Bundestariftreue bei der Deutschen Rentenver-
sicherung Knappschaft-Bahn-See entsteht ein zusétzlicher jahrlicher Mehrauf-
wand in Hohe von 15 Planstellen und Stellen fiir die Priifstelle sowie damit ver-
bundene Mehrausgaben von rund 2,4 Millionen Euro jéhrlich. Weiter fallen fiir
die Einrichtung der Priifstelle einmalige Projektkosten in Héhe von rund 157 000
Euro an. Fiir die erstmalige Einrichtung der Softwarelosung werden Kosten in
Hoéhe von 16 000 Euro beziffert. Die Lizenzkosten der benétigten Softwareldsung
belaufen sich auf einmalig rund 36 000 Euro und jéhrlich rund 7 000 Euro fiir
Wartung. Diese Kosten werden der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-
Bahn-See vom Bund erstattet.

Dem Bundesministerium fiir Wirtschaft und Klimaschutz entstehen Mehrausga-
ben in Hohe von rund 6,5 Millionen Euro im Jahr 2025 fir die technische Anbin-
dung des Bundestariftreuegesetzes an das Wettbewerbsregister durch die Anpas-
sung des IT-Systems. Der damit verbundene einmalige Personalmehrbedarf im
Jahr 2025 besteht in Hohe von rund 500 000 Euro fiir eine Planstelle des gehobe-
nen Dienstes und eine Planstelle des hoheren Dienstes fiir den IT-Bereich und fiir
eine Planstelle des gehobenen Dienstes und eine Planstelle fiir den hheren Dienst
des Fachbereichs; im Jahr 2026 ist ein weiterer einmaliger Personalmehrbedarf
fiir die Anbindung an das Wettbewerbsregister in derselben Hohe moglich. In den
Folgejahren entstehen fiir den dauerhaften Betrieb der Erweiterung des Wettbe-
werbsregisters Sachkosten und Personalkosten jéhrlich in Hohe von rund 700 000
Euro. Der dauerhafte Personalmehrbedarf besteht in Hohe von einer Planstelle fiir
den gehobenen Dienst fiir den IT-Bereich und 0,4 Planstellen fiir den gehobenen
Dienst fiir den Fachbereich. Fiir Lander und Kommunen entstehen keine Haus-
haltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand.

Dieser Haushaltsaufwand umfasst auch den unter E.3 ausgewiesenen Erfiillungs-
aufwand.

Mehrbedarf des Bundes an Sach- und Personalmitteln ist in den Einzelplédnen der
jeweiligen Ressorts finanziell und stellenméifBig gegenzufinanzieren.

E. Erfiilllungsaufwand

E.1 Erflllungsaufwand fir Blrgerinnen und Blirger

Fiir Biirgerinnen und Biirger gibt es keine Anderung im Erfiillungsaufwand.

E.2 Erflllungsaufwand fir die Wirtschaft

Fiir die Wirtschaft ergibt sich eine Anderung des jihrlichen Erfiillungsaufwands
in Hohe von rund 652 000 Euro.

Es entstehen Biirokratiekosten aus Informationspflichten in Hohe von jéhrlich
rund 652 000 Euro.

Der jahrliche Erfiillungsaufwand von rund 652 000 Euro stellt ein ,,In“ im Sinne
der ,,One in, one out“-Regel dar, welches durch das Gesetz zur Transformation
des Vergaberechts vom [...] kompensiert wird.
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E.3 Erflllungsaufwand der Verwaltung

Fiir die Verwaltung betridgt der jahrliche Erfiillungsaufwand auf Bundesebene
rund 1,9 Millionen Euro, der einmalige Erfiillungsaufwand betrdgt rund 7,1 Mil-
lionen Euro.

F. Weitere Kosten

Soweit aufgrund einer nach § 5 des Bundestariftreuegesetzes erlassenen Rechts-
verordnung eine Anhebung der Personalkosten bei Arbeitgebern, die einen 6ffent-
lichen Auftrag oder eine Konzession ausfiihren, erforderlich wird, entstehen wei-
tere nicht bezifferbare Kosten. Es ist davon auszugehen, dass diese in das Angebot
fiir den offentlichen Auftrag eingepreist und die hoheren Kosten an den Bun-
desauftraggeber weitergegeben werden.

Als Folge der gesetzlichen Anderungen sind keine Auswirkungen auf das gesamt-
wirtschaftliche Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, zu erwar-
ten.
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| WIR FEIERN |
BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND
DER BUNDESKANZLER GRUNDGESETZ

Berlin, 20. Dezember 2024

An die

Prasidentin des
Deutschen Bundestages
Frau Barbel Bas

Platz der Republik 1
11011 Berlin

Sehr geehrte Frau Prasidentin,

hiermit Gbersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zur Starkung der Tarifautonomie durch
die Sicherung von Tariftreue bei der Vergabe 6ffentlicher Auftrage

des Bundes (Tariftreuegesetz)

mit Begriindung und Vorblatt (Anlage 1).

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizufihren.

Federfihrend sind das Bundesministerium fur Arbeit und Soziales und

das Bundesministerium fir Wirtschaft und Klimaschutz.

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemaf § 6 Absatz 1 NKRG

ist als Anlage 2 beigefligt.

Die Stellungnahme der Bundesregierung zur Stellungnahme des Nationalen

Normenkontrollrates ist als Anlage 3 beigefugt.

Der Gesetzentwurf ist dem Bundesrat am 28. November 2024 als besonders

eilbedurftig zugeleitet worden.

Die Stellungnahme des Bundesrates zu dem Gesetzentwurf sowie die Auffassung
der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates werden unverzlglich

nachgereicht.

Mit freundlichen GrifRen
Olaf Scholz
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Anlage 1

Entwurf eines Gesetzes zur Starkung der Tarifautonomie durch die Sicherung von
Tariftreue bei der Vergabe offentlicher Auftrage des Bundes

(Tariftreuegesetz)

Vom ...

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Gesetz zur Sicherung der Tariftreue bei der Vergabe und Ausfiihrung 6ffentlicher Auftrige und
Konzessionen des Bundes

(Bundestariftreuegesetz — BTTG)

Inhaltsiibersicht
§1 Anwendungsbereich
§2 Begriffsbestimmungen
§3 Tariftreueversprechen
§4 Anspruch auf Gewahrung der verbindlichen Arbeitsbedingungen
§5 Rechtsverordnung zur Festsetzung der verbindlichen Arbeitsbedingungen; Verordnungserméchtigung
§6 Clearingstelle; Verordnungserméchtigung
§7 Authebung der festgesetzten Arbeitsbedingungen
§8 Kontrollen; Verordnungserméchtigung
§9 Nachweispflicht
§ 10 Préqualifizierungsverfahren
§ 11 Zivilrechtliche Sanktionen
§ 12 Nachunternechmerhaftung
§ 13 Feststellung von VerstoBen
§ 14 Fakultativer Ausschlussgrund
§ 15  Gerichtsstand
§ 16  Ubergangsregelung

§1
Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt fiir die Vergabe und Ausfithrung von Liefer- und Dienstleistungsauftragen im Sinne
von § 103 Absatz 1 in Verbindung mit den Absétzen 2 und 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen
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und von Dienstleistungskonzessionen im Sinne von § 105 Absatz 1 Nummer 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschriankungen mit Ausnahme des § 14 ab einem geschétzten Auftragswert oder Vertragswert von 30 000 Euro
ohne Umsatzsteuer sowie fiir die Vergabe und Ausfiihrung von Bauauftrigen im Sinne von § 103 Absatz 1 in
Verbindung mit Absatz 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen und von Baukonzessionen im Sinne
von § 105 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschriankungen, ebenfalls mit Ausnahme des
§ 14, ab einem geschitzten Auftragswert oder Vertragswert von 50 000 Euro ohne Umsatzsteuer, wenn diese 6f-
fentlichen Auftrige oder Konzessionen vergeben werden

1. durch den Bund;

2. durch 6ffentliche Auftraggeber im Sinne des § 99 Nummer 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschriankun-
gen, Sektorenauftraggeber im Sinne des § 100 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schrankungen in Verbindung mit § 99 Nummer 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrinkungen und
Konzessionsgeber im Sinne des § 101 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen
in Verbindung mit § 99 Nummer 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschriankungen, sofern der Bund die
Beteiligung iiberwiegend verwaltet oder die sonstige Finanzierung iiberwiegend gewihrt hat oder iiber die
Leitung tiberwiegend die Aufsicht ausiibt oder die Mitglieder des zur Geschéftsfiihrung oder zur Aufsicht
berufenen Organs liberwiegend bestimmt hat;

3. durch Sektorenauftraggeber im Sinne des § 100 Absatz 1 Nummer 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schrankungen und Konzessionsgeber im Sinne des § 101 Absatz 1 Nummer 3 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschrankungen, sofern der Bund auf sie einen beherrschenden Einfluss ausiibt; ein beherrschender
Einfluss liegt vor, wenn der Bund unmittelbar oder mittelbar die Mehrheit des gezeichneten Kapitals des
Auftraggebers besitzt oder {iber die Mehrheit der mit den Anteilen des Auftraggebers verbundenen Stimm-
rechte verfligt oder mehr als die Hélfte der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans des
Auftraggebers bestellen kann;

4.  durch Auftraggeber im Sinne des § 99 Nummer 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschridnkungen, sofern
der Bund die Mittel {iberwiegend bewilligt hat;

5. im Rahmen der Organleihe fiir den Bund;

6. durch Auftraggeber im Sinne von § 98 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschriankungen, die nach den Num-
mern 2 bis 5 dem Bund zuzurechnen und bei entsprechender Anwendung der Nummern 2 bis 5 gleichzeitig
einem Land zuzurechnen sind.

Der Auftragswert nach Satz 1 ist im jeweiligen Anwendungsbereich entsprechend § 3 der Vergabeverordnung,
§ 2 der Sektorenverordnung oder § 3 der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit zu schétzen. Der Ver-
tragswert nach Satz 1 ist entsprechend § 2 der Konzessionsvergabeverordnung zu schétzen.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht fiir die Vergabe und Ausfiihrung 6ffentlicher Liefer-, Bau- und Dienstleistungs-
auftrige sowie Konzessionen durch ein Land im Rahmen der Auftragsverwaltung fiir den Bund. Dieses Gesetz
gilt ferner bis zum 31. Dezember 2029 nicht fiir die Vergabe und Ausfiithrung 6ffentlicher Liefer-, Bau- und
Dienstleistungsauftriage sowie Konzessionen zur Deckung von Bedarfen der Bundeswehr.

(3) Dieses Gesetz gilt mit Ausnahme des § 14 nur, soweit die jeweilige Leistung zur Ausfithrung des 6f-
fentlichen Auftrags oder der Konzession innerhalb der Bundesrepublik Deutschland erbracht wird.

(4) Dieses Gesetz findet keine Anwendung, soweit das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen Aus-
nahmen von der Anwendbarkeit des Teils 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen vorsieht.

(5) Liegt der geschitzte Auftrags- oder Vertragswert 6ffentlicher Liefer-, Bau- und Dienstleistungsauftrige
oder Konzessionen unterhalb der in § 106 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen in Bezug
genommenen Schwellenwerte, so gilt dieses Gesetz nur, soweit die betroffenen Auftraggeber oder Konzessions-
geber durch die Verfahrensordnung fiir die Vergabe offentlicher Liefer- und Dienstleistungsauftrige unterhalb
der EU-Schwellenwerte oder durch Abschnitt 1 der Vergabe- und Vertragsordnung fiir Bauleistungen Teil A zur
Durchfiihrung eines Vergabeverfahrens verpflichtet sind. § 129 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schriankungen gilt fiir Vergabeverfahren nach Satz 1 entsprechend.

(6) Auf Rahmenvereinbarungen im Sinne des § 103 Absatz 5 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrin-
kungen ist dieses Gesetz entsprechend anwendbar.
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(7) Sollen 6ffentliche Auftrige oder Konzessionen gemeinsam mit Auftraggebern der Lénder oder anderer
Staaten vergeben werden, soll mit diesen eine Einigung iiber die Einhaltung der Bestimmungen dieses Gesetzes
angestrebt werden. Kommt keine Einigung zustande, kann von den Bestimmungen dieses Gesetzes abgewichen
werden.

§2
Begriffsbestimmungen

(1) Bundesauftraggeber im Sinne dieses Gesetzes sind die Auftraggeber im Sinne des § 98 des Gesetzes
gegen Wettbewerbsbeschrankungen der 6ffentlichen Auftrage, Rahmenvereinbarungen und Konzessionen, die in
den Anwendungsbereich nach § 1 fallen.

(2) Auftragnehmer im Sinne dieses Gesetzes sind die Auftragnehmer und Konzessionsnehmer der Bun-
desauftraggeber.

§3
Tariftreueversprechen

(1) Bundesauftraggeber geben einem Auftragnehmer als Ausfithrungsbedingung verbindlich vor, dass er
den zur Leistungserbringung eingesetzten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern fiir die Dauer, in der sie in
Ausfiihrung des 6ffentlichen Auftrags oder der Konzession titig sind, mindestens die Arbeitsbedingungen gewah-
ren muss, die die jeweils einschldgige Rechtsverordnung nach § 5 festsetzt.

(2) Bundesauftraggeber geben dem Auftragnehmer als Ausfiihrungsbedingung verbindlich vor, von Nach-
unternehmern und von dem Auftragnehmer oder von Nachunternehmern beauftragten Verleihern zu verlangen
und durch geeignete Mallnahmen sicherzustellen, dass die Nachunternehmer und von dem Auftragnehmer oder
von Nachunternehmern beauftragte Verleiher ihre Pflichten nach § 4 Absatz 1 und 3 erfiillen. Nicht als Nachun-
ternehmer gelten unmittelbare und mittelbare Zulieferer im Sinne von § 2 Absatz 5 Satz 2 Nummer 2 und 3 in
Verbindung mit Absatz 7 und 8 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes, soweit der Zulieferer keine eigene
Verpflichtung des Auftragnehmers erfiillt.

§4
Anspruch auf Gewiihrung der verbindlichen Arbeitsbedingungen

(1) Arbeitgeber sind verpflichtet, ihren zur Leistungserbringung eingesetzten Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern fiir die Dauer, in der diese in Ausfiihrung des 6ffentlichen Auftrags oder der Konzession tétig sind,
mindestens die einschldgigen, in einer Rechtsverordnung nach § 5 festgesetzten Arbeitsbedingungen zu gewéh-
ren. Wird eine Leiharbeitnehmerin oder ein Leiharbeitnehmer vom Auftragnehmer oder einem Nachunternehmer
zur Leistungserbringung eingesetzt und dabei mit Tétigkeiten beschéftigt, die in den Geltungsbereich einer
Rechtsverordnung nach § 5 fallen, hat der Verleiher mindestens die in dieser Rechtsverordnung vorgeschriebenen
Arbeitsbedingungen zu gewéhren.

(2) Ein Verzicht auf Anspriiche der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie der Leiharbeitnehmerin-
nen und Leiharbeitnehmer nach Absatz 1 ist nur in einem von den Tarifvertragsparteien gebilligten Vergleich
zulédssig. Die Verwirkung von Anspriichen nach Absatz 1 ist ausgeschlossen. Ausschlussfristen fiir die Geltend-
machung der Anspriiche nach Absatz 1 kdnnen ausschlieBlich in dem der Rechtsverordnung nach § 5 zugrunde-
liegenden Tarifvertrag geregelt werden.

(3) Arbeitgeber sind verpflichtet, die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie die Leiharbeitnehmerin-
nen und Leiharbeitnehmer, die sie im Geltungsbereich einer Rechtsverordnung nach § 5 zur Leistungserbringung
einsetzen, spétestens am 15. des auf den Tag der ersten Tétigkeit in Ausfithrung des Auftrags oder der Konzession
folgenden Monats schriftlich oder in Textform dariiber zu informieren, dass sie einen Anspruch auf die
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einschligigen Arbeitsbedingungen haben. Die Bundesauftraggeber stellen Auftragnehmern einen Vordruck fiir
die Erfiillung der Pflicht nach Satz 1 zur Verfiigung.

§5
Rechtsverordnung zur Festsetzung der verbindlichen Arbeitsbedingungen; Verordnungsermichtigung

(1) Auf Antrag einer Gewerkschaft oder einer Vereinigung von Arbeitgebern setzt das Bundesministerium
fiir Arbeit und Soziales in einer Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die fiir die Ausfiihrung
offentlicher Auftrige und Konzessionen geltenden Arbeitsbedingungen eines von der Antragstellerin mit einer
Gewerkschaft beziechungsweise einer Vereinigung von Arbeitgebern abgeschlossenen Tarifvertrags fest, es sei
denn ein 6ffentliches Interesse am Erlass der Rechtsverordnung ist ausnahmsweise nicht gegeben. Arbeitsbedin-
gungen nach Satz 1 sind

1.  die Entlohnung im Sinne des § 2 Absatz 1 Nummer 1 in Verbindung mit § 2a des Arbeitnehmer-Entsende-
gesetzes,

2. der bezahlte Mindestjahresurlaub im Sinne des § 2 Absatz 1 Nummer 2 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes
sowie

3. die Hochstarbeitszeiten, Mindestruhezeiten und Ruhepausenzeiten im Sinne des § 2 Absatz 1 Nummer 3 des
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes.

Der Verordnungsgeber hat bei seiner Entscheidung im Rahmen einer Gesamtabwégung die Stellungnahmen nach
Absatz 4 und die Empfehlungen nach § 6 Absatz 2 zu beriicksichtigen. Das Bundesministerium flir Arbeit und
Soziales bestimmt unter Beachtung des Grundsatzes der Gleichbehandlung in der Rechtsverordnung, die Arbeits-
bedingungen welcher Tarifvertridge fiir Auftragnehmer, Nachunternehmer und Verleiher mit Sitz im Ausland
rdumlich einschlédgig sind.

(2) Eine Rechtsverordnung soll die geltenden Arbeitsbedingungen fiir eine Branche enthalten. Die von ei-
ner Rechtsverordnung erfassten Arbeitsbedingungen ver6ftentlicht das Bundesministerium fiir Arbeit und Sozia-
les im Internet.

(3) Liegen Antrdgen nach Absatz 1 Tarifvertrige verschiedener Gewerkschaften mit sich iiberschneiden-
den Geltungsbereichen zugrunde, setzt das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales die Arbeitsbedingungen
des reprisentativeren Tarifvertrags in einer Rechtsverordnung nach Beriicksichtigung der Stellungnahmen nach
Absatz 4 und der Empfehlungen nach § 6 Absatz 2 fest. § 7 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes ist entsprechend anzuwenden. Eine Vereinigung von Arbeitgebern ist verpflichtet, dem Bun-
desministerium flir Arbeit und Soziales auf Verlangen die Zahl der von den tarifgebundenen Arbeitgebern be-
schiftigten und in den Geltungsbereich des Tarifvertrags fallenden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mitzu-
teilen. Eine Gewerkschaft ist verpflichtet, dem Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales auf Verlangen die Zahl
ihrer in den Geltungsbereich des Tarifvertrags fallenden Mitglieder mitzuteilen. Das Bundesministerium fiir Ar-
beit und Soziales setzt den Antragstellerinnen eine einheitliche Frist zur Auskunftserteilung. Kommt eine Antrag-
stellerin ihrer Mitteilungsobliegenheit nach den Sétzen 3 und 4 nicht fristgerecht nach, wird ihr Antrag abgelehnt.

(4) Vor Erlass der Rechtsverordnung gibt das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales den in den Gel-
tungsbereich fallenden Arbeitgebern sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, den Parteien der Tarifver-
trige, fur die Antrdge nach Absatz 1 gestellt wurden, sowie den Spitzenorganisationen im Sinne des § 12 des
Tarifvertragsgesetzes Gelegenheit zur schriftlichen Stellungnahme innerhalb von drei Wochen ab dem Tag der
Bekanntmachung des Entwurfs der Rechtsverordnung. In der Stellungnahme kann die Empfehlung der Clearing-
stelle nach § 6 Absatz 2 verlangt werden.

(5) Hat das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales eine Rechtsverordnung nach Absatz 1 erlassen,
kann ein Antrag nach Absatz 1 fiir einen Tarifvertrag einer anderen Gewerkschaft, dessen Geltungsbereich sich
mit dem Geltungsbereich der Rechtsverordnung iiberschneidet, erst nach Ablauf von sechs Monaten ab Verkiin-
dung der Rechtsverordnung gestellt werden. Absatz 4 ist bei einem Antrag nach Satz 1 entsprechend anzuwenden.
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(6) Werden die in einer Rechtsverordnung nach Absatz 1 festgesetzten Arbeitsbedingungen durch einen
anderen Tarifvertrag derselben Tarifvertragsparteien gedndert, macht das Bundesministerium fiir Arbeit und So-
ziales die gednderten Arbeitsbedingungen im Bundesanzeiger bekannt.

(7) Eine nach dieser Vorschrift erlassene Rechtsverordnung gilt, bis das Bundesministerium fiir Arbeit und
Soziales die Rechtsverordnung nach § 7 aufhebt.

§6
Clearingstelle; Verordnungsermiichtigung

(1) Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales errichtet eine Clearingstelle, die aus je drei Vertrete-
rinnen beziehungsweise Vertretern der Spitzenorganisationen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer nach § 12
des Tarifvertragsgesetzes besteht.

(2) Die Clearingstelle gibt auf Verlangen der zur Stellungnahme Berechtigten nach § 5 Absatz 4 Satz 2 eine
Empfehlung dariiber ab, ob und mit welchem Inhalt eine Rechtsverordnung nach § 5 erlassen werden soll.

(3) Ein Beschluss iiber eine Empfehlung der Clearingstelle kommt mit der Mehrheit der Stimmen ihrer
Mitglieder zustande. Kommt ein mehrheitlicher Beschluss nicht zustande, kann die Clearingstelle mehrere Emp-
fehlungen abgeben.

(4) Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zu-
stimmung des Bundesrates die Errichtung der Clearingstelle, die Bestellung ihrer Mitglieder und die Beschluss-
fassung durch die Clearingstelle zu regeln.

§7
Aufhebung der festgesetzten Arbeitsbedingungen

(1) Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales hebt eine nach § 5 erlassene Rechtsverordnung auf,
soweit

1. ein Antrag auf Festsetzung von Arbeitsbedingungen eines Tarifvertrags vorliegt, dessen Geltungsbereich
sich mit dem Geltungsbereich eines Tarifvertrags iiberschneidet, dessen Arbeitsbedingungen in einer Rechts-
verordnung nach § 5 festgesetzt sind, und

2. der Tarifvertrag, der Gegenstand des Antrags ist, nach § 5 Absatz 5 Satz 2 in Verbindung mit § 5 Absatz 4
als der représentativere Tarifvertrag festgestellt wird.

(2) Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales hebt eine nach § 5 erlassene Rechtsverordnung auf,
soweit die in der Rechtsverordnung festgesetzten Arbeitsbedingungen nicht mehr Gegenstand des Tarifvertrags
oder eines ihn ersetzenden Tarifvertrags sind.

(3) Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales hebt eine Rechtsverordnung auf, soweit die Authebung
im Offentlichen Interesse geboten erscheint.

§8
Kontrollen; Verordnungserméchtigung

(1) Es wird eine Priifstelle Bundestariftreue bei der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See
eingerichtet; dadurch entstehende Kosten werden ihr vom Bund erstattet.

(2) Die Priifstelle Bundestariftreue kann stichprobenartig kontrollieren, ob ein Auftragnehmer sein Tarif-
treueversprechen nach § 3 wahrt und ein Arbeitgeber seine Pflichten nach § 4 Absatz 1 und 3 erfiillt.

(3) Die Bundesauftraggeber sind verpflichtet, der Priifstelle Bundestariftreue diejenigen Vergabeunterla-
gen iliber vergebene offentliche Auftrige und Konzessionen zu iibermitteln, die fiir eine Kontrolle gemal Absatz 2
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erforderlich sind. Die Priifstelle Bundestariftreue teilt den Bundesauftraggebern das Ergebnis ihrer Kontrollen mit
und spricht eine Handlungsempfehlung aus.

(4) Liegen der Priifstelle Bundestariftreue hinreichende Anhaltspunkte, insbesondere auf Grund von Hin-
weisen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern sowie sonstiger Dritter, fiir einen Verstof3 eines Auftragneh-
mers gegen die Einhaltung des Tariftreueversprechens nach § 3 oder fiir einen VerstoB eines Arbeitgebers gegen
die Einhaltung seiner Pflichten nach § 4 Absatz 1 und 3 vor, ist grundsétzlich eine Kontrolle gemi3 Absatz 2
durchzufiihren. Die Bundesauftraggeber teilen der Priifstelle Bundestariftreue Anhaltspunkte nach Satz 1 unver-
ziiglich mit.

(5) Die Bundesauftraggeber sowie die Priifstelle Bundestariftreue diirfen personenbezogene Daten verar-
beiten, soweit dieses zum Zweck der Kontrolle nach den Absitzen 2 bis 4 erforderlich sind. Dies umfasst auch
die Ubermittlung der fiir die Kontrolle erforderlichen personenbezogenen Daten zwischen den Bundesauftragge-
bern und der Priifstelle Bundestariftreue. An Dritte diirfen personenbezogene Daten ilibermittelt werden, soweit
diese mit der Kontrolle nach Absatz 2 beauftragt werden. Dritte sind dazu zu verpflichten, die libermittelten Daten
ausschlieBlich zum Zweck der Kontrolle nach Absatz 2 zu verarbeiten und Verschwiegenheit iiber die im Rahmen
der Beauftragung erlangten Sachverhalte zu wahren.

(6) Das Bundesministerium flir Arbeit und Soziales wird erméchtigt, die Organisation, die Aufgaben, die
Art der Durchfiihrung der Kontrollen und die vertraglich durch die Bundesauftraggeber zu vereinbarenden Kon-
trollrechte der Priifstelle Bundestariftreue durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates zu bestim-
men.

§9
Nachweispflicht

(1) Der Bundesauftraggeber verpflichtet den Auftragnehmer, mittels geeigneter Unterlagen zu dokumen-
tieren, dass der Auftragnehmer sein Tariftreueversprechen nach § 3 einhélt und die Unterlagen auf Anforderung
des Bundesauftraggebers oder der Priifstelle Bundestariftreue vorzulegen.

(2) Der Bundesauftraggeber verpflichtet den Auftragnehmer, von Nachunternehmern und von dem Auf-
tragnehmer oder von Nachunternehmern beauftragten Verleihern zu verlangen und durch geeignete MaBBnahmen
sicherzustellen, dass die Nachunternehmer und von dem Auftragnehmer oder von Nachunternehmern beauftragte
Verleiher mittels geeigneter Unterlagen dokumentieren, dass sie ihre Pflicht nach § 4 Absatz 1 erfiillen und die
Unterlagen auf Anforderung des Bundesauftraggebers oder der Priifstelle Bundestariftreue vorlegen.

§10
Priqualifizierungsverfahren

(1) Die Pflichten zum Nachweis der Einhaltung des Tariftreueversprechens nach § 9 gelten nicht fiir Auf-
tragnehmer, deren Nachunternehmer und von einem Auftragnehmer oder von einem Nachunternehmer beauf-
tragte Verleiher, wenn diese jeweils ein geeignetes Zertifikat einer der in den Vergabeverordnungen genannten
Priaqualifizierungsstellen vorlegen. Das Zertifikat muss nachweisen, dass der Auftragnehmer, der Nachunterneh-
mer oder der Verleiher seinen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern mindestens Arbeitsbedingungen einer fiir
die Ausfithrung des 6ffentlichen Auftrags oder der Konzession einschldgigen Rechtsverordnung nach § 5 gewéhrt.

(2) Ein Auftragnehmer kann sein Tariftreueversprechen nach § 3 Absatz 2 insbesondere dadurch erfiillen,
dass er sich von Nachunternehmern oder von dem Auftragnehmer oder von Nachunternehmern beauftragten Ver-
leihern das Zertifikat nach Absatz 1 vorlegen lésst. Die Praqualifizierung nach Absatz 1 lisst das Kontrollrecht in
§ 8 Absatz 4 unberiihrt.
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§11
Zivilrechtliche Sanktionen

(1) Der Bundesauftraggeber vereinbart mit dem Auftragnehmer eine angemessene Vertragsstrafe in Hohe
von maximal 1 Prozent, bei mehreren Verstdfen maximal 10 Prozent des Auftragswertes, die verwirkt ist, wenn

1. der Auftragnehmer das nach § 3 abgegebene Tariftreueversprechen schuldhaft verletzt oder
2. der Auftragnehmer seine Pflicht nach § 9 schuldhaft verletzt.

(2) Der Bundesauftraggeber vereinbart mit dem Auftragnehmer fiir Félle des Absatzes 1 ein Recht zur au-
Berordentlichen fristlosen Kiindigung des Auftragsverhéltnisses.

§12
Nachunternehmerhaftung

Ein Auftragnehmer, der einen anderen Unternehmer mit der Erbringung von Liefer-, Bau- oder Dienstleis-
tungen beauftragt, haftet fiir die Erflillung der Zahlungspflicht nach § 4 Absatz1 in Verbindung mit
§ 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 dieses Unternehmers, weiterer Nachtunternehmer oder eines von dem Unterneh-
mer oder einem Nachunternehmer beauftragten Verleihers wie ein selbstschuldnerischer Biirge. Die Entlohnung
nach § 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 umfasst fiir die Haftung des Auftragnehmers im Sinne des Satzes 1 nur den
Betrag, der nach Abzug der Steuern und der Beitrdge zur Sozialversicherung und zur Arbeitsforderung oder ent-
sprechender Aufwendungen zur sozialen Sicherung an Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer auszuzahlen ist
(Nettoentgelt). Die Haftung nach Satz 1 entfillt, soweit und solange der Auftragnehmer die Einhaltung der ein-
schldgigen Rechtsverordnung nach § 5 durch den Nachunternehmer oder den von diesem beauftragten Verleiher
mittels einer Praqualifizierung nach § 10 Absatz 1 nachweist und wenn nicht {iber das Vermogen des Nachunter-
nehmers oder eines von diesem beauftragten Verleihers das Insolvenzverfahren erdftnet ist.

§13
Feststellung von Verstoien
(1) Die Priifstelle Bundestariftreue stellt durch Verwaltungsakt einen Verstof fest, wenn
1. ein Arbeitgeber in erheblichem MaBle gegen seine Pflichten nach § 4 Absatz 1 oder 3 verstoB3en hat,
2. ein Auftragnehmer in erheblichem Maf3e
a) gegen seine Pflicht gemdl § 3 Absatz 2 verstoen hat oder
b) gegen seine Pflicht nach § 9 verstofen hat.

(2) Die Feststellung eines VerstoB3es nach Absatz 1 erfolgt nur, wenn der Verstofl durch vorsitzliches oder
fahrldssiges Verhalten einer natiirlichen Person verursacht wurde, das dem Arbeitgeber oder Auftragnehmer zu-
zurechnen ist. Ein Zurechnungszusammenhang im Sinne des Satzes 1 besteht, wenn die natiirliche Person als
Verantwortliche fiir die Leitung des Unternehmens des Arbeitgebers oder Auftragnehmers gehandelt hat, wozu
auch die Uberwachung der Geschiftsfiihrung oder die sonstige Ausiibung von Kontrollbefugnissen in leitender
Stellung gehort.

(3) Die Feststellung eines VerstoBes nach Absatz 1 ist ausgeschlossen, wenn seit Ende der Vertragslaufzeit
drei Jahre verstrichen sind.

(4) Vor Erhebung der Anfechtungsklage sind die RechtméBigkeit und ZweckméaBigkeit eines Verwaltungs-
akts nach Absatz 1 in einem Vorverfahren zu iiberpriifen. Die Behorde, die den Verwaltungsakt erlassen hat, ist
auch fiir die Entscheidung iiber den Widerspruch zustandig.
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§ 14
Fakultativer Ausschlussgrund

(1) Auftraggeber nach § 98 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen sollen unter Beriicksichti-
gung des Grundsatzes der VerhéltnismaBigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von
der Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschlieBen, wenn nach § 13 Absatz 1 ein Verstofl unanfechtbar fest-
gestellt wurde. § 125 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen gilt entsprechend.

(2) Wenn ein Unternehmen, bei dem der Ausschlussgrund nach Absatz 1 Satz 1 vorliegt, keine oder keine
ausreichenden SelbstreinigungsmaBnahmen nach § 125 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschriankungen ergrif-
fen hat, darf das Unternehmen nicht spéter als drei Jahre nach dem Zeitpunkt, in dem der Verwaltungsakt im
Sinne des Absatzes 1 unanfechtbar ist, von der Teilnahme an Vergabeverfahren ausgeschlossen werden.

§15
Gerichtsstand

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die von Arbeitgebern mit Sitz im Ausland im Anwendungsbereich
dieses Gesetzes beschiftigt sind oder waren, kdnnen eine auf den Zeitraum der Beschéftigung im Anwendungs-
bereich dieses Gesetzes bezogene Klage auf Erfiillung der Verpflichtungen nach § 4 Absatz 1 oder 3 sowie § 12
und entsprechender Ersatzanspriiche auch vor einem deutschen Gericht fiir Arbeitssachen erheben.

§16
Ubergangsregelung

Dieses Gesetz beriihrt keine Vergabeverfahren, die bis zum 1. Juli 2025 eingeleitet worden sind.

Artikel 2
Anderung des Arbeitsgerichtsgesetzes

In § 2a Absatz 1 Nummer 5 des Arbeitsgerichtsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juli
1979 (BGBI. I S. 853, 1036), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 24. Oktober 2024 (BGBIL. 2024 1
Nr. 328) geédndert worden ist, wird das Wort ,,und* durch ein Komma ersetzt und werden nach dem Wort ,,Ar-
beitnehmeriiberlassungsgesetzes* die Worter ,,und einer Rechtsverordnung nach § 5 des Bundestariftreuegeset-
zes™ eingefligt.

Artikel 3
Anderung des Schwarzarbeitsbekimpfungsgesetzes

Das Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz vom 23. Juli 2004 (BGBI. I S. 1842), das zuletzt durch Artikel 24
des Gesetzes vom 6. Mai 2024 (BGBI. 2024 I Nr. 149) gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. Nach § 2 Absatz 4 Satz 1 Nummer 17 wird folgende Nummer 17a eingefiigt:

,»17a. der Priifstelle Bundestariftreue nach § 8 Absatz 1 des Bundestariftreuegesetzes,*.
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2. § 6 Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

a)
b)

©)

In Nummer 14 wird das Wort ,,oder” am Ende durch ein Komma ersetzt.
In Nummer 15 wird der Punkt am Ende durch das Wort ,,oder ersetzt.
Folgende Nummer 16 wird angefiigt:

,,16. das Bundestariftreuegesetz.*

3. In § 21 Absatz 1 Satz 5 werden die Worter ,,ab einer Héhe von 30 000 Euro* durch die Worter ,,mit einem
geschitzten Auftragswert ab 30 000 Euro ohne Umsatzsteuer ersetzt.

Artikel 4

Anderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschriinkungen

Das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Juni 2013
(BGBI. I S. 1750, 3245), das zuletzt durch Artikel 25 des Gesetzes vom 15. Juli 2024 (BGBI. 2024 1 Nr. 236)
geédndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1.  § 124 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes, § 98c des Aufenthaltsgesetzes, § 19 des Mindest-
lohngesetzes, § 21 des Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetzes, § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtenge-
setzes und § 14 des Bundestariftreuegesetzes bleiben unberiihrt.

2. § 129 wird wie folgt gedndert:

a)
b)

Der Wortlaut wird Absatz 1.
Folgender Absatz 2 wird angefligt:

»(2) Aufgrund eines Bundesgesetzes zwingend zu beriicksichtigende Ausfithrungsbedingungen
nach Absatz 1 miissen in Vergabeverfahren ausnahmsweise nicht verbindlich vorgegeben werden,
wenn in einem vorhergehenden Verfahren zur Vergabe desselben dffentlichen Auftrags oder derselben
Konzession keine oder keine geeigneten Angebote abgegeben wurden und die Ausfithrung des 6ffent-
lichen Auftrags oder der Konzession zur Bewiltigung einer oder in Vorbereitung auf eine konkrete
Krisensituation durch die Bundeswehr, den Zivil- und Katastrophenschutz, die Bundespolizei oder an-
dere Sicherheitskrifte oder in dieser Krisensituation zur Sicherung der Energieversorgung, fiir die Funk-
tionsfahigkeit des Gesundheitswesens, zum Erhalt der Bauwerksicherheit oder fiir die Bundesinfra-
struktur unmittelbar und zwingend erforderlich ist. Ein Angebot gilt als ungeeignet im Sinne des Satzes
1, wenn es ohne Abdnderung den in den Vergabeunterlagen genannten Anforderungen des 6ffentlichen
Bundesauftraggebers offensichtlich nicht entsprechen kann.“

3. § 160 Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefiigt:

,,Ein Unternehmen ist nicht antragsbefugt, soweit es sich auf die Unwirksamkeit einer Rechtsverord-
nung nach § 5 des Bundestariftreuegesetzes beruft, wenn die Unwirksamkeit dieser Rechtsverordnung
nicht durch rechtskréftigen Beschluss nach § 98 Absatz 4 Satz 1 des Arbeitsgerichtsgesetzes festgestellt
ist.

In dem neuen Satz 3 werden die Worter ,,Dabei ist darzulegen, dass dem Unternehmen® durch die Wor-
ter ,,Das Unternehmen hat darzulegen, dass ihm* ersetzt.
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1.

Artikel 5

Anderung des Wettbewerbsregistergesetzes

Das Wettbewerbsregistergesetz vom 18. Juli 2017 (BGBI. I S. 2739), das zuletzt durch Artikel 12 des Ge-
setzes vom 28. Juni 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 172) geéndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

§ 2 wird wie folgt gedndert

a)

b)

Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefligt:

,»(3) In das Wettbewerbsregister werden ferner unanfechtbare Verwaltungsakte eingetragen,
die nach § 13 Absatz 1 des Bundestariftreuegesetzes erlassen worden sind.*

Die bisherigen Absitze 3 und 4 werden die Absétze 4 und 5.

§ 3 Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

Nummer 5 wird wie folgt gedndert:

aa) In dem Satzteil vor Buchstabe a werden vor den Wortern ,,von der natiirlichen Person* die Worter
»auBer in den Fillen des § 2 Absatz 3 eingefigt.

bb) In Buchstabe d werden die Worter ,,gemall § 2 Absatz 3 Satz 2° durch die Worter ,,gemil § 2
Absatz 4 Satz 2 ersetzt.

In Nummer 6 werden nach dem Wort ,,Sanktion™ die Worter ,,oder der Versto3 gegen Pflichten nach
dem Bundestariftreuegesetz* eingefiigt.

§ 4 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

In Absatz 1 Satz 1 wird nach dem Wort ,,Strafverfolgungsbehorden® das Wort ,,und* durch ein Komma
ersetzt, werden nach dem Wort ,,sind,” die Worter ,,sowie die Priifstelle Bundestariftreue nach § 8 Ab-
satz 1 des Bundestariftreuegesetzes* eingefiigt und werden die Worter ,,§ 2 Absatz 1 und 2* durch die
Worter ,,§ 2 Absatz 1 bis 3 ersetzt.

In Absatz 3 wird das Wort ,,oder” durch ein Komma ersetzt und werden nach dem Wort ,,sind,* die
Worter ,,und der Priifstelle Bundestariftreue nach § 8 Absatz 1 des Bundestariftreuegesetzes* eingefiigt.

In § 5 Absatz 2 Satz 3 werden nach dem Wort ,,entspricht,” die Worter ,,oder die nach § 10 des Bundesta-
riftreuegesetzes zur Durchfithrung eines Praqualifizierungsverfahrens befugt ist,” eingefiigt.

§ 6 Absatz 6 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

In Satz 1 wird das Wort ,,oder” durch ein Komma ersetzt und werden nach dem Wort ,,Behérden® die
Worter ,,oder der Priifstelle Bundestariftreue nach § 8 Absatz 1 des Bundestariftreuegesetzes* einge-
fiigt.

In Satz 2 wird das Wort ,,und“ durch ein Komma ersetzt und werden nach dem Wort ,,Behorden® die
Worter ,,oder die Priifstelle Bundestariftreue nach § 8 Absatz 1 des Bundestariftreuegesetzes einge-
fiigt.

§ 7 wird wie folgt gedndert:

a)
b)

In Absatz 1 Satz 3 werden nach dem Wort ,,Entscheidung* die Worter ,,oder Feststellung® eingefiigt.

In Absatz 2 Satz 1 wird nach dem Wort ,,Straftat™ das Wort ,,oder* durch ein Komma ersetzt und werden
nach dem Wort ,,Ordnungswidrigkeit* die Worter ,,oder der der Eintragung zugrunde liegende Verstol3
gegen Pflichten nach dem Bundestariftreuegesetz* eingefiigt.

§ 8 wird wie folgt gedndert:
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a) In Absatz 2 Satz 3 Nummer 1 wird das Wort ,,oder” durch ein Komma ersetzt und werden nach dem
Wort ,,BuBlgeldentscheidung™ die Worter ,,oder den Verwaltungsakt nach § 13 Absatz 1 des Bundesta-
riftreuegesetzes* eingefligt.

b) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort ,,oder durch ein Komma ersetzt und werden nach den Wértern ,,be-
rufen ist,” die Worter ,,sowie die Priifstelle Bundestariftreue nach § 8 Absatz 1 des Bundestariftreuege-
setzes* eingefligt.

8. In § 9 Absatz 1 werden nach dem Wort ,,.Behorden,” die Worter ,,der Priifstelle Bundestariftreue nach § 8
Absatz 1 des Bundestariftreuegesetzes, eingefiigt.

Artikel 6
Anderung der Wettbewerbsregisterverordnung

In § 4 Absatz 2 Nummer 2 der Wettbewerbsregisterverordnung vom 16. April 2021 (BGBI. I S. 809) wird
die Angabe ,,§ 2 Absatz 3 Satz 2 des Wettbewerbsregistergesetzes* durch die Angabe ,,§ 2 Absatz 4 Satz 2 des
Wettbewerbsregistergesetzes™ ersetzt.

Artikel 7
Anderung des Betriebsverfassungsgesetzes

Nach § 18a des Betriebsverfassungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. September 2001
(BGBI. I S. 2518), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juli 2024 (BGBI. 2024 I Nr. 248) geédndert
worden ist, wird folgender § 18b eingefiigt:

»3 18b
Online-Wahl

(1) Fiir die im Zeitraum vom 1. Mérz 2026 bis 31. Mai 2026 stattfindenden regelmifBigen Betriebsratswah-
len nach § 13 Absatz 1 kann der Betriebsrat im Einvernechmen mit dem Arbeitgeber fiir den Wahlvorstand die
Moglichkeit eroffnen, die Wahl des Betriebsrats ergdnzend zu den bestehenden Moglichkeiten der Stimmabgabe
auch im Wege der elektronischen Stimmabgabe durchzufiihren (Online-Wahl).

(2) Wird die Moglichkeit der Online-Wahl nach Absatz 1 eroffnet, bestellt der Betriebsrat abweichend von
§ 16 Absatz 1 Satz 1 und § 17a Nummer 1 spétestens 26 Wochen vor Ablauf seiner Amtszeit einen aus fiinf Wahl-
berechtigten bestehenden Wahlvorstand und einen von ihnen als Vorsitzenden. Der Betriebsrat teilt dem Bundes-
ministerium fiir Arbeit und Soziales in Textform mit, dass die Moglichkeit der Online-Wahl in seinem Betrieb
eroffnet wurde.

(3) Wird die Wahl auch als Online-Wahl durchgefiihrt, findet § 14a Absatz 3 Satz 2 erster Halbsatz mit der
Maligabe Anwendung, dass Wahlvorschldge bis eine Woche vor dem ersten Tag der Stimmabgabe gemacht wer-
den konnen.

(4) Die fiir die Betriebsratswahlen geltenden allgemeinen Wahlgrundsétze sind unter Beriicksichtigung der
technischen Besonderheiten auch bei Online-Wahlen entsprechend zu wahren. Die Online-Wahl darf nur unter
Verwendung von Online-Wahlprodukten durchgefiihrt werden, die nach dem Schutzprofil BSI-CC-PP-0121 des
Bundesamtes fiir Sicherheit in der Informationstechnik zertifiziert sind. Der Wahlvorstand hat bei der Vorberei-
tung und Durchfiihrung der Online-Wahl mindestens die Anforderungen fiir hohen Schutzbedarf nach der Tech-
nischen Richtlinie TR-03169 des Bundesamtes fiir Sicherheit in der Informationstechnik zu beachten.
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(5) Die Online-Wahl wird durch das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales evaluiert. Der neu ge-
wihlte Betriebsrat stellt dem Bundesministerium filir Arbeit und Soziales oder einem von diesem Beauftragten die
zur Evaluierung notwendigen Informationen und Daten zur Verfiigung.

(6) Ineiner Rechtsverordnung nach § 126 werden nihere Bestimmungen zur Vorbereitung, Durchfiihrung,
Auswertung und Nachbereitung der Online-Wahl festgelegt {iber:

1. erginzende Anforderungen an das nach Absatz 4 Satz 2 zu verwendende Online-Wahlprodukt,
2. Vorgaben zur Verhinderung einer doppelten Stimmabgabe,

3. technische und organisatorische Anforderungen, einschlieBlich MaBlgaben zur Anwendung der nach Ab-
satz 4 Satz 3 zu beachtenden Technischen Richtlinie des Bundesamtes fiir Sicherheit in der Informations-
technik,

4. die Verarbeitung, einschlieBlich der Loschung, personenbezogener Daten der wahlberechtigten Arbeitneh-
mer und der Wahlbewerber sowie geeignete technische und organisatorische Mafinahmen.*

Artikel 8
Anderung des Tarifvertragsgesetzes

§ 6 des Tarifvertragsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. August 1969 (BGBI. I S. 1323),
das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 20. Mai 2020 (BGBI. I S. 1055) gedndert worden ist, wird wie folgt
gefasst:

»§ 6
Tarifregister

Bei dem Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales wird ein Tarifregister gefiihrt, in das der Abschluss, die
Anderung und die Aufhebung der Tarifvertrige, der Beginn und die Beendigung der Allgemeinverbindlich-
keit sowie der Beginn und die Beendigung der verbindlichen Erstreckung von tariflichen Arbeitsbedingun-
gen in einer Rechtsverordnung eingetragen werden.*

Artikel 9
Anderung des Mindestlohngesetzes

In § 19 Absatz 4 des Mindestlohngesetzes vom 11. August 2014 (BGBI. I S. 1348), das zuletzt durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 28. Juni 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 172) gedndert worden ist, werden die Worter ,,ab einer
Hohe von 30 000 Euro® durch die Worter ,,mit einem geschétzten Auftragswert ab 30 000 Euro ohne Umsatz-
steuer® ersetzt.

Artikel 10
Anderung des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes

In § 21 Absatz 4 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes vom 20. April 2009 (BGBL. I S. 799), das zuletzt durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Juni 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 172) gedndert worden ist, werden die Worter ,,ab
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einer Hohe von 30 000 Euro* durch die Worter ,,mit einem geschitzten Auftragswert ab 30 000 Euro ohne Um-
satzsteuer® ersetzt.

Artikel 11
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am 1. Juli 2025 in Kraft.

(2) Aurtikel 5 tritt nach Ablauf des Monats in Kraft, der auf den Tag folgt, an dem die Voraussetzungen fiir
die elektronische Dateniibermittlung zwischen der Registerbehorde und der Priifstelle Bundestariftreue nach Ar-
tikel 5 Nummer 8 dieses Gesetzes vorliegen. Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Klimaschutz gibt den
Tag des Inkrafttretens im Bundesgesetzblatt bekannt.
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Begriindung

A. Allgemeiner Teil

I Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Bundestariftreuegesetz

Eine funktionierende Tarifautonomie und ein starkes Tarifvertragssystem sind das Fundament angemessener Ar-
beitsbedingungen fiir Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Ziel ist es, die Funktionsfahigkeit der Tarifautono-
mie zu starken und das Tarifvertragssystem zu stabilisieren.

Mit dem Tarifautonomiestarkungsgesetz vom 11. August 2014 (BGBI. I S. 1348) sind wichtige MaBBnahmen zur
Stabilisierung des Tarifvertragssystems ergriffen worden. Das Gesetz hat die Moglichkeiten erweitert, die Brei-
tenwirkung von Tarifvertragen zu vergroflern und damit ihre Ordnungswirkung zu stérken. Die Allgemeinver-
bindlicherkldrung von Tarifvertrigen nach dem Tarifvertragsgesetz wurde erleichtert und die Mdoglichkeit, Ar-
beitsbedingungen nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz zu erstrecken, fiir alle Branchen gedffnet. Mit der Ein-
fithrung des Mindestlohngesetzes wurde eine unterste Lohngrenze auch fiir solche Bereiche geschaffen, in denen
die Tarifvertragsparteien oftmals nicht selbst in der Lage waren, einen angemessenen Schutz der Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer zu gewéhrleisten.

Dennoch ist auch in den Folgejahren die autonome Ordnung des Arbeitslebens durch Tarifvertragsparteien weiter
zuriickgegangen. Dazu beigetragen hat auch der Umstand, dass nicht tarifgebundene Unternehmen bisher bei der
Vergabe offentlicher Auftrage und Konzessionen gegeniiber tarifgebundenen Unternehmen grundsétzlich einen
Wettbewerbsvorteil haben. Wer keine tarifvertraglichen Arbeitsbedingungen gewéhrt, kann aufgrund geringerer
Personalkosten Angebote zu giinstigeren Konditionen erstellen. Das Vermeiden tariflicher Arbeitsbedingungen
korrespondiert daher grundsitzlich mit der Moglichkeit, kompetitivere Angebote im Vergabeverfahren abzuge-
ben.

Mit der Einfithrung des Bundestariftreuegesetzes wird die Grundlage dafiir geschaffen, dass Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmern bei Ausfithrung 6ffentlicher Aufirdge und Konzessionen des Bundes tarifvertragliche Arbeits-
bedingungen gewahrt werden. Tariftreueregelungen, wie sie im Gesetz vorgesehen sind, leisten einen Beitrag zur
Starkung der Tarifautonomie (vgl. BVerfG Beschluss vom 11. Juli 2006 — 1 BvL 4/00). Der Wettbewerb um
offentliche Auftrige und Konzessionen des Bundes wird auf diese Weise auf eine faire Grundlage gestellt. Das
Bundestariftreuegesetz unterbindet den Verdringungswettbewerb zwischen Unternehmen iiber die Lohn- und
Personalkosten und schiitzt die Arbeitspldtze bei tarifgebundenen Arbeitgebern. Fiir tarifgebundene Arbeitgeber,
die ihren Arbeitnehmerinnern und Arbeitnehmern tarifliche Arbeitsbedingungen gewidhren, besteht kiinftig in
Vergabeverfahren des Bundes kein Wettbewerbsnachteil und kein Grund mehr, die eigene Tarifbindung aufzuge-
ben. Spiegelbildlich entfallen fiir bislang nicht tarifgebundene Arbeitgeber — insbesondere in Branchen, in denen
der o6ffentlichen Auftragsvergabe des Bundes eine hohe Bedeutung zukommt — wirtschaftliche Anreize, von einer
Tarifbindung abzusehen. Vielmehr diirften vom Bundestariftreuegesetz Anreize ausgehen, sich generell fiir eine
Tarifbindung zu entscheiden, um durchgehend einheitliche Arbeitsbedingungen fiir die gesamte Belegschaft wéh-
rend der Ausfithrung privater und 6ffentlicher Auftrdge zu ermoglichen. Die guten sozialen Standards der Tarif-
vertrdge werden gestiitzt und das Tarifvertragssystem stabilisiert. Mit den vom Bundestariftreuegesetz ausgehen-
den Impulsen, origindre Tarifgebundenheit aufrechtzuerhalten beziehungsweise zu begriinden, wird zugleich das
mitgliedschaftliche Fundament des Tarifvertragssystems als Funktionsbedingung der Tarifautonomie gestérkt.
SchlieBlich entlastet das Gesetz die Systeme der sozialen Sicherheit, die bei niedrigen Lohnen verstirkt in An-
spruch genommen werden, und stérkt deren finanzielle Stabilitat.

Der Bund verwirklicht mit dem Bundestariftreuegesetz die genannten Ziele im Rahmen des Spielraums, den das
europdische und nationale Vergabe- und Entsenderecht eroffnet. Damit geht der Bund mit gutem Beispiel voran
und sendet ein wichtiges Signal fiir gute Arbeitsbedingungen. Er verbessert soziale Rahmenbedingungen durch
eine sozial verantwortliche Vergabe offentlicher Auftrige und Konzessionen. Diese sozial verantwortliche
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Vergabe ist im Unionsrecht mit den Vergaberichtlinien (EU) 2014/23, 2014/24 und 2014/25 und (EG) 2009/81
sowie im nationalen Recht mit der Vergaberechtsreform im Jahr 2016 verankert. Auch Artikel 9 der Richtlinie
(EU) 2022/2041 iiber angemessene Mindestlohne in der Européischen Union betont den Vorbildcharakter der
offentlichen Hand bei der Vergabe 6ffentlicher Auftrdge und Konzessionen. Dazu gehort insbesondere die Ein-
haltung von Tarifvertragen.

Online-Betriebsratswahlen

Die betriebliche Mitbestimmung ist eine tragende Séule der sozialen Marktwirtschaft in Deutschland. Betriebs-
ratswahlen sind Ausdruck gelebter Demokratie am Arbeitsplatz.

Eine hohe Wahlbeteiligung bei Betriebsratswahlen ist ein Zeichen fiir eine lebendige betriebliche Demokratie und
stirkt die Legitimation des Betriebsrats. Betriebsratswahlen sollen deshalb eine breite Einbindung der Beschéf-
tigten ermdglichen. Mit dem Betriebsridtemodernisierungsgesetz vom 14. Juni 2021 (BGBI. I 1762) sind bereits
MaBnahmen zur Férderung und Vereinfachung von Betriebsratswahlen eingefiihrt worden.

Kommunikation und Arbeitsweise sind in vielen Betrieben von der digitalen Transformation der Arbeitswelt be-
einflusst und geprégt. Dies wirkt sich auch auf die zunehmende Erwartung von Wihlerinnen und Wéhler aus, dass
Wabhlen nicht ausschlieBlich vor Ort an der Urne oder durch Briefwahl, sondern auch online mdglich sein sollen.

Diese Entwicklung kann auch Auswirkungen auf Wahlen der Betriebsrite haben; etwa dann, wenn Arbeitsaufga-
ben zunehmend von auflerhalb des Betriebes wahrgenommen werden kdnnen. So ist es einerseits nicht immer
allen Wahlberechtigten moglich, am Wahltag die Betriebsstétte zwecks Stimmabgabe aufzusuchen. Und auch die
Moglichkeit, seine Stimme mittels Briefwahl abzugeben, bietet nicht immer allen Beschiftigtengruppen einen
addquaten Ersatz. Andererseits besteht unabhingig von der Moglichkeit, am Wahltag im Betrieb zu sein, zuneh-
mend eine Erwartung, online wihlen zu kénnen.

Online-Wahlen bieten allen Beschiftigten, auch denjenigen, die bisher schwer fiir Betriebsratswahlen zu mobili-
sieren waren, eine zusétzliche Option, ihre Stimme abzugeben. Im Sinne der Allgemeinheit der Wahl kann durch
die Ermoglichung der Online-Stimmabgabe als zusétzlicher Variante der Stimmabgabe ein noch breiterer Kreis
von Wihlerinnen und Wihlern angesprochen werden.

Mit einer Erprobung von Online-Betriebsratswahlen soll deshalb der fortschreitenden Digitalisierung der Arbeits-
welt Rechnung getragen werden. Bei den regelméfigen Betriebsratswahlen im Jahr 2026 soll hierzu die Wahl des
Betriebsrats ergdnzend zu den bestehenden Moglichkeiten der Stimmabgabe auch im Wege der elektronischen
Stimmabgabe (Online-Wahl) moglich sein. Die Mdglichkeit zur elektronischen Stimmabgabe soll die bestehen-
den Moglichkeiten der Stimmabgabe nicht ersetzen, sondern um eine dritte Option ergidnzen. Eine Verpflichtung
zur Nutzung der Moglichkeit der Online-Wabhl ist fiir die Beschéftigten damit nicht verbunden.

Die Erprobung der Online-Betriebsratswahlen soll Informationen dariiber liefern, inwiefern Online-Wahlen von
betrieblichen Interessenvertretungen vor dem Hintergrund des komplexen Zusammenspiels der technischen und
rechtlichen Anforderungen angenommen werden und welche Herausforderungen sie fiir die Betriebe und Wahl-
vorstinde mit sich bringen. Daraus sollen Erkenntnisse dariiber gewonnen werden, inwiefern die Online-Wahl
iiber die Erprobung bei den Wahlen 2026 hinaus dauerhaft ermoglicht werden konnen. Dementsprechend soll die
Online-Wahl nach ihrem Abschluss evaluiert werden.

1I. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

1. Einfiihrung eines Bundestariftreuegesetzes

Es wird ein Bundestariftreuegesetz eingefiihrt. Dieses schafft die Grundlage dafiir, dass tarifvertragliche Rege-
lungen zur Entlohnung, zum bezahlten Mindestjahrurlaub sowie zu Hochstarbeitszeiten, Mindestruhezeiten und
Ruhepausenzeiten durch Rechtsverordnung des Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales rechtsverbindlich
fiir die Ausfiihrung 6ffentlicher Auftriige und Konzessionen des Bundes vorgegeben werden kdénnen. Offentliche
Auftraggeber, Sektorenauftraggeber und Konzessionsgeber des Bundes miissen von ihren Auftragnehmern ver-
langen, dass diese ihren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern fiir die Ausfithrungsdauer die in einschligigen
Rechtsverordnungen verbindlich gemachten tarifvertraglichen Arbeitsbedingungen gewihren. Auch
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Nachunternehmer und Verleihunternehmer miissen ihren jeweiligen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern die
tarifvertraglichen Arbeitsbedingungen fiir die Ausfithrungsdauer gewihren.

Das Bundestariftreuegesetz sieht ein differenziertes Durchsetzungsregime vor. Die neu einzurichtende Priifstelle
Bundestariftreue kontrolliert die Einhaltung der tarifvertraglichen Bedingungen und stellt erhebliche Verstofie
durch Verwaltungsakte rechtsverbindlich fest. Verstole konnen vom Bundesauftraggeber zivilrechtlich durch
Vertragsstrafen sowie die auBBerordentliche Kiindigung der Auftragsbeziehung sanktioniert werden. Zudem kon-
nen Verstofle gegen die Tariftreueregelung zum Ausschluss von kiinftigen Vergabeverfahren fiithren. Zur biiro-
kratiearmen Ausgestaltung der Tariftreueregelung trigt ein Riickgriff auf Praqualifizierungsverfahren bei, in de-
nen die Einhaltung einschligiger Tarifstandards bescheinigt werden kann. Im Falle der Erteilung eines Zertifikats
durch eine Priaqualifizierungsstelle entfallen Nachweispflichten sowie anlasslose stichprobenartige Kontrollen.
SchlieBlich wird den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ein gesetzlicher Anspruch auf die einschldgigen ta-
rifvertraglichen Arbeitsbedingungen gewihrt, den sie im Streitfall vor den Arbeitsgerichten durchsetzen konnen.
Der Auftragnehmer des Bundesauftraggebers haftet in Anlehnung an das bewéhrte Instrument der Auftraggeber-
haftung in § 14 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes und § 13 des Mindestlohngesetzes auch fiir die tariflichen
Anspriiche der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer eines von ihm beauftragten Nachunternehmers sowie der
dort eingesetzten Leiharbeitskrifte. Uber ihre tariflichen Anspriiche sind die Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer von ihrem Arbeitgeber mittels eines vom Bundesauftraggeber zur Verfligung zu stellenden Vordrucks zu
informieren.

2. Anderung des Arbeitsgerichtsgesetzes

Das Arbeitsgerichtsgesetz wird gedndert, um die Rechtswegzustindigkeit der Gerichte fiir Arbeitssachen fiir Ta-
riftreueanspriiche der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie fiir Verfahren iiber die RechtméBigkeit von
Rechtsverordnungen nach dem Bundestariftreuegesetz zu begriinden.

3. Anderung des Schwarzarbeitsbekimpfungsgesetzes

Die Anderung des Schwarzarbeitsbekimpfungsgesetzes regelt, wie die Zollbehdrden als Zusammenarbeitsbe-
horde zur Kontrolle der Tariftreue nach dem Bundestariftreuegesetz beitragen.

4. Anderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrinkungen

Die Anderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrinkungen stellt klar, dass die Griinde fiir einen fakultativen
Ausschluss vom Vergabeverfahren nach diesem Gesetz neben dem fakultativen Ausschlussgrund nach dem Bun-
destariftreuegesetz gelten. Aulerdem wird klargestellt, in welchem Verhiltnis die arbeitsgerichtlichen Verfahren
iiber die RechtmiBigkeit von Rechtsverordnungen nach § 5 des Bundestariftreuegesetzes zum vergaberechtlichen
Nachpriifungsverfahren stehen.

5. Anderung des Wettbewerbsregistergesetzes

Aufgrund der Anderung des Wettbewerbsregistergesetzes sind kiinftig auch erhebliche VerstoBe gegen die Tarif-
treuepflichten nach dem Bundestariftreuegesetz eintragungsfahig. Dadurch kénnen andere Auftraggeber von den
TariftreueverstoBBen erfahren und die betreffenden Unternehmen von Vergabeverfahren ausschlieflen.

6. Anderung des Betriebsverfassungsgesetzes

Im Betriebsverfassungsgesetz werden die Grundlagen geschaffen, damit Betriebe bei den regelméafBigen Betriebs-
ratswahlen im Jahr 2026 neben der Urnenwahl und schriftlichen Stimmabgabe eine elektronische Stimmabgabe
(Online-Wahl) ermdglichen konnen. RegelméBige Betriebsratswahlen finden in Betrieben statt, in denen bereits
ein Betriebsrat existiert.

Damit Online-Wabhlen stattfinden kénnen, muss hieriiber zunichst ein Einvernehmen von Betriebsrat und Arbeit-
geber hergestellt werden. Dabei konnen beide Seiten unter Beriicksichtigung der konkreten Situation im Betrieb
Chancen, Risiken und Aufwand einer Online-Wahl abwégen. Die abschlieende Entscheidung, ob im Betrieb eine
Online-Wahl durchgefiihrt wird, trifft der Wahlvorstand, der die Verantwortung fiir den ordnungsgeméfen Ablauf
der Betriebsratswahl trigt.
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Die Moglichkeit der elektronischen Stimmabgabe besteht gleichrangig neben der Option der Wahl vor Ort an der
Wabhlurne. Es steht jeder wahlberechtigten Arbeitnehmerin und jedem wahlberechtigten Arbeitnehmer frei, die
eigene Stimme vor Ort an der Urne oder, sofern die betreffenden Voraussetzungen hierfiir vorliegen, per Brief-
wahl abzugeben. Die Mdglichkeit zur elektronischen Stimmabgabe soll uneingeschrénkt allen Wahlberechtigten
eingerdumt werden.

Das Gesetz enthélt die notwendigen Anpassungen der gesetzlichen Vorschriften zur Betriebsratswahl im Betriebs-
verfassungsgesetz, damit die Online-Wahl ordnungsgemaf3 durchgefiihrt werden kann.

Es stellt sicher, dass der Wahlvorstand so rechtzeitig bestellt wird, dass er die Online-Wahlen zusitzlich zu der
Urnen-und Briefwahl hinreichend vorbereiten kann. Zudem wird mit Blick auf das vereinfachte Wahlverfahren
klargestellt, dass fiir die Fristenberechnung fiir die Einreichung von Wahlvorschlédgen der erste Wahltag maf3ge-
bend ist, unabhéngig davon, ob die Online-Wahl oder die Urnenwahl zuerst stattfindet.

Um sicherzustellen, dass Online-Wahlen im Einklang mit den allgemeinen Wahlgrundsitzen und aktuellen Si-
cherheitsstandards fiir solche Wahlen durchgefiihrt werden, gibt das Gesetz vor, dass nur Online-Wahlprodukte
eingesetzt werden, die nach dem aktuellen Schutzprofil des Bundesamtes fiir Sicherheit in der Informationstech-
nik (BSI) fiir Online-Wahlen zertifiziert sind. Zudem muss die vom BSI herausgegebene Technische Richtlinie
fiir Online-Wahlen (TR-03169), welche sich mit technischen und organisatorischen Vorgaben an die Wahlvor-
stande richtet, eingehalten werden.

Das Gesetz stellt klar, dass das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales in einer Verordnung nach § 126 (Wahl-
ordnung) auch organisatorische und technische Vorgaben zur Durchfiihrung der Online-Wahlen konkretisiert.

7. Anderung des Tarifvertragsgesetzes

Die Aufgaben des beim Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales gefiihrten Tarifregisters werden als Folgeén-
derung zur Einfiihrung des Bundestariftreuegesetzes dahingehend konkretisiert, dass kiinftig auch die nach dem
Bundestariftreuegesetz verbindlich gemachten Rechtsverordnungen erfasst werden.

8. Weitere Anderung des Schwarzarbeitsbekimpfungsgesetzes, des Mindestlohngesetzes und des Arbeit-
nehmer-Entsendegesetzes

Durch Angleichung der spezialgesetzlichen Regelungen an den Wortlaut des § 6 Absatz 1 Satz 1 des Wettbe-
werbsregistergesetzes werden mogliche Rechtsunsicherheiten beseitigt.

111. Alternativen

Keine.

Iv. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir Artikel 1 beruht auf Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 des Grundge-
setzes (Recht der Wirtschaft) und Artikel 74 Absatz 1 Nummer 12 des Grundgesetzes (Arbeitsrecht) sowie Arti-
kel 74 Absatz 1 Nummer 16 des Grundgesetzes (Verhiitung des Missbrauchs wirtschaftlicher Machtstellung). Ar-
tikel 1 betrifft Vergabeverfahren des Bundes. Fiir solche ist eine bundesgesetzliche Regelung im Sinne des Arti-
kel 72 Absatz 2 des Grundgesetzes zur Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit erforderlich.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir Artikel 2 beruht auf Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 des Grundge-
setzes (gerichtliches Verfahren).

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir Artikel 3 beruht auf Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 des Grundge-
setzes (Recht der Wirtschaft). Der Bund kann diese Gesetzgebungskompetenz nach Artikel 72 Absatz 2 des
Grundgesetzes in Anspruch nehmen. Die Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit im Bundesgebiet erfordert
bundeseinheitliche Regelungen fiir die Aufgabenwahrnehmung der Finanzkontrolle Schwarzarbeit.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir Artikel 4 beruht auf Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 des Grundge-
setzes (Recht der Wirtschaft) sowie Artikel 74 Absatz 1 Nummer 16 des Grundgesetzes (Verhiitung des Miss-
brauchs wirtschaftlicher Machtstellung). Artikel 4 betrifft das gesamtdeutsche Vergaberecht oberhalb der EU-
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Schwellenwerte. Fiir dieses ist eine bundesgesetzliche Regelung im Sinne des Artikel 72 Absatz 2 des Grundge-
setzes zur Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit erforderlich.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir Artikel 5 und 6 beruht auf Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 des
Grundgesetzes (Recht der Wirtschaft) sowie Artikel 74 Absatz 1 Nummer 16 des Grundgesetzes (Verhiitung des
Missbrauchs wirtschaftlicher Machtstellung). Die bundeseinheitliche Regelung des Registers ist nach Artikel 72
Absatz 2 des Grundgesetzes zuldssig. Sie ist zur Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit im gesamtstaatli-
chen Interesse erforderlich. Das Vorliegen von Ausschlussgriinden bei Unternehmen muss einheitlich registriert
werden und die Informationen bundesweit allen 6ffentlichen Auftraggebern, Sektorenauftraggebern und Konzes-
sionsgebern zur Verfligung gestellt werden. Alle Unternehmen werden gleichbehandelt, unabhéngig davon, in
welchem Bundesland sie tétig sind.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir Artikel 7 bis 10 beruht auf Artikel 74 Absatz 1 Nummer 12 des
Grundgesetzes (Arbeitsrecht einschlieBlich der Betriebsverfassung).

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europiischen Union und vilkerrechtlichen Vertrigen

Der Gesetzesentwurf ist mit dem Recht der Europdischen Union und vdlkerrechtlichen Vertrdgen vereinbar.

Nach dem Bundestariftreuegesetz werden in Vergabeverfahren des Bundes kiinftig Ausfiihrungsbedingungen vor-
gegeben, die nach den européischen Vergaberichtlinien zuléssig sind. Inhaltlich beziehen sich die Ausfiihrungs-
bedingungen auf die Einhaltung von Arbeitsbedingungen, die nach der Entsenderichtlinie in Entsendesachverhal-
ten fiir verbindlich erklért werden diirfen. Das im Bundestariftreuegesetz geregelte Tariftreueversprechen ist eine
soziale Ausflihrungsbedingung im Sinne des Artikels 70 der Richtlinie 2014/24/EU, des Artikels 87 der Richtlinie
2014/25/EU und des Artikels 20 der Richtlinie 2009/81/EG, auf die auch in den Erwédgungsgriinden 55 und 65
zur Richtlinie 2014/23/EU hingewiesen wird. Die als Ausfithrungsbedingung verbindlichen Arbeitsbedingungen
werden in Rechtsverordnungen festgesetzt. Diese Rechtsverordnungen sind Rechtsvorschriften im Sinne des Ar-
tikels 3 Absatz 1 Unterabsatz 1 erster Spiegelstrich der Richtlinie 96/71/EG, die zuletzt durch die Richtlinie (EU)
2018/957 gedndert worden ist. Inhaltlich regeln die Rechtsverordnungen die Hochstarbeitszeiten und Mindestru-
hezeiten, den bezahlten Mindestjahresurlaub und die Entlohnung im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Unterabsatz 1
Buchstabe a bis ¢ der Richtlinie 96/71/EG.

Den vergaberechtlichen Vorgaben des sekundiren Unionsrechts an einen hinreichenden Bezug zum Auftragsge-
genstand aus Artikel 70 in Verbindung mit Artikel 67 Absatz 3 der Richtlinie 2014/24/EU und aus Artikel 87 in
Verbindung mit Artikel 82 Absatz 3 der Richtlinie 2014/25/EU geniigt das Bundestariftreuegesetz, da die vorge-
gebenen Arbeitsbedingungen allein bei den fiir die Auftragsausfithrung erforderlichen Tétigkeiten zu gewihren
sind.

Das Bundestariftreuegesetz ist mit der Dienstleistungsfreiheit nach Artikel 56 des Vertrags iiber die Arbeitsweise
der Europdischen Union vereinbar. Die Beschrankung der Dienstleistungsfreiheit ist gerechtfertigt. Der Européi-
sche Gerichtshof hat in seinem Urteil zur Rechtssache RegioPost entschieden, dass es der Rechtfertigung nicht
entgegensteht, dass eine Tariftreueregelung nur fiir 6ffentliche Auftrage gilt und nicht auch fiir private Auftrige
(Urteil vom 17. November 2015 — C-115/14, Rn. 72 ft.).

Unbeschadet des Vorstehenden erlauben die Vergaberichtlinien dieses Vorgehen, indem sie die Moglichkeit vor-
sehen, soziale Ausfithrungsbedingungen fiir 6ffentliche Auftrige und Konzessionen vorzugeben. Vergaberechtli-
che Ausfithrungsbedingungen sind notwendigerweise auf den Bereich offentlicher Auftrige und Konzessionen
beschrénkt.

Das Gesetz achtet die durch die Richtlinie 96/71/EG vorgegebenen Grenzen. Der Gerichtshof hat seinerseits Nich-
tigkeitsklagen gegen Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe a der Richtlinie (EU) 2018/957 zuriickgewiesen (Polen/Par-
lament und Rat — Urteil vom 8. Dezember 2020 — C-626/18). Damit hat er die Primérrechtskonformitit des zuletzt
durch die Richtlinie (EU) 2018/957 gednderten Artikels 3 Absatz 1 der Richtlinie 96/71/EG bestétigt.

Der rdumliche Anwendungsbereich beschréinkt sich in Einklang mit dem Urteil des Europdischen Gerichtshofs in
der Rechtssache Bundesdruckerei (Urteil vom 18. September 2014 — C-549/13, Rn. 33) auf Leistungen, die in-
nerhalb der Bundesrepublik Deutschland erbracht werden.
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VI Gesetzesfolgen

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung
Mit dem Gesetzentwurf ist keine Rechts- und Verwaltungsvereinfachung verbunden.
2. Nachhaltigkeitsaspekte

Der Gesetzentwurf steht im Einklang mit der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung. Er tragt insbesondere
zum Arbeits- und Sozialschutz bei, indem mit dem Bundestariftreue-gesetz sichergestellt wird, dass Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer tarifliche Arbeitsbedingungen erhalten, wenn sie 6ffentliche Auftrige und Konzes-
sionen des Bundes ausfiihren.

Das Bundestariftreuegesetz fordert die Verwirklichung von Nachhaltigkeitsziel 8 (,,Menschenwiirdige Arbeit und
Wirtschaftswachstum®), da es dazu beitrdgt, Tarifvertrdgen eine stirkere Breitenwirkung zu verschaffen. Das
Vorhaben starkt damit mittel- und unmittelbar die Sozialpartnerschaft und damit die Voraussetzung, tarifautonom
Arbeitsbedingungen zu vereinbaren und festzulegen.

Das Regelungsvorhaben Online-Betriebsratswahlen trdgt zur Erreichung der Ziele im Bereich Beschéftigung (In-
dikator 8.5) der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie bei, indem die demokratische Teilhabe der Beschiftigten an
den Entscheidungen des Arbeitgebers, die die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer betreffen, gestiarkt wird. Eine
solche Teilhabe wird insbesondere durch die Interessenvertretung durch einen Betriebsrat ermoglicht. Die Erpro-
bung der Online-Stimmabgabe bei der Wahl des Betriebsrats soll die Moglichkeit zur Teilnahme an der Wahl des
Betriebsrats erleichtern und zukunftsfest machen.

Das Vorhaben Bundestariftreuegesetz tragt zudem zur Erreichung des Nachhaltigkeitsziels 12 (,,Nachhaltiger
Konsum und Produktion®) bei, indem tarifliche Arbeitsbedingungen als Mindestarbeitsbedingungen bei der Aus-
filhrung o6ffentlicher Auftrige und Konzessionen des Bundes vorgegeben werden. Mit der Regelung wird verhin-
dert, dass 6ffentliche Auftrige und Konzessionen des Bundes an Bieter vergeben werden, die bedingt durch nach-
teiligere Arbeitsbedingungen ihrer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Vergleich zu tarifgebundenen Bie-
tern in Bezug auf Personalkosten giinstigere Angebote unterbreiten konnen. Es tragt dazu bei, dass tarifgebundene
Arbeitsplétze erhalten werden. Dies fordert eine sozial-nachhaltige Ausrichtung des 6ffentlichen Beschaffungs-
wesens und starkt die Vorbildfunktion der 6ffentlichen Hand in der sozialen Transformation.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Dem Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales (BMAS) entsteht im Zusammenhang mit dem neuen Verord-
nungsverfahren einschlieBlich der Einrichtung der Clearingstelle und den erweiterten Aufgaben des Tarifregisters
zusitzlicher jahrlicher Mehraufwand im Einzelplan 11. Es ist davon auszugehen, dass fortlaufend Antrige zum
Erlass von Rechtsverordnungen nach § 5 des Bundestariftreuegesetzes gestellt werden. Die Arbeitsbedingungen
aus der erlassenen Rechtsverordnung sind auf einer zu diesem Zweck einzurichtenden Website einzustellen und
beim Erlass neuer Rechtsverordnungen oder Abschluss eines Anderungstarifvertrags zu aktualisieren. Der hierfiir
zu veranschlagende Stellenmehrbedarf des BMAS beléuft sich auf eine Planstelle in der Wertigkeit des hoheren
Dienstes (A15) und zwei Planstellen in der Wertigkeit des gehobenen Dienstes (A12). Ausgehend von dem Be-
rechnungsschema des Bundesministeriums der Finanzen fiir Personal- und Sachkosten in der Bundesverwaltung
fiir Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen und Kostenberechnungen vom 8. Juli 2024 betrigt der Personalmehrauf-
wand fiir die zusétzlichen und dauerhaft anfallenden Aufgaben rund 556 818 Euro jéhrlich fiir das BMAS. Fiir
die Beauftragung von Dienstleistern fiir Einrichtung und Wartung der einzurichtenden Website entstehen ein ein-
maliger Aufwand in Héhe von 150 000 Euro sowie 84 000 Euro jahrliche Kosten.

Der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See entsteht im Zusammenhang mit dem neuen Verord-
nungsverfahren zusétzlicher jahrlicher Mehraufwand. Die Priifstelle Bundestariftreue soll selbststédndig Kontrol-
len der Arbeitgeber, die den Zuschlag zur Ausfithrung eines 6ffentlichen Auftrags oder einer Konzession erhalten
haben, durchfiihren, und bei inhaltlichen Fragestellungen zur Anwendung und Durchsetzung des Tariftreuever-
sprechens unterstiitzen. Im Rahmen der Kontrollen ist zu iiberpriifen, ob den Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern, die an der Ausfilhrung des Auftrags unmittelbar mitgewirkt haben, die einschlégigen tarifvertraglichen
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Arbeitsbedingungen gewéhrt wurden. Dabei konnen sowohl der Auftragnehmer als auch dessen Nachunterneh-
mer und vom Auftragnehmer oder einem Nachunternehmer eingesetzte Verleihunternehmen kontrolliert werden.
Kontrollen sollen stichprobenartig und anlassbezogen durchgefiihrt werden. Die Priifstelle Bundestariftreue ist
die fiir den Erlass des Verwaltungsaktes zur Feststellung eines Verstoles gegen das Bundestariftreuegesetz zu-
stindige Behorde. Die Priifstelle Bundestariftreue ist auch fiir die Entscheidung iiber Widerspriiche gegen die
feststellenden Verwaltungsakte zusténdig. Der hierfiir zu veranschlagende Stellenmehrbedarf der Deutschen Ren-
tenversicherung Knappschaft-Bahn-See belduft sich auf vier Planstellen/Stellen in der Wertigkeit des hoheren
Dienstes (1x A15, 1x A14, 1x EG14, 1x EG13), zehn Planstellen/Stellen in der Wertigkeit des gehobenen Dienstes
(2x A12, 4x Al11, 4x EG11) und einer Stelle in der Wertigkeit des mittleren Dienstes (EG 9a). Dieser Ressour-
cenbedarf ist mit jahrlichen Ausgaben von rund 2,4 Millionen Euro bei der Deutschen Rentenversicherung
Knappschaft Bahn-See verbunden. Weiter fallen fiir die Einrichtung der Priifstelle einmalige Projektkosten in
Hohe von rund 157 000 Euro an. Fiir die erstmalige Einrichtung der Softwarelosung werden Kosten in Héhe von
16 000 Euro beziffert. Die Lizenzkosten der bendtigten Softwarelosung belaufen sich auf einmalig rund 36 000
Euro und jahrlich rund 7 000 Euro fiir Wartung. Diese Kosten werden der Deutschen Rentenversicherung Knapp-
schaft-Bahn-See von Bund aus dem Einzelplan 11 erstattet.

Fiir den Einzelplan 09 des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Klimaschutz entstehen Mehrausgaben durch
die Anbindung des Bundestariftreuegesetzes an das Wettbewerbsregister und den anschlieBenden Betrieb der Er-
weiterung des Registers. Aufgrund der Anderung des Wettbewerbsregistergesetzes sind kiinftig auch erhebliche
Verstole gegen die Tariftreuepflichten nach dem Bundestariftreuegesetz eintragungsfiahig. Dadurch kénnen an-
dere Auftraggeber von den TariftreueverstoB3en erfahren und die betreffenden Unternehmen von Vergabeverfah-
ren ausschliefen.

Die Anbindung an das Wettbewerbsregister verursacht beim Bundeskartellamt als Registerbehorde fiir das Haus-
haltsjahr 2025 einmalige Sachkosten in Hohe von 6,5 Millionen Euro (brutto) durch die Anpassung des IT-Sys-
tems an die Anforderungen des Bundestariftreuegesetzes. Weiterhin ist fiir die Anbindung fiir das Jahr 2025 und
moglicherweise auch noch fiir das Jahr 2026 mit einem temporaren Personalbedarf in Hohe von einer Planstelle
in der Wertigkeit des gehobenen Dienstes (A 12) und einer Planstelle in der Wertigkeit des hoheren Dienstes (A
14) fiir den IT-Bereich sowie einer Planstelle in der Wertigkeit des gehobenen Dienstes (A 10) und einer Planstelle
in der Wertigkeit des hoheren Dienstes (A 14) fiir den Fachbereich zu rechnen. Hierfiir werden Personalkosten in
Hohe von rund 480 000 Euro pro Jahr angesetzt.

Als dauerhaften Aufwand fiir den Betrieb der Erweiterung des Wettbewerbsregisters geht das Bundeskartellamt
ab dem Jahr 2026 von jéhrlichen Sachkosten in Hohe von 520 000 Euro fiir Betrieb und Wartung des IT-Systems
aus. Zudem entsteht ab 2026 ein dauerhafter Personalbedarf beim Bundeskartellamt in Héhe von einer Planstelle
in der Wertigkeit des gehobenen Dienstes (A 12) fiir den IT-Bereich sowie fiir den Fachbereich auf 0,4 Planstellen
in der Wertigkeit des gehobenen Dienstes (A 11). Fiir dieses Personal sind Kosten in Héhe von rund 165 000 Euro
pro Jahr anzusetzen.

Fiir Lander und Kommunen entstehen keine Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand.
Dieser Haushaltsaufwand umfasst auch den Erfiillungsaufwand der Verwaltung.

Mehrbedarf des Bundes an Sach- und Personalmitteln ist in den Einzelplédnen der jeweiligen Ressorts finanziell
und stellenméBig gegenzufinanzieren.

4. Erfiillungsaufwand

4.1 Erfiillungsaufwand fiir die Biirgerinnen und Biirger
Fiir Biirgerinnen und Biirger gibt es keine Anderung im Erfiillungsaufwand.
4.2 Erfiillungsaufwand fiir die Wirtschaft

Fiir die Wirtschaft ergibt sich ein jahrlicher Erfiillungsaufwand von rund 652 000 Euro. Dieser setzt sich aus den
folgenden Regelungen zusammen.

4.2.1 Informationspflicht des Arbeitgebers gegeniiber den Beschiftigten zum Anspruch auf Gewéhrung ver-
bindlicher Arbeitsbedingungen (§ 4 Absatz 3 des Bundestariftreuegesetzes)
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Arbeitgeber, die den Zuschlag zur Ausfithrung eines 6ffentlichen Auftrags erhalten haben, werden verpflichtet,
ihre Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die an der Ausfiihrung des Auftrags unmittelbar mitwirken, schriftlich
oder elektronisch iiber den Anspruch auf die einschlédgigen Arbeitsbedingungen zu informieren und darauf hinzu-
weisen, dass die Priifstelle Bundestariftreue gemil3 § 8 Absatz 2 des Bundestariftreuegesetzes Kontrollen durch-
filhren kann, in deren Rahmen auch personenbezogene Daten verarbeitet werden diirfen (§ 8 Absatz 5 des Bun-
destariftreuegesetzes). Dies gilt auch fiir Nachunternehmer.

Legt man die Meldungen der Vergabestatistik (Stand 2021) zugrunde, dann werden auf Bundesebene jéhrlich
insgesamt rund 24 000 offentliche Auftrige und Konzessionen mit einem Auftrags- oder Vertragswert oberhalb
derin § 1 Absatz 1 des Bundestariftreuegesetzes genannten Schwellenwerte vergeben. Demzufolge ist davon aus-
zugehen, dass in mindestens 24 000 Féllen pro Jahr das jeweils bezuschlagte Unternehmen bzw. die Nachunter-
nehmer diese Mitteilungspflicht erfiillen miissen.

Je nach GroBe des Unternehmens muss eine unterschiedliche Anzahl an Beschéftigten informiert werden, somit
kann der Aufwand variieren. Im Durchschnitt werden auf Grundlage von Berechnungen des Statistischen Bun-
desamtes pro Auftrag 42 Minuten angenommen.

Die Lohnkosten werden mit 36,30 Euro pro Stunde angesetzt (Durchschnitt Gesamtwirtschaft). Als jahrlicher
Erfiillungsaufwand errechnen sich somit rund 610 000 Euro.

4.2.2  Vorlage von Nachweis iiber Einhaltung Tariftreueversprechen auf Verlangen (§ 9 des Bundestariftreue-
gesetzes

Der Bundesauftraggeber verpflichtet den Auftragnehmer, mittels geeigneter Unterlagen zu dokumentieren, dass
er sein Tariftreueversprechen einhélt und die Unterlagen auf Anforderung des Bundesauftraggebers oder der Priif-
stelle Bundestariftreue vorzulegen. Die Nachweispflicht schliet die Nachunternehmer und beauftragte Verleiher
mit ein.

Ausgehend von jéhrlich rund 24 000 ffentlichen Auftrdgen und Konzessionen auf Bundesebene (siehe 4.2.1)
wird auf Basis von Erfahrungswerten auf Landesebene angenommen, dass in 5 % der Félle (1 200) eine Priifung
erfolgt. Im Weiteren wird angenommen, dass 10 % der Priifungen vor Ort erfolgen werden.

Der Zeitaufwand fiir das Beschaffen, Aufbereiten, Uberpriifen und Ubermitteln der Unterlagen wird anhand des
Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfiillungsaufwands in Regelungsvorhaben der Bundesregierung
auf 47 Minuten pro Auftrag geschitzt (Zeitwerttabelle Wirtschaft, mittel). Im Falle der Zusammenarbeit mit
Nachunternehmern und beauftragten Verleihern kann der Aufwand variieren. Fiir die Begleitung einer Vor-Ort-
Priifung wiirde weiterer Aufwand entstehen — zusétzlich durchschnittlich 58 Minuten in 10 % der Auftrage. Unter
diesen Annahmen betrégt der durchschnittliche Zeitaufwand rund 53 Minuten pro Auftrag.

Sofern die Ubermittlung der Daten nicht auf elektronischem Weg vorgenommen wird, kénnen Sachkosten ent-
stehen. Fiir die weitere Berechnung wird eine Kostenpauschale von 5 Euro pro Fall fiir 50 % der Fille angenom-
men, sodass die durchschnittlichen Sachkosten 2,50 Euro pro Fall betragen.

Die Lohnkosten werden mit 36,30 Euro pro Stunde angesetzt (Durchschnitt Gesamtwirtschaft). Der jahrliche Er-
fiillungsaufwand betrigt somit rund 42 000 Euro.

4.2.3  Erfiillungsaufwand fiir kleinere und mittlere Unternehmen

Von dem Regelungsvorhaben werden (auch) kleine und mittlere Unternehmen betroffen, wenn sie sich um 6f-
fentliche Auftrige und Konzessionen bewerben oder im Kontext 6ffentlicher Auftrige als Nachunternehmer oder
Verleiher tétig werden. Die Informationspflicht gegeniiber den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern aus § 4
Absatz 3 des Bundestariftreuegesetzes soll durch Zurverfiigungstellung eines entsprechenden Vordrucks durch
die Bundesauftraggeber erleichtert werden. Die Dokumentations- und Nachweispflicht aus § 9 des Bundesta-
riftreuegesetzes gilt nicht fiir Auftragnehmer, Nachunternehmer oder Verleiher, wenn diese nach § 10 des Bun-
destariftreuegesetzes praqualifiziert sind. Die Auswahl der bei der Auftrags- oder Konzessionsausfiihrung zu ga-
rantierenden Arbeitsbedingungen soll durch eine iibersichtliche Darstellung der einschldgigen Branchenverord-
nungen nach § 5 des Bundestariftreuegesetzes auf einer durch das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales
einzurichtenden Internetseite erleichtert werden. Das Ziel des Tariftreuegesetzes, durch eine Stirkung der Ta-
rifbindung gute und attraktive Arbeitsbedingungen zu férdern, kommt angesichts der groen Herausforderungen
des Fachkriftemangels auch kleinen und mittleren Unternehmen zugute.
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Zur Forderung insbesondere kleiner und mittlerer Unternehmen will die Bundesregierung die 6ffentlichen Verga-
beverfahren vereinfachen, professionalisieren, digitalisieren und beschleunigen. Der Anteil gerade innovativer
Start-ups an 6ffentlichen Auftriagen soll erhoht werden; staatliche Stellen sollen auf diese Weise von innovativen
Produkten und Losungen profitieren. Es wird daher im Rahmen der Erarbeitung eines umfassenden Vergabetrans-
formationspakets in 2024 gepriift, inwieweit Vereinfachungen im Vergaberecht fiir innovative kleine und mittel-
stindische Unternehmen iibergangsweise fiir einen Zeitraum nach ihrer Griindung vorgesehen werden konnen,
etwa durch die Anhebung von Direktauftragsgrenzen.

43. Erfiillungsaufwand fiir die Verwaltung

Fiir die Verwaltung betrédgt der jahrliche Erfiilllungsaufwand auf Bundesebene rund 1,9 Millionen Euro, der ein-
malige Erfiillungsaufwand betrdgt rund 7,1 Millionen Euro.

Fiir Lander und Kommunen entsteht kein Erflillungsaufwand.

4.3.1  Anpassung von Vergabeunterlagen und Ausschreibungsbedingungen (§ 3 ff. des Bundestariftreuegeset-
zes)

Zukiinftig sollen im Rahmen offentlicher Ausschreibungen die Bundesauftraggeber den Auftragnehmern (ein-
schlieBlich Nachunternehmer oder Verleiher) verbindlich vorgeben, dass fiir die Ausfiihrung des Auftrags min-
destens die in der einschldgigen Rechtsverordnung festgelegten Arbeitsbedingungen anzuwenden sind (§ 3 des
Bundestariftreuegesetzes).

Dafiir miissen die Vorlagen fiir die Vergabeunterlagen und Ausschreibungsbedingungen einschlieBlich des Vor-
drucks fiir den Arbeitgeber gemal § 4 Absatz 3 Satz 2 des Bundestariftreuegesetzes entsprechend erstellt bezie-
hungsweise angepasst werden.

Auf Basis der Vergabestatistik kann angenommen werden, dass 1 400 Auftraggeber auf Bundesebene von dieser
Vorgabe betroffen sind.

Fiir schitzungsweise zwei Drittel der Bundesauftraggeber wird kein Umstellungsaufwand entstehen, da die An-
passung der Formulare seitens des jeweiligen Fachverfahrensherstellers (Vergabemanagers) erfolgt und dies in
den Wartungsvertrdgen abgedeckt ist. Fiir etwa ein Drittel wird der Zeitaufwand fiir die manuelle Anpassung der
Vordrucke auf einen halben Personentag (4 Stunden) geschétzt. Auf alle Fille hochgerechnet betrigt der Zeitauf-
wand 80 Minuten pro Bundesauftraggeber. Der Lohnsatz betrdgt 42,20 Euro pro Stunde (Durchschnitt Bund). Der
einmalige Erfiillungsaufwand betrdgt rund 79 000 Euro.

4.3.2  Bereitstellung der Arbeitsbedingungen im Internet (§ 5 Absatz 2 Satz 2 des Bundestariftreuegesetzes)

Zur Ver6ffentlichung der in den Rechtsverordnungen nach § 5 des Bundestariftreuegesetzes enthaltenen Arbeits-
bedingungen (§ 5 Absatz 2 Satz 2 des Bundestariftreuegesetzes) entsteht fiir die Beauftragung von Dienstleistern
ein einmaliger Aufwand in Hohe von 150 000 Euro sowie 84 000 Euro jéhrliche Kosten fiir die Wartung des
Internetauftritts.

4.3.3  Stichprobenartige und anlassbezogene Kontrollen durch Priifstelle Bundestariftreue; § 8 des Bundesta-
riftreuegesetzes

Laut § 8 Absatz 2 des Bundestariftreuegesetzes kontrolliert die Priifstelle Bundestariftreue stichprobenartig, ob
ein Auftragnehmer sein Tariftreueversprechen wahrt und ein Arbeitgeber seine Pflichten erfiillt. Die Priifstelle
Bundestariftreue wird auf Bundesebene eingerichtet und fiihrt neben stichprobenartigen auch anlassbezogene
Kontrollen durch (§ 8 Absatz 4 des Bundestariftreuegesetzes).

Analog zu 4.2.2 wird angenommen, dass bei der Priifstelle Bundestariftreue jahrlich 1 200 Priifungen erfolgen.
Der durchschnittliche Zeitaufwand fiir eine Priifung anhand Aktenlage betrégt einen Personentag (8 Stunden) pro
Fall und fiir den Fall einer Vor-Ort-Priifung (Quote 10 %) werden sechs Personentage (48 Stunden) angesetzt.
Fiir die geschétzten 20 % Félle mit VerstdBen ist pro Fall ein Aufwand von 60 Minuten fiir die Meldung an das
Wettbewerbsregister des Bundeskartellamts anzunehmen. Zudem ist damit zu rechnen, dass es in 90 % der Fille
zu einem Klageverfahren durch den betroffenen Auftragnehmer kommt. Hierbei ist pro Verfahren mit einem
Aufwand von einem Personentag (8 Stunden) zu rechnen.
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Auf Grundlage der geschitzten Fallzahlen und Bearbeitungszeiten ergibt sich ein Aufwand von 15 Mitarbeiter-
kapazititen. Auf Basis der ,,Lohnkostentabelle Verwaltung®™ (gemédl Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung
des Erfiillungsaufwands in Regelungsvorhaben der Bundesregierung) ergibt sich folgender Personalaufwand:

Verwaltungsebene Lohnkosten Anzahl Lohnkosten
pro Mitarbeiterkapazitiit insgesamt
Hoéherer Dienst 105 920 Euro 4 423 680 Euro
Gehobener Dienst 75 520 Euro 10 755 200 Euro
Mittlerer Dienst 58 880 Euro 1 58 880 Euro
Summe 15 1237 760 Euro

434 Informationsbereitstellung der Bundesauftraggeber gegeniiber der Priifstelle Bundestariftreue (§ 8 Ab-
sédtze 3 und 4 des Bundestariftreuegesetzes)

Die Bundesauftraggeber sind verpflichtet, der Priifstelle Bundestariftreue diejenigen Vergabeunterlagen iiber ver-
gebene oOffentliche Auftrage und Konzessionen zu iibermitteln, die fiir eine Kontrolle erforderlich sind. Analog
zu 4.2.2 wird eine Fallzahl von 1 200 pro Jahr angenommen.

Die Daten miissen zusammengestellt und {ibermittelt werden. Der Zeitaufwand wird auf Basis des Leitfadens auf
40 Minuten pro Fall geschatzt.

Bei einem anzusetzenden Lohnsatz von 42,20 Euro (Durchschnitt Bund) betrdgt der jahrliche Erfiilllungsaufwand
rund 33 800 Euro.

4.3.5 Bearbeitung der Datenmeldungen zu VerstoBen nach dem Bundestariftreuegesetz (§ 2 Absatz 3, §§ 5 und
8 Absatz 1 des Wettbewerbsregistergesetzes)

Bestandskriftige oder rechtskriftige Verwaltungsakte, die nach § 13 Absatz 1 des Bundestariftreuegesetzes erlas-
sen worden sind, werden an das Wettbewerbsregister gemeldet und dort eingetragen.

Dazu wird vom Bundeskartellamt ein Web-Portal eingerichtet werden. Zudem wird die Priifstelle Bundesta-
riftreue eine Registrierungsmoglichkeit zur sicheren und strukturierten Erfassung und Ubermittlung von Daten zu
Verwaltungsentscheidungen erhalten. Fiir die anschlieBende Bearbeitung durch die Sachbearbeiterinnen und
Sachbearbeiter der Registerbehdrde sind weitere interne Anpassungen des IT-Systems notwendig. Das Bundes-
kartellamt schitzt diesen einmaligen Aufwand auf 6,5 Millionen Euro.

Des Weiteren werden jeweils zwei Beschéftigte des hoheren und gehobenen Dienstes (durchschnittlicher Lohn-
satz 58,50 Euro laut Leitfaden) des Bundeskartellamtes die Phase der Umstellung des Wettbewerbsregisters be-
gleiten. Der einmalige Aufwand wird mit 374 000 Euro beziffert.

In Summe betrégt der einmalige Erfiillungsaufwand rund 6,9 Millionen Euro.

Ausgehend von 1 200 Priifungen pro Jahr und zielgerichteten Kontrollen wird geschitzt, dass in 20 % der Félle
(entspricht einer Anzahl von 240) VerstofBe festgestellt und an das Bundeskartellamt gemeldet werden.

Das Bundeskartellamt schétzt einen durchschnittlichen Zeitaufwand von 151 Minuten zur Bearbeitung eines
RechtsverstoBes und unterscheidet dabei nach einfachen, mittel-komplexen und komplexen Féllen (Anteil von
75/10/15 %).

Bei einem anzusetzenden Lohnsatz von 42,20 Euro (Durchschnitt Bund) betragen die Personalkosten rund
25 500 Euro pro Jahr.

Zudem geht das Bundeskartellamt von einem zusétzlichen jahrlichen Aufwand von 520 000 Euro fiir Betrieb und
Wartung des IT-Systems aus, die sich aus der Anderung und Erweiterung des IT-Systems Wettbewerbsregister
ergeben.

In Summe betrégt der jahrliche Erfiillungsaufwand 545 500 Euro.
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5. Weitere Kosten

Soweit aufgrund einer nach § 5 des Bundestariftreuegesetzes erlassenen Rechtsverordnung eine Anhebung der
Personalkosten bei Arbeitgebern, die einen offentlichen Auftrag oder eine Konzession ausfiihren, erforderlich
wird, entstehen weitere Kosten. Diese Kosten entstehen in Bezug auf Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die
zu Arbeitsbedingungen beschéftigt werden, die grundsitzlich zu geringeren Personalkosten im Vergleich zur An-
wendung der einschligigen Verordnung nach § 5 des Bundestariftreuegesetzes beschéftigt werden. Es ist davon
auszugehen, dass diese weiteren, vorab nicht bezifferbaren Kosten in das Angebot fiir den 6ffentlichen Auftrag
eingepreist und mit der Vergiitung an den Bundesauftraggeber weitergereicht werden.

Als Folge der gesetzlichen Anderungen sind keine Auswirkungen auf das gesamtwirtschaftliche Preisniveau, ins-
besondere das Verbraucherpreisniveau zu erwarten.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Das Bundestariftreuegesetz triagt dazu bei, die Anwendung von Tarifvertrdgen auszuweiten. Beschiftigte — jeden
Geschlechts — profitieren grundsitzlich von der Arbeit in Unternehmen mit Tarifbindung. Dort, wo sie greift, ist
der Verdienst hoher als in Unternehmen ohne Tarifbindung. Fiir Frauen zeigt die Verdiensterhebung 2023 des
Statistischen Bundesamtes, dass diese pro Stunde in Unternehmen mit Tarifvertrag etwa ein Fiinftel (19,6 %)
mehr verdienen als Frauen in Unternehmen ohne Tarifvertrag.

Die im Gesetz vorgesehenen Regelungen haben keine nachteiligen Auswirkungen auf Verbraucherinnen und Ver-
braucher.

7. Exekutiver Fuflabdruck

Im Sinne einer besseren Rechtssetzung und fiir eine enge Einbeziehung aller Interessenvertreterinnen und Inte-
ressenvertreter haben das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Klimaschutz und das Bundesministerium fiir
Arbeit und Soziales im Vorfeld des Entwurfs fiir das Bundestariftreuegesetz im Dezember 2022 eine dffentliche
Konsultation zur Ausgestaltung der Bundestariftreueregelung durchgefiihrt. Mit den Spitzenorganisationen der
Arbeitgeber sowie der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer hat ebenfalls im Vorfeld des Gesetzentwurfs im
Rahmen von Dialoggesprichen ein Austausch iiber die Vorgaben des Koalitionsvertrags und mogliche weitere
MaBnahmen zur Stirkung der Tarifbindung stattgefunden.

Die verschiedenen, teils auch gegenldufigen Anliegen der verschiedenen Interessenvertreterinnen und Interessen-
vertreter wurden bei der Erarbeitung des Referentenentwurfs gepriift, miteinander in Ausgleich gebracht und ent-
sprechend weitgehend berticksichtigt.

VII.  Befristung; Evaluierung

Die Erprobung der Online-Betriebsratswahl wird durch das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales evaluiert
(Artikel 7).

Eine Befristung der in dem Entwurf vorgesehenen Rechtsdnderungen kommt dariiber hinaus nicht in Betracht.
Die Regelungen sind darauf angelegt, die Funktionsfihigkeit der Tarifautonomie auf Dauer zu sichern und zu
fordern sowie gute Arbeitsbedingungen auf Dauer sicherzustellen.

Gemil Artikel 10 der Richtlinie (EU) 2022/2041 des Europidischen Parlaments und des Rates vom 19. Oktober
2022 iiber angemessene Mindestlohne in der Europdischen Union (ABI. L 275 vom 25.10.2022, S. 33) sind die
Mitgliedstaaten zur Uberwachung und Datenerhebung im Hinblick auf die Ziele der Richtlinie verpflichtet. Be-
ginnend mit dem Jahr 2025 sind unter anderem jeweils alle zwei Jahre vor dem 1. Oktober Daten und Informati-
onen zur Quote und Entwicklung der tarifvertraglichen Abdeckung vorzulegen. Dariiber hinaus verpflichtet Arti-
kel 4 der Richtlinie (EU) 2022/2041 Mitgliedstaaten mit einer tariflichen Abdeckung unterhalb einer Schwelle
von 80 %, einen Aktionsplan zur Férderung von Tarifverhandlungen zu erstellen. Der Aktionsplan enthilt einen
klaren Zeitplan und konkrete MaBBnahmen zur schrittweisen Erh6hung der tarifvertraglichen Abdeckung unter
uneingeschrinkter Achtung der Autonomie der Sozialpartner. Der Mitgliedstaat tiberpriift den Aktionsplan regel-
méBig, mindestens alle fiinf Jahre, und aktualisiert ihn bei Bedarf.
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B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Gesetz zur Sicherung der Tariftreue bei der Vergabe und Ausfiihrung
offentlicher Auftrage und Konzessionen des Bundes)

Zu § 1 (Anwendungsbereich)

Die Norm regelt den Anwendungsbereich des Bundestariftreuegesetzes. Das Bundestariftreuegesetz gilt nur fiir
die Vergabe und Ausfithrung von 6ffentlichen Auftragen und Konzessionen des Bundes. Es ldsst Vergabeverfah-
ren durch die Lander und Kommunen unberiihrt.

Zu Absatz 1

Nach Satz 1 gilt das Gesetz nur, wenn ein Auftrag oder Vertrag den Schwellenwert nach Satz 1 erreicht oder
iiberschreitet. Grundlage ist der geschétzte Auftrags- oder Vertragswert ohne Umsatzsteuer. Der Schwellenwert
gewihrleistet, dass Vergabeverfahren mit einem geringen Volumen durchgefiihrt werden konnen, ohne die im
Gesetz geregelten Anforderungen an das Vergabeverfahren und die sich anschlieBende Ausfiihrungsphase erfiil-
len sowie die Gesetzeseinhaltung kontrollieren zu miissen. In den Anwendungsbereich des Gesetzes fallen neben
der Vergabe oOffentlicher Auftrige, die Liefer-, Bau- oder Dienstleistungen zum Gegenstand haben kdnnen, auch
Vergaben von Sektorenauftraggebern und die Vergabe von Bau- und Dienstleistungskonzessionen. Fiir Bauauf-
trige und Baukonzessionen statuiert das Gesetz einen hoheren Schwellenwert als fiir Liefer- und Dienstleistungs-
auftrage sowie Dienstleistungskonzessionen. Nicht vom Anwendungsbereich umfasst sind verteidigungs- und si-
cherheitsspezifische 6ffentliche Auftrige im Sinne von § 104 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen.
Verteidigungs- und sicherheitsspezifischen 6ffentlichen Auftrige betreffen einen abgrenzbaren Teilbereich 6f-
fentlicher Auftrage, der aufgrund der fiir ihn geltenden Besonderheiten, beispielsweise im Hinblick auf Geheim-
schutzerfordernisse oder die besondere Marktsituation, separat zu betrachten ist. Das Gesetz regelt neben dem
Vergabeverfahren auch die anschlieBende Ausfithrungsphase.

Der in Absatz 1 geregelte Anwendungsbereich gilt nicht fiir § 14 des Bundestariftreuegesetzes. Nach § 14 des
Bundestariftreuegesetzes konnen alle Auftraggeber im Sinne des § 98 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschréin-
kungen Unternehmen von Vergabeverfahren wegen VerstdBen in der Vergangenheit ausschlie3en.

Satz 1 grenzt die Vergabeverfahren des Bundes von den Vergabeverfahren der Lander und Kommunen ab. Der
Anwendungsbereich lehnt sich an die Systematik des § 159 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschréin-
kungen an. § 159 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen beschreibt, welche 6ffentlichen Auf-
trige und Konzessionen dem Bund zuzurechnen sind. Satz 1 entspricht in seinen Nummern 1 bis 6 den Féllen des
§ 159 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrinkungen. Nummer 2 verzichtet auf den letzten Halbsatz
von § 159 Absatz 1 Nummer 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrinkungen. Auftraggeber sollen nicht durch
eine Vereinbarung iiber den Anwendungsbereich der Bundestariftreueregelung disponieren konnen.

Satz 2 regelt die Schitzung des Auftragswertes und unterscheidet dafiir entsprechend Satz 1 nach der Art der
Vergabe. Die Schitzung des Auftragswertes fiir 6ffentliche Auftrage ist nach § 3 der Vergabeverordnung und fiir
die offentliche Auftragsvergabe durch Sektorenauftraggeber nach § 2 der Sektorenverordnung vorzunehmen. Fiir
die Vergabe von verteidigungs- und sicherheitsspezifischen 6ffentlichen Auftragen gilt § 3 der Vergabeordnung
Verteidigung und Sicherheit. Der Vertragswert fiir Konzessionen wird nach § 2 der Konzessionsvergabeverord-
nung geschitzt.

Zu Absatz 2

Absatz 2 Satz 1 stellt klar, dass Vergabe und Ausfithrung von 6ffentlichen Auftrigen und Konzessionen durch
ein Land im Rahmen der Bundesauftragsverwaltung nicht der Bundestariftreueregelung unterfallen. In diesen
Fillen ist das Land der 6ffentliche Auftraggeber beziehungsweise der Konzessionsgeber. Die Bundesauftragsver-
waltung ist eine Form der Landesverwaltung, bei der die betreffende Behorde als Landesbehdrde handelt und
dieses Handeln im Verhéltnis zu Dritten dem Land zuzurechnen ist. Die Regelung schlieBt an Absatz 1 an. Sie
entspricht dem Regelungsgehalt von § 159 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrinkungen,
nach dem fiir den Fall der Bundesauftragsverwaltung die Vergabekammer des jeweiligen Landes zustindig ist.
Da die Bundeswehr bis 2029 ein erhohtes Niveau der Wehrhaftigkeit und Abschreckung erreicht haben muss und
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hierfiir eine Vielzahl von Infrastrukturmanahmen unterschiedlichster Art und Triagerschaft erforderlich ist, wer-
den in Satz 2 die Vergabe und Ausfithrung von 6ffentlichen Auftragen zur Deckung der Belange der Bundeswehr
von der verbindlichen Anwendung des Gesetzes bis zum 31.12.2029 vollstindig ausgenommen.

Zu Absatz 3

Der rdumliche Anwendungsbereich des Gesetzes ist nach Absatz 3 aus unionsrechtlichen Griinden auf das Ho-
heitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland beschriankt. In seinem Urteil zur Rechtssache Bundesdruckerei hat
der Gerichtshof eine nordrhein-westfélische Tariftreueregelung als nicht erforderliche und damit unverhéltnismé-
Bige Beschrinkung des Artikel 56 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europédischen Union eingestuft (Urteil
vom 18. September 2014 — C-549/13). Die damals geltende Tariftreueregelung fiihrte dazu, dass auch ein in einem
anderen Mitgliedstaat der Europdischen Union anséssiges Nachunternehmen, das einen offentlichen Auftrag au-
Berhalb der Bundesrepublik Deutschland ausfiihrte, ein bestimmtes Mindestentgelt zahlen musste. Der Gerichts-
hof urteilte, der nationale vergabespezifische Mindestlohn sei unverhéltnisméBig, soweit er sich auf eine Situation
erstrecke, in der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer einen dffentlichen Auftrag in einem Mitgliedstaat aus-
fiihrten, der nicht mit dem Mitgliedstaat identisch sei, dem der 6ffentliche Auftraggeber angehore, und in dem die
Mindestlohnsétze niedriger seien.

Der fakultative Ausschlussgrund nach § 13 des Bundestariftreuegesetzes gilt auch fiir Auftragnehmer, die Leis-
tungen auBBerhalb des Hoheitsgebiets der Bundesrepublik erbringen. Nach § 13 des Bundestariftreuegesetzes kon-
nen Auftraggeber im Sinne des § 98 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrinkungen Unternehmen von Verga-
beverfahren wegen VerstoB3en in der Vergangenheit ausschlieBen. Der Versto3 in der Vergangenheit wird nur
erfasst, wenn die betreffende Leistung in Deutschland erbracht wurde.

Zu Absatz 4

Absatz 4 stellt sicher, dass die Bundestariftreueregelung im Gleichlauf mit den bestehenden vergaberechtlichen
Strukturen gehalten wird. Die Bundestariftreueregelung greift grundsétzlich nur dann, wenn das Vergaberecht die
Durchfiihrung eines Vergabeverfahrens vorsieht. Der Anwendungsbereich des Gesetzes ist fiir Sachverhalte nicht
eroffnet, fiir die auch der Vierte Teil des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschriankungen nicht gilt.

Zu Absatz 5

Durch Absatz 5 Satz 1 wird geregelt, dass die Bundestariftreueregelung unterhalb der in § 106 Absatz 2 des Ge-
setzes gegen Wettbewerbsbeschrinkungen in Bezug genommenen Schwellenwerte nur greift, soweit die betroffe-
nen Auftraggeber oder Konzessionsgeber durch die Verfahrensordnung fiir die Vergabe 6ffentlicher Liefer- und
Dienstleistungsauftriage unterhalb der EU-Schwellenwerte (Unterschwellenvergabeordnung — UVgO) oder durch
Abschnitt 1 der Vergabe- und Vertragsordnung fiir Bauleistungen Teil A (VOB/A) zur Durchfiihrung eines Verga-
beverfahrens verpflichtet sind. Dort, wo UVgO oder VOB/A nicht direkt, sondern nur aufgrund vertraglicher
Verpflichtungen gelten und dort, wo Auftrag- und Konzessionsgeber aus anderem Grund kein Vergabeverfahren
durchfiihren miissen und keine Ausschreibung des Auftrages oder der Konzession notwendig ist, gilt die Bundes-
tariftreueregelung nicht. Satz 2 ordnet an, dass § 129 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen
unabhingig von den in § 106 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen in Bezug genommenen
Schwellenwerten gilt. Fiir Vergabeverfahren oberhalb der in § 106 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schrinkungen in Bezug genommenen Schwellenwerte gilt § 129 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schrankungen direkt (siche § 106 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen).

Zu Absatz 6

Mit Absatz 6 wird klargestellt, dass die Bundestariftreueregelung fiir Rahmenvereinbarungen im Sinne des § 103
Absatz 5 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrinkungen entsprechend gilt. Die aus dem Vergaberecht
bekannte Regelungssystematik wird {ibernommen und die aus § 103 Absatz 5 Satz 2 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschriankungen bekannte grundsétzliche Gleichstellung von Rahmenvereinbarungen und 6ffentlichen Auf-
tragen flir die Bundestariftreueregelung nachvollzogen.

Zu Absatz 7

Nach Absatz 7 Satz 1 sollen Bundesauftraggeber, bei der Vergabe offentlicher Auftrdge oder Konzessionen ge-
meinsam mit Auftraggebern der Bundeslédnder oder anderer Staaten nach § 4 Absatz 2 Satz 1 und 2 sowie 4 der
Vergabeverordnung, auch in Verbindung mit § 16 der Unterschwellenvergabeordnung, oder nach § 4 Absatz 2
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Satz 1 und 2 sowie 4 der Sektorenverordnung, mit den anderen Auftraggebern eine Einigung iiber die Einhaltung
der Bestimmungen des Bundestariftreuegesetzes anzustreben. Nach Satz 2 kann bei der gemeinsamen Vergabe
nur von den Bestimmungen des Bundestariftreuegesetzes abgewichen werden, wenn eine Einigung nach Satz 1
ausnahmsweise nicht zustande kommt.

Zu § 2 (Begriffsbestimmungen)
Zu Absatz 1

Der Begriff des Bundesauftraggebers wird unter Verweis auf den in § 98 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schrankungen normierten Auftraggeberbegriff definiert. Auftraggeber in diesem Sinne sind die in den §§ 99, 100,
101 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen nédher beschriebenen 6ffentlichen Auftraggeber, Sektoren-
auftraggeber und Konzessionsgeber.

Zu Absatz 2
Absatz 2 definiert die Vertragspartner der in Absatz 1 genannten Bundesauftraggeber als Auftragnehmer.
Zu § 3 (Tariftreueversprechen)

§ 3 des Bundestariftreuegesetzes bestimmt, wie die tarifvertraglichen Arbeitsbedingungen Inhalt des Rechtsver-
héltnisses zwischen Bundesauftraggebern und Auftragnehmern werden. Dazu bedient sich die Norm der in §§ 128
Absatz 2, 129, 142, 147 und 152 Absatz 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen vorgesehenen Mog-
lichkeiten, wonach fiir die Ausfiihrungsphase von Auftrigen und Konzessionen zwingende Bedingungen zu so-
zialen Belangen durch Bundesgesetz vorgegeben werden konnen. Regelungsadressaten sind die Bundesauftrag-
geber. Sie werden verpflichtet, den Auftragnehmern die durch Rechtsverordnung nach § 5 des Bundestariftreue-
gesetzes festgelegten Arbeitsbedingungen im Anwendungsbereich des Bundestariftreuegesetzes als Mindestbe-
dingungen verbindlich vorzugeben. Diese Ausfiihrungsbedingungen sind Teil der Vertragsbedingungen, die der
Auftragnehmer beachten und einhalten muss. Verletzungen dieser Ausfithrungsbedingungen 16sen im Verhiltnis
zum Bundesauftraggeber die zivilrechtlichen Sanktionen aus § 11 des Bundestariftreuegesetzes aus.

Zu Absatz 1

Auftragnehmer miissen sich nach § 3 Absatz 1 dazu verpflichten, dass sie den zur Leistungserbringung eingesetz-
ten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern in der Ausfithrungsphase mindestens die Arbeitsbedingungen gewéh-
ren, die nach § 5 des Bundestariftreuegesetzes in der jeweils einschlédgigen Rechtsverordnung festgelegt sind. Auf
diese Weise wird der Vergabewettbewerb von Bundesauftraggebern im Hinblick auf die Arbeitsbedingungen der
eingesetzten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auf eine faire Grundlage gestellt. Alle Bieter miissen ihr An-
gebot grundsitzlich auf Grundlage einheitlicher Mindestarbeitsbedingungen kalkulieren. Ein Verdrangungswett-
bewerb iiber die Arbeitsbedingungen wird vermieden.

Das Tariftreueversprechen ist eine Ausfithrungsbedingung. Die genannten Arbeitsbedingungen miissen Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern gewéhrt werden, soweit und solange sie zur Ausfiihrung des 6ffentlichen Auf-
trags oder der Konzession eingesetzt werden. Der vergaberechtlich vorgegebene Auftragsgegenstandsbezug ver-
langt, dass die Ausfithrungsbedingungen stets einen hinreichenden Bezug zum konkreten Auftragsgegenstand
aufweisen. Erfasst sind insbesondere bei Lieferleistungen allein solche Téatigkeiten, die nach Zuschlagserteilung
fiir die Ausfiihrung des Auftrags erfolgen.

Nicht zur Ausfithrung des 6ffentlichen Auftrags oder der Konzession werden Leistungen erbracht, die vor Zu-
schlagserteilung und damit unabhéngig von einem konkreten Auftrag ausgefiihrt werden. Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer werden zur Leistungserbringung eingesetzt, wenn sie Tétigkeiten erbringen, die in Verbindung mit
dem Auftragsgegenstand nach der Leistungsbeschreibung stehen und die den konkreten Prozess der Herstellung
oder Bereitstellung der beauftragten Leistung charakterisieren. RegelmaBig sind die Tatigkeiten nicht erfasst, die
zur Herstellung von Sachen erbracht werden, die nach MaB, Zahl oder Gewicht bestimmt zu werden pflegen, die
neuwertig sind und die serienmifig oder nach Muster hergestellt werden.

Zu Absatz 2

§ 3 Absatz 2 stellt sicher, dass sich ein Auftragnehmer seinem Tariftreueversprechen nicht durch Einsatz anderer
Unternehmer entziechen kann. Diese weitere Ausfiihrungsbedingung dient der Verhinderung von Umgehungen
des Tariftreueversprechens nach Absatz 1.
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Nach Satz 1 miissen sich Auftragnehmer daher ebenfalls dazu verpflichten von ihren Nachunternehmern zu ver-
langen und durch geeignete MaBinahmen sicherzustellen, dass beauftragte Nachunternehmer gegeniiber ihren Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern ihre Pflichten nach § 4 Absatz 1 und 3 des Bundestariftreuegesetzes erfiillen.
Dies gilt in gleicher Weise fiir den Einsatz von Verleihern durch den Auftragnehmer oder seine Nachunternehmer.
Den Auftragnehmer trifft damit fiir den Fall des Nachunternehmereinsatzes eine Sicherstellungspflicht. Die fiir
die Leistungserbringung eingesetzten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer stehen so, wie sie stiinden, wenn sie
direkt beim Auftragnehmer beschéftigt wiaren. Ein Auftragnehmer kann seine Pflicht nach § 3 Absatz 2 Satz 1
insbesondere dadurch erfiillen, dass er sich von Nachunternehmern oder von dem Auftragnehmer oder von Nach-
unternechmern beauftragten Verleihern das Zertifikat einer Praqualifizierungsstelle nach § 10 Absatz 1 vorlegen
lasst.

Durch Satz 2 wird die Sicherstellungspflicht fiir Konstellationen eingeschrinkt, in denen Zulieferer eingeschaltet
werden, deren Tétigwerden keinen hinreichenden Bezug zum eigentlichen Leistungsgegenstand des Auftrages
hat. Eine Weitergabe der eigenen Leistungsverpflichtung an einen Nachunternehmer im Sinne von Satz 1 liegt
dann nicht vor. Nicht als Nachunternehmer gilt nach Satz 2 der unmittelbare und mittelbare Zulieferer nach den
§ 2 Absatz 5 Satz 2 Nummer 2 und 3 in Verbindung mit Absatz 7 und 8 des Lieferkettensorgfaltspflichtengeset-
zes.

Zu § 4 (Anspruch auf Gewahrung der verbindlichen Arbeitsbedingungen)

§ 4 des Bundestariftreuegesetzes statuiert fiir die eingesetzten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer einen ge-
setzlichen Anspruch auf Gewéhrung der nach § 5 des Bundestariftreuegesetzes durch Rechtsverordnung festge-
setzten Arbeitsbedingungen. Die Vorschrift beinhaltet zugleich die entsprechende 6ffentlich-rechtliche Grund-
verpflichtung der Arbeitgeber, auf der die Feststellung eines VerstoBes durch Verwaltungsakt nach § 13 Ab-
satz 1 Nummer 1 sowie der Ausschluss aus einem Vergabeverfahren nach § 14 Absatz 1 aufsetzen.

Zu Absatz 1

Nach Satz 1 haben Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in dem Umfang, in dem sie zur Leistungserbringung
eingesetzt werden, einen Anspruch auf Gewihrleistung der Arbeitsbedingungen nach der einschliagigen Tarif-
treue-Verordnung gegen ihren Arbeitgeber. Arbeitgeber im Sinne der Norm sind neben den Auftragnehmern alle
in § 3 Absatz 2 des Bundestariftreuegesetzes genannten weiteren Unternehmer, also auch Nachunternehmer und
Verleiher. Weiter wird klargestellt, dass § 4 nur einen Mindeststandard regelt und giinstigere Anspriiche unberiihrt
lasst. Steht einer Arbeitnehmerin oder einem Arbeitnehmer aufgrund des Arbeitsvertrags, einer Betriebsvereinba-
rung, eines Tarifvertrags oder einer anderen Regelung eine héhere Entlohnung oder mehr Urlaub zu, so sind diese
Anspriiche nach dem Giinstigkeitsprinzip vorrangig.

Entlohnungsbestandteile und sonstige Arbeitsbedingungen, die laut der jeweiligen Rechtsverordnung nicht ver-
stetigt in jedem Abrechnungszeitraum zu gewéhren sind, sind pro rata temporis zu erbringen. Dazu ist die Ar-
beitszeit, in der eine Arbeitnehmerin oder ein Arbeitnehmer an der Leistungserbringung mitgewirkt hat, zu dem
Bezugszeitraum des Entlohnungsbestandteils ins Verhéltnis zu setzen.

Satz 2 stellt klar, dass beim Einsatz eines Leiharbeitnehmers oder einer Leiharbeitnehmerin die nach § 5 des Bun-
destariftreuegesetzes festgesetzten Arbeitsbedingungen durch den Verleiher zu gewéhren sind. Die Regelung
stellt sicher, dass auch Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmern einen Anspruch auf die anwendbaren ta-
riflichen Arbeitsbedingungen gegeniiber dem Verleiher haben. Sie stehen nicht schlechter, als die fiir die Auf-
tragsausfithrung eingesetzten Stammarbeitnehmerinnen und -Arbeitnehmer. Der Betrieb des Entleihers muss in
den fachlichen Geltungsbereich der Rechtsverordnung fallen, um den Anspruch nach § 4 des Bundestariftreuege-
setzes zu begriinden.

Zu Absatz 2

Mit Satz 1 wird klargestellt, dass ein Verzicht entsprechend § 4 Absatz 4 Tarifvertragsgesetz einen durch die
Tarifvertragsparteien gebilligten materiell-rechtlichen oder gerichtlichen Vergleich voraussetzt. Im Ubrigen ist
ein Verzicht ausgeschlossen.

Satz 2 schlieBt eine Verwirkung der Anspriiche aus.
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Mit Satz 3 wird klargestellt, dass Ausschlussfristen nur zuldssig sind, soweit sie bereits von den Tarifvertragspar-
teien in dem der Rechtsverordnung nach § 5 des Bundestariftreuegesetzes zugrundeliegenden Tarifvertrag ver-
einbart wurden. Eine Mindestfrist fiir die tarifliche Ausschlussfrist gilt nicht.

Zu Absatz 3

Absatz 3 sieht eine Informationspflicht des Arbeitgebers gegeniiber den an einem dffentlichen Auftrag oder einer
Konzession des Bundes im Sinne des Bundestariftreuegesetzes beteiligten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
vor. Die Informationspflicht dient der effektiven Durchsetzbarkeit des Anspruches aus Absatz 1. Nur wenn die
eingesetzten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beispielsweise wissen, dass ihnen moglicherweise nach § 4
des Bundestariftreuegesetzes ein hoherer Vergilitungsanspruch zusteht als sonst, werden sie in die Lage versetzt,
diesen Anspruch auch geltend zu machen. Der Versto3 gegen die Informationspflicht kann ebenfalls nach § 13
Absatz 1 Nummer 1 und § 14 Absatz 1 des Bundestariftreuegesetzes sanktioniert werden.

Die Information muss den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern am 15. Tag des Folgemonats nach ihrem ersten
Einsatz am offentlichen Auftrag zugehen. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sollen rechtzeitig iiber ihre An-
spriiche informiert werden, bevor etwaige tarifliche Ausschlussfristen eine Geltendmachung der Anspriiche aus-
schlieen. Bei Bedarf hat der Arbeitgeber die Information in barrierefreier Form zur Verfiigung zu stellen, damit
Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer mit Behinderungen diese gleichberechtigt mit allen anderen wahrnehmen
konnen. Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Klimaschutz stellt Bundesauftraggebern eine Vorlage fiir den
Vordruck zur Verfligung.

Zu § 5 (Rechtsverordnung zur Festsetzung der verbindlichen Arbeitsbedingungen;
Verordnungsermachtigung)

Die Norm regelt das Verfahren, in dem die Rechtsverordnungen erlassen werden, auf die sich die Tariftreuever-
sprechen nach § 3 des Bundestariftreuegesetzes beziehen.

Zu Absatz 1

Absatz 1 enthilt die Verordnungserméchtigung fiir den Erlass einer Rechtsverordnung, mit der tarifliche Arbeits-
bedingungen verbindlich fiir die Ausfithrung 6ffentlicher Auftrige und Konzessionen festgesetzt werden.

Zu Satz 1

Satz 1 sieht vor, dass eine Gewerkschaft oder eine Vereinigung von Arbeitgebern das Rechtsverordnungsverfah-
ren durch einen Antrag einleitet. Es geniigt der Antrag einer Tarifvertragspartei.

Der Antrag muss den Tarifvertrag, dessen Arbeitsbedingungen in einer Rechtsverordnung festgesetzt werden sol-
len, bezeichnen und zum Ausdruck bringen, dass das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales das Rechtsver-
ordnungsverfahren nach § 5 des Bundestariftreuegesetzes einleiten soll. Weiterhin ist dem Antrag eine Abschrift
des Tarifvertrags beizufiigen.

Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales erldsst die beantragte Rechtsverordnung, es sei denn ein 6ffent-
liches Interesse am Erlass der Rechtsverordnung ist ausnahmsweise nicht gegeben.

Zu Satz 2

Gegenstand der Rechtsverordnungen nach § 5 des Bundestariftreuegesetzes sind Arbeitsbedingungen im Sinne
des § 2 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes. Diese Arbeitsbedingungen setzt das Bun-
desministerium fiir Arbeit und Soziales auf Antrag in einer Rechtsverordnung fest.

Zu Nummer 1

Durch Rechtsverordnung konnen nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 die tarifvertraglichen Regelungen zur Entloh-
nung im Sinne des § 2a des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes verbindlich vorgegeben werden. Die Entlohnung
gehort nach Artikel 3 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe ¢ der Richtlinie 96/71/EG des Europdischen Parlaments
und des Rates vom 16. Dezember 1996 iiber die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von
Dienstleistungen, die zuletzt durch die Richtlinie (EU) 2018/957 gedndert worden ist (ABl. L 173/16 vom
9.7.2018, S. 16), zu den Arbeitsbedingungen, die auch fiir in die Bundesrepublik Deutschland entsandte Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer fiir verbindlich erklért werden diirfen. Entlohnung in diesem Sinne umfasst neben
den vereinbarten Lohngittern unter anderem auch tarifvertragliche Regelungen zu Zulagen und Zuschlégen.
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Entlohnung umfasst auch Regelungen zur Félligkeit der Entlohnung einschlieBlich Ausnahmen und deren Vo-
raussetzungen.

Zu Nummer 2

Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 erfasst den Mindestjahresurlaub. Regelungen zum Mindestjahresurlaub kénnen nach
Artikel 3 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe b der Richtlinie 96/71/EG des Européischen Parlaments und des Ra-
tes vom 16. Dezember 1996 iiber die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleis-
tungen, die zuletzt durch die Richtlinie (EU) 2018/957 gedndert worden ist (ABIL. L 173/16 vom 9.7.2018, S. 16),
fiir in die Bundesrepublik Deutschland entsandten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer fiir verbindlich erklért
werden. Tarifvertragliche Erweiterungen des nach § 3 Absatz 1 des Bundesurlaubsgesetzes bestehenden Anspru-
ches auf mindestens 24 Werktage pro Jahr sind in der Tarifpraxis weit verbreitet.

Zu Nummer 3

Hochstarbeitszeiten, Mindestruhezeiten und Ruhepausen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 konnen nach Artikel 3
Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 96/71/EG des Europédischen Parlaments und des Rates vom
16. Dezember 1996 iiber die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen,
die zuletzt durch die Richtlinie (EU) 2018/957 gedndert worden ist (ABL. L 173/16 vom 9.7.2018, S. 16), fiir in
die Bundesrepublik Deutschland entsandten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer fiir verbindlich erklért werden.
Arbeitszeitrechtliche Regelungen in Tarifvertrdgen setzten regelméfig den Rahmen fiir vergiitungsrechtliche An-
spriiche, die durch Nummer 1 erfasst sind.

Zu Satz 3

Nach Satz 3 beriicksichtigt der Verordnungsgeber bei der Entscheidung i{iber den Erlass der beantragten Verord-
nung die Stellungnahmen der nach Absatz 4 Stellungnahmeberechtigten und die Empfehlungen der Clearingstelle
nach § 6 Absatz 2.

Zu Satz 4

Nach Satz 4 wird in der Verordnung mit Blick auf unionsrechtliche Anforderungen der fiir im Ausland anséssige
Arbeitgeber einschldgige Tarifvertrag unter Beachtung des Grundsatzes der Gleichbehandlung bestimmt. Sofern
der rdumliche Geltungsbereich eines Tarifvertrags von den Tarifvertragsparteien bezogen auf den Betriebssitz
definiert wird, fehlt ein Ankniipfungspunkt fiir ausldndische Arbeitgeber, die keinen Betriebssitz in Deutschland
haben. Daher ist es erforderlich, in der Verordnung die Geltung fiir Betriebe mit Sitz im Ausland zu regeln. Hierbei
ist eine Schlechterstellung des auslédndischen Arbeitgebers gegeniiber Arbeitgebern mit Betriebssitz im Inland zu
vermeiden.

Zu Absatz 2

Satz 1 stellt klar, dass die Arbeitsbedingungen jeweils fiir eine Branche in einer Rechtsverordnung gebiindelt
festgesetzt werden sollen. Arbeitsbedingungen aus unterschiedlichen regionalen Tarifvertrigen mit demselben
fachlichen Geltungsbereich sollen von einer gemeinsamen Rechtsverordnung erfasst werden.

Nach Satz 2 richtet das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales einen Internetauftritt ein, aus dem die aktuellen
Arbeitsbedingungen nach den geltenden Rechtsverordnungen auf Grundlage des Bundestariftreuegesetzes er-
sichtlich sind.

Zu Absatz 3

Absatz 3 regelt den Verfahrensablauf bei konkurrierenden Antridgen nach Absatz 1 Satz 1. Das Bundesministe-
rium flir Arbeit und Soziales trifft in diesem Fall eine Auswahlentscheidung, welcher Tarifvertrag représentativer
ist und damit zum Gegenstand einer Verordnung gemacht werden soll. Bei der Auswahlentscheidung sind die
Stellungnahmen nach Absatz 4 sowie, sofern deren Beteiligung verlangt wurde, die mehrheitlich gefasste Emp-
fehlung oder die nicht mehrheitlich gefassten Empfehlungen der in § 6 geregelten Clearingstelle zu beriicksichti-
gen.

Die Auswahlentscheidung zwischen konkurrierenden Tarifvertragen richtet sich entsprechend nach § 7 Absatz 2
und 3 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes.
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Die Sétze 3 bis 6 regeln eine Mitwirkungsobliegenheit der Antragsteller. Die Antragsteller werden verpflichtet,
auf Verlangen iiber diejenige Zahl nach § 7 Absatz 2 Satz 2 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes gegeniiber dem
Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales Auskunft zu erteilen, iiber die sie Kenntnis haben oder haben kénnen.
Den Antragstellern wird eine einheitliche, verldngerbare Frist gesetzt, um der Mitwirkungsobliegenheit nachzu-
kommen. Als Rechtsfolge einer nicht erfiillten Mitwirkungsobliegenheit sieht Satz 6 vor, dass das Bundesminis-
terium fiir Arbeit und Soziales den jeweiligen Antrag im Rechtsverordnungsverfahren nicht weiter beriicksichtigt.

Zu Absatz 4

Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales den Entwurf einer Rechtsverordnung nach Absatz 1 im Bundes-
anzeiger bekannt. Durch die Bekanntmachung erfahren die in den Geltungsbereich fallenden Arbeitgeber sowie
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die Parteien der Tarifvertrége, fiir die Antrdge nach Absatz 1 gestellt wur-
den, sowie die Spitzenorganisationen im Sinne des § 12 des Tarifvertragsgesetzes, dass ein Verfahren zum Rechts-
verordnungserlass eingeleitet wurde. Sie werden hierdurch friihzeitig in das Verordnungsverfahren eingebunden
und kdnnen auf einer ersten Stufe Gebrauch von ihrem Stellungnahmerecht machen. Mit dem Stellungnahmerecht
wird in einer zweiten Stufe die Moglichkeit eroffnet, die in § 6 geregelte Clearingstelle einzuberufen.

Zu Absatz 5

Absatz 5 regelt den Fall, dass eine Rechtsverordnung nach § 5 des Bundestariftreuegesetzes erlassen wurde und
eine Tarifvertragspartei danach einen Antrag nach Absatz 1 Satz 1 fiir einen Tarifvertrag stellt, dessen Geltungs-
bereich sich mit dem Geltungsbereich einer geltenden Rechtsverordnung iiberschneidet. Ein nachtréglicher, mit
einer bestehenden Rechtsverordnung konkurrierender Antrag ist erst nach Ablauf von sechs Monaten ab Verkiin-
dung der Rechtsverordnung zulissig. Vor Ablauf der sechs Monate wird der Antrag vom Bundesministerium fiir
Arbeit und Soziales abgelehnt.

Nach Ablauf der sechs Monate ist Absatz 3 entsprechend anzuwenden und in dem dort geregelten Verfahren zu
ermitteln, welcher Tarifvertrag représentativ ist.

Zu Absatz 6

Werden die in einer Rechtsverordnung verbindlich gemachten Arbeitsbedingungen durch einen Nachfolgetarif-
vertrag gedndert, macht das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales diese im Bundesanzeiger bekannt. Es
bedarf keines weiteren Antrags. Werden in einem (Nachfolge-)Tarifvertrag neue Regelungsgegenstinde verein-
bart, die bislang noch nicht Gegenstand der Verordnung sind, so handelt es sich nicht um eine Anderung im Sinne
von Absatz 6. Neue Regelungsgegenstiinde konnen auf Antrag einer Tarifvertragspartei durch Erlass einer Ande-
rungsverordnung verbindlich gemacht werden. Der Erlass einer Anderungsverordnung richtet sich nach dem in
§ 5 Absatz 1 bis 4 geregelten Verfahren, sodass insofern keine Verfahrensbesonderheiten im Vergleich zum Erst-
erlass einer Verordnung bestehen

Zu Absatz 7

Absatz 7 regelt die Geltungsdauer von Rechtsverordnungen, die das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales
nach § 5 des Bundestariftreuegesetzes erldsst. Die Geltungsdauer der Rechtsverordnungen richtet sich nicht nach
der Geltungsdauer des zugrundeliegenden Tarifvertrags. Einmal in einer Rechtsverordnung festgesetzte Arbeits-
bedingungen gelten, bis das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales die Rechtsverordnung nach § 6 des Bun-
destariftreuegesetzes authebt.

Zu § 6 (Clearingstelle; Verordnungsermachtigung)

§ 6 regelt die Einrichtung der Clearingstelle beim Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales. Sie tritt zusammen,
sofern dies im Rahmen einer Stellungnahme nach § 5 Absatz 4 Satz 2 verlangt wird.

Die Clearingstelle hat eine beratende Funktion und gibt eine Empfehlung ab, ob und mit welchem Inhalt eine
Rechtsverordnung nach § 5 erlassen werden soll. Sie kann sich in ihrer Empfehlung nicht nur fiir oder gegen den
Erlass einer Rechtsverordnung aussprechen, sondern auch eine Empfehlung zur Ausgestaltung der Rechtsverord-
nung abgeben, insbesondere dazu, wie eine sinnvolle Abgrenzung zwischen Tarifvertrigen vorgenommen werden
soll, deren Geltungsbereiche sich {iberschneiden. Entsprechend der ,,gro3en Einschrankungsklausel in der Bau-
branche sollen Uberschneidungen zwischen dem fiir die Rechtsverordnung maBgeblichen Tarifvertrag und
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Tarifvertragen benachbarter Branchen vermieden werden. Im Fall konkurrierender Antridge kann die Clearing-
stelle auch zur Représentativitdt der betreffenden Tarifvertragsvertragsparteien Stellung nehmen.

Die Clearingstelle ist parititisch mit je drei Vertreterinnen beziehungsweise Vertretern der Spitzenorganisationen
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu besetzen. lhre Beschliisse trifft sie mit der Mehrheit der Stimmen ihrer
Mitglieder. Kommt ein mehrheitlicher Beschluss nicht zustande, kann die Clearingstelle mehrere, inhaltlich von-
einander divergierende Empfehlungen abgeben.

Das weitere Verfahren kann durch das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales durch Verordnung ausgestaltet
werden.

Zu § 7 (Aufhebung der festgesetzten Arbeitsbedingungen)
Zu Absatz 1

Absatz 1 regelt den Fall, dass im Verfahren nach § 5 Absatz 5 in Verbindung mit Absatz 4 des Bundestariftreue-
gesetzes festgestellt wird, dass der Tarifvertrag, fiir den der Antrag gestellt wurde, représentativer ist als der Ta-
rifvertrag, dessen Arbeitsbedingungen in einer geltenden Rechtsverordnung nach § 5 des Bundestariftreuegeset-
zes festgesetzt sind. In diesem Fall hebt das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales die nach § 5 erlassene
Rechtsverordnung mit den Arbeitsbedingungen des weniger reprasentativen Tarifvertrags auf, soweit ein Antrag
fiir den représentativeren Tarifvertrag vorliegt, dessen Geltungsbereich sich mit dem Geltungsbereich des Tarif-
vertrags, dessen Arbeitsbedingungen in der Rechtsverordnung nach § 5 festgesetzt sind, iiberschneidet. Damit soll
vermieden werden, dass es Rechtsverordnungen mit sich tiberschneidenden Geltungsbereichen und unterschied-
lichen Inhalten gibt. Zu beriicksichtigen ist, dass die Uberschneidung von Geltungsbereichen durch Einschriin-
kungsklauseln in den Rechtsverordnungen vermieden werden kann.

Zu Absatz 2

Absatz 2 verpflichtet das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales zur teilweisen Authebung einer Rechtsver-
ordnung, soweit die in der Rechtsverordnung festgesetzten Arbeitsbedingungen nicht mehr Gegenstand des Ta-
rifvertrags oder eines ihn ersetzenden Tarifvertrags sind. Nicht mehr Gegenstand des Tarifvertrags ist eine Ar-
beitsbedingung, soweit der Regelungsgegenstand oder der Tarifvertrag insgesamt ohne Nachwirkung beendet
wurde.

Zu Absatz 3

Nach Absatz 3 hebt das Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales, eine nach § 5 des Bundestariftreuegesetzes
erlassene Rechtsverordnung auf, soweit die Authebung im 6ffentlichen Interesse geboten erscheint. Die Authe-
bung kann insbesondere dann im 6ffentlichen Interesse geboten sein, wenn nach dem Erlass die Unwirksamkeit
des zugrundeliegenden Tarifvertrags oder einzelner Rechtsnormen des Tarifvertrags festgestellt worden ist oder
angenommen werden muss. Eine Authebung ist insoweit auch teilweise moglich.

Zu § 8 (Kontrollen; Verordnungsermachtigung)
Zu Absatz 1

Nach Absatz 1 wird als Kontrollbehorde eine neue Priifstelle Bundestariftreue eingerichtet. Die Einrichtung der
Priifstelle Bundestariftreue dient der effektiven Durchsetzung des Tariftreueversprechens. Sie dient zudem der
Unterstiitzung bei inhaltlichen Fragestellungen zur Anwendung und Durchsetzung des Tariftreueversprechens.
Bundesauftraggeber konnen fiir Fragen und Anliegen potentieller Bieter auf die Priifstelle Bundestariftreue ver-
weisen. Die Aufgabe der Priifstelle Bundestariftreue wird nach § 30 Absatz 2 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch auf die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See {ibertragen. Dadurch entstehende Kosten wer-
den der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See durch den Bund erstattet.

Zu Absatz 2

Absatz 2 weist der Priifstelle Bundestariftreue die Verantwortung dafiir zu, in stichprobenartigen Kontrollen zu
iiberpriifen, ob ein Auftragnehmer das nach § 3 des Bundestariftreuegesetzes abgegebene Tariftreueversprechen
einhilt und Arbeitgeber ihre Pflichten nach § 4 Absatz 1 und 3 des Bundestariftreuegesetzes erfiillen.
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Zu Absatz 3

Nach Absatz 3 teilt die Priifstelle Bundestariftreue den Bundesauftraggebern nach Beendigung der Kontrolle das
Ergebnis mit und spricht Handlungsempfehlungen aus, wie beispielsweise die Verhdngung einer zivilrechtlichen
Sanktion.

Zu Absatz 4

Absatz 4 Satz 1 ergénzt die stichpunktartigen Kontrollen nach Absatz 2 um anlassbezogene Kontrollen. Bestehen
Anbhaltspunkte fiir Verstdfe eines Auftragnehmers gegen das nach § 3 des Bundestariftreuegesetzes abgegebene
Tariftreueversprechen oder die von Arbeitgebern nach § 4 Absatz 1 und 3 des Bundestariftreuegesetzes einzuhal-
tenden Pflichten, ist grundsitzlich eine Kontrolle gemaf Absatz 2 durchzufithren. Bundesauftraggeber werden in
Satz 2 verpflichtet, der Priifstelle Bundestariftreue Anhaltspunkte nach Satz 1 einschlieBlich festgestellter Ver-
stoBe unverziiglich mitzuteilen. Eine eigene Priifpflicht der Bundesauftraggeber besteht nicht. Die Priifstelle Bun-
destariftreue fiihrt daraufhin selbst Kontrollen durch oder erldsst einen Verwaltungsakt zur Feststellung des Ver-
stoles nach § 13 des Bundestariftreuegesetzes.

Zu Absatz 5

Absatz 5 erkldrt die Verarbeitung personenbezogener Daten zum Zwecke der Kontrollen nach Absatz 2 bis 4
durch Bundesauftraggeber und die Priifstelle Bundestariftreue fiir zuldssig. Davon umfasst ist die Dateniibermitt-
lung zwischen Bundesauftraggebern und der Priifstelle Bundestariftreue sowie zwischen Bundesauftraggebern
oder der Priifstelle Bundestariftreue und Dritten, die mit der Kontrolle nach Absatz 2 beauftragt werden.

Zu Absatz 6

Absatz 6 enthilt eine Verordnungserméachtigung. Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales kann die néhere
Ausgestaltung der Priifstelle Bundestariftreue durch Rechtsverordnung bestimmen.

Zu § 9 (Nachweispflicht)
Zu Absatz 1

Damit die Priifstelle Bundestariftreue die Kontrollen durchfiihren kann, fiir die sie nach § 8 Absatz 2 des Bundes-
tariftreuegesetzes zustdndig ist, miissen Bundesauftraggeber mit den Auftragnehmern nach § 9 Absatz 1 des Bun-
destariftreuegesetzes eine vertragliche Nachweispflicht vereinbaren. Ein Auftragnehmer muss mittels geeigneter
Unterlagen dokumentieren, dass er sein Tariftreueversprechen nach § 3 des Bundestariftreuegesetzes einhilt und
die Unterlagen dem jeweiligen Bundesauftraggeber oder der Priifstelle Bundestariftreue auf Anforderung vorle-
gen. Aus den Unterlagen muss hervorgehen, dass der Auftragnehmer den zur Leistungserbringung eingesetzten
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern fiir die Dauer, in der sie in Ausfithrung des 6ffentlichen Auftrags titig
sind, zur Erfiillung seines Tariftreueversprechens aus § 3 Absatz 1 des Bundestariftreuegesetzes mindestens die
Arbeitsbedingungen gewihrt, die die jeweils einschlidgige Rechtsverordnung nach § 5 des Bundestariftreuegeset-
zes festsetzt.

Zu den geeigneten Unterlagen konnen in Abhéngigkeit von der jeweiligen Leistung insbesondere Lohnabrech-
nungen, Zahlungsbelege, Arbeitsvertrage und Arbeitszeitaufzeichnungen der fiir die Leistungserbringung einge-
setzten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gehoren. Aus den Unterlagen muss sich nachvollziehbar und glaub-
haft ergeben, wie lange die jeweilige Arbeitnehmerin oder der jeweilige Arbeitnehmer an der Erbringung der
unter den Anwendungsbereich des Gesetzes fallenden Leistung mitgewirkt hat.

Zu Absatz 2

Nach Absatz 2 miissen Bundesauftraggeber mit den Auftragnehmern vereinbaren, dass Auftragnehmer von ihren
Nachunternehmern und von Auftragnehmern oder Nachunter-nehmern beauftragten Verleihern verlangen und
durch geeignete MaBinahmen sicherstellen, dass Nachunternehmer und Verleiher ihrerseits die Einhaltung ihrer
gesetzlichen Pflicht nach § 4 Absatz 1 des Bundestariftreuegesetzes mittels geeigneter Unterlagen dokumentieren.
Auftragnehmer sollen von Nachunternehmern und Verleihern auch verlangen und durch geeignete Maflnahmen
sicherstellen, dass die Nachunternehmer und Verleiher ihre Unterlagen auf Anforderung dem jeweiligen Bun-
desauftraggeber oder der Priifstelle Bundestariftreue vorlegen. Inhaltlich sind an die Unterlagen vergleichbare
Anforderungen wie an die Unterlagen nach Absatz 1 zu stellen.
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Zu § 10 (Praqualifizierungsverfahren)

§ 10 des Bundestariftreuegesetzes regelt eine Erleichterung von den Nachweispflichten fiir Arbeitgeber, die
grundsitzlich mindestens die einschligigen tariflichen Arbeitsbedingungen gewéhren. Insbesondere tarifgebun-
dene und tarifanwendende Arbeitgeber konnen von dieser Erleichterung Gebrauch machen.

Zu Absatz 1

Auftragnehmer, denen ein Zertifikat bescheinigt, dass sie ihren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern Arbeits-
bedingungen gewéhren, die mindestens die Anforderungen einer einschldgigen Rechtsverordnung nach § 5 des
Bundestariftreuegesetzes erfiillen, sind von der Nachweispflicht nach § 9 Absatz 1 des Bundestariftreuegesetzes
in Bezug auf ihr Tariftreueversprechen nach § 3 Absatz 1 des Bundestariftreuegesetzes befreit.

Nachunternehmer und Verleiher konnen ihrer Nachweispflicht gegeniiber dem Auftragnehmer nach § 9 Absatz 2
des Bundestariftreuegesetzes nachkommen, indem sie dem Auftragnehmer ein entsprechendes Zertifikat vorle-
gen.

Das Zertifikat muss von einer in den Vergabeverordnungen genannten Priqualifizierungs-stelle ausgestellt wor-
den sein. Dies sind zum gegenwértigen Zeitpunkt der Verein fiir die Priaqualifizierung von Bauunternehmen e. V.,
genannt in § 6b Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Teils A Abschnitt 2 der Vergabe- und Vertragsordnung fiir Bau-
leistungen in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Januar 2019 (BAnz AT 19.02.2019 B2) und die gemein-
same verzeichnisfithrende Stelle der Industrie- und Handelskammern, genannt in § 48 Absatz 8 Satz 3 der Verga-
beverordnung.

Zu Absatz 2

Die Nachweispflicht nach § 9 Absatz 1 des Bundestariftreuegesetzes in Bezug auf ihr Tariftreueversprechen nach
§ 3 Absatz 2 des Bundestariftreuegesetzes entféllt, wenn der Auftragnehmer ein entsprechendes Zertifikat der
Nachunternehmer und Verleiher vorlegen kann. Satz 2 stellt klar, dass nach Absatz 1 zertifizierte Auftragnehmer,
Nachunternehmer und Verleiher nicht von den anlassbezogenen Kontrollen nach § 8 Absatz 4 Satz 1 des Bundes-
tariftreuegesetzes ausgenommen sind.

Zu § 11 (Zivilrechtliche Sanktionen)
Zu Absatz 1

Absatz 1 verpflichtet Bundesauftraggeber, mit ihren Auftragnehmern Vertragsstrafen zu vereinbaren. Die Ver-
tragsstrafe soll den Auftragnehmer als Schuldner des Tariftreueversprechens und der Nachweispflicht dazu an-
halten, seine vertraglichen Pflichten ordnungsgemaf zu erfiillen. Die Vertragsstrafe ist in der Hohe begrenzt auf
maximal 1 % pro VerstoB, bei mehreren Verstdfen auf maximal 10 % des Auftragswertes.

Zu Nummer 1

Nach Nummer 1 miissen Bundesauftraggeber mit den Auftragnehmern vertraglich die Verwirkung einer ange-
messenen Vertragsstrafe fiir den Fall vereinbaren, dass ein Auftragnehmer sein Tariftreueversprechen aus § 3 des
Bundestariftreuegesetzes verletzt. Ermessensleitend bei der Festlegung der Strathdhe soll vor allem die Schwere
des Verstofles gegen das Tariftreueversprechen beriicksichtigt werden. Die Schwere des VerstoBes kann sich etwa
anhand der von dem Verstof3 betroffenen Anzahl von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, dem Grad der Ab-
weichung von den zu gewidhrenden Arbeitsbedingungen oder der Schuldform des VerstoBes bemessen.

Zu Nummer 2

Verletzt ein Auftragnehmer seine Nachweispflicht nach § 9des Bundestariftreuegesetzes, verhindert er die Kon-
trolle der Einhaltung seines Tariftreueversprechens. Da er durch dieses Vorgehen potentiell ein umfangreiches
Fehlverhalten verschleiern kann, ist der Auftraggeber auch insoweit verpflichtet, mit dem Auftragnehmer vertrag-
lich die Verwirkung einer angemessenen Vertragsstrafe zu vereinbaren. Bei der Festlegung der Strathohe ist auch
hier die Schwere des Verstofes gegen die Nachweispflicht ermessensleitend zu beriicksichtigen. MaB3geblich ist
hierbei vor allem, wie umfangreich das potentiell verschleierte Fehlverhalten ist und welche Vertragsstrafe nach
Nummer 1 das potentiell verschleierte Fehlverhalten ausgeldst hétte.
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Zu Absatz 2

Absatz 2 sieht ein vertraglich zu vereinbarendes aullerordentliches Recht zur fristlosen Kiindigung des Bun-
desauftraggebers in den Fillen vor, in denen nach Absatz 1 eine Vertragsstrafe verwirkt ist. Ob er von dem Kiin-
digungsrecht Gebrauch macht, steht im Ermessen des Bundesauftraggebers.

Zu § 12 (Nachunternehmerhaftung)

§ 11 des Bundestariftreuegesetzes regelt die Nachunternehmerhaftung des Auftragnehmers in Anlehnung an die
Regelungen nach § 14 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes und § 13 des Mindestlohngesetzes. Der Anspruch ist
gerichtet auf die Erfiillung des gesetzlichen Anspruchs auf Zahlung der Entlohnung nach § 4 Absatz 1 in Verbin-
dung mit § 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 des Bundestariftreuegesetzes. Anspruchsberechtigt sind Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmern der Nachunternehmer sowie der Verleiher, die von Nachunternehmern beauftragt wur-
den. Anspruchsgegner ist der Auftragnehmer im Sinne des § 2 Absatz 2 des Bundestariftreuegesetzes.

Die Nachunternehmerhaftung setzt zusétzlich zu den an das Tariftreueversprechen nach § 3 des Bundestariftreue-
gesetzes ankniipfendenden Sanktionen einen weiteren Anreiz fiir Auftragnehmer, sicherzustellen, dass alle zur
Leistungserbringung eingesetzten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer die ihnen zustehenden Arbeitsbedingun-
gen erhalten. Gleichzeitig ermdglicht sie den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern eine effektive Durchsetzung
ihrer Anspriiche nach § 4 des Bundestariftreuegesetzes.

Ein Auftragnehmer ist von der Haftung befreit, soweit und solange der Auftragnehmer die Einhaltung der ein-
schldgigen Rechtsverordnung nach § 5 des Bundestariftreuegesetzes durch den Nachunternehmer oder den von
diesem beauftragten Verleiher mittels einer Priaqualifizierung nach § 10 Absatz 1 des Bundestariftreuegesetzes
nachweist und wenn nicht iiber das Vermogen des Nachunternehmers oder eines von diesem beauftragten Verlei-
hers das Insolvenzverfahren erdffnet ist.

Zu § 13 (Feststellung von VerstoBen)
Zu Absatz 1

Absatz 1 ermédchtigt und verpflichtet die Priifstelle Bundestariftreue, einen feststellenden Verwaltungsakt zu er-
lassen, wenn ein Versto3 nach Nummer 1 oder 2 vorliegt. Anders als das Arbeitnehmer-Entsendegesetz und das
Mindestlohngesetz wihlt das Bundestariftreuegesetz fiir Verletzungen der im Ausgangspunkt vertraglichen Ta-
riftreuepflicht nicht das Ordnungswidrigkeitenrecht als Sanktionsregime. Nach § 11 des Bundestariftreuegesetzes
werden VerstdBe gegen die Tariftreue grundsétzlich vertraglich sanktioniert. Der Verwaltungsakt begriindet einen
in das Wettbewerbsregister eintragungsfahigen Umstand.

Adressat des Verwaltungsaktes ist der jeweilige Arbeitgeber oder Auftragnehmer, der den Versto3 begangen hat.
Erforderlich ist jeweils ein Verstof in erheblichem MafRe.

Gegen den Verwaltungsakt ist der Verwaltungsrechtsweg nach § 40 Absatz 1 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsord-
nung erdffnet.

Zu Nummer 1

Nummer 1 betriftt alle Arbeitgeber, die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beschéftigen, denen der Anspruch
nach § 4 Absatz 1 und 3 des Bundestariftreuegesetzes zusteht. Ein feststellender Verwaltungsakt kann daher auch
gegen Nachunternehmer oder Verleiher erlassen werden, wenn ihre Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer daran
mitwirken, eine unter den Anwendungsbereich des Gesetzes fallende Leistung zu erbringen. Hinsichtlich der
Pflicht aus § 4 Absatz 1 und 3 des Bundestariftreuegesetzes kommt ein Verstof3 in erheblichem Mafe insbeson-
dere in Betracht, wenn der VerstoB nicht nur auf wenige Personen begrenzt ist und in einer erheblichen Abwei-
chung von den zu gewéhrenden Arbeitsbedingungen besteht.

Zu Nummer 2
Nummer 2 betrifft Auftragnehmer im Sinne von § 2 Absatz 2 des Bundestariftreuegesetzes.
Zu Buchstabe a

Nach Buchstabe a ist ein feststellender Verwaltungsakt zu erlassen, wenn der Auftragnehmer in erheblichem
Malle gegen die Pflicht aus § 3 Absatz 2 des Bundestariftreuegesetzes verstdft, indem er nicht verlangt oder durch
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geeignete MaBnahmen sicherstellt, dass die Nachunternehmer und von dem Auftragnehmer oder von den Nach-
unternehmern beauftragte Verleiher ihre Pflichten nach § 4 Absatz 1 und 3 des Bundestariftreuegesetzes erfiillen.
Eine Inbezugnahme von § 3 Absatz 1 des Bundestariftreuegesetzes ist nicht erforderlich, da ein diesbeziiglicher
Verstof3 des Auftragnehmers bereits durch seine Rolle als Arbeitgeber im Sinne von § 13 Absatz 1 Nummer 1 des
Bundestariftreuegesetzes abgedeckt ist. Anhaltspunkte fiir die Erheblichkeit des VerstoB3es gegen die Pflicht aus
§ 3 Absatz 2 konnen sich unter anderem aus der Anzahl der betroffenen Nachunternehmer oder Verleiher und der
von diesen mit der Auftragsausfithrung betrauten Arbeitnehmerinnern und Arbeitnehmern, dem Ausmaf der un-
terlassenen Sicherstellung sowie der Schuldform ergeben. Ein Verstof3 des Auftragnehmers gegen § 3 Absatz 1
des Bundestariftreuegesetzes ist durch § 13 Absatz 1 Nummer 1 des Bundestariftreuegesetzes abgedeckt.

Zu Buchstabe b

Nach Buchstabe b ist ein feststellender Verwaltungsakt zu erlassen, wenn der Auftragnehmer in erheblichem
MaBe gegen die Nachweispflicht aus § 9 des Bundestariftreuegesetzes verstoft. Anhaltspunkte fiir die die Erheb-
lichkeit des VerstoBes gegen die Pflicht aus § 9 konnen sich unter anderem aus dem Umfang ungeeigneter oder
nicht vorgelegter Unterlagen, dem Ausmal der unterlassenen Sicherstellung sowie der Schuldform ergeben.

Zu Absatz 2

Absatz 2 ist angelehnt an § 2 Absatz 3 des Wettbewerbsregistergesetzes. Ein feststellender Verwaltungsakt nach
Absatz 1 ist nur zu erlassen, wenn der Versto3 schuldhaft und dieses Verhalten einer natiirlichen Person dem
Arbeitgeber oder Auftragnehmer zurechenbar ist. Ein Versto3 eines Nachunternehmers oder Verleihers gegen § 4
Absatz 1 oder 3 des Bundestariftreuegesetzes ist nicht schuldhaft, wenn er weder wusste noch wissen konnte, dass
er seine Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Rahmen eines 6ffentlichen Auftrags oder einer Konzession
einsetzt, fiir die der Anwendungsbereich des Bundestariftreuegesetzes nach dessen § 1 erdffnet ist.

Zu Absatz 3

Absatz 3 regelt die Verjdhrung von Verstoen nach Absatz 1. Die Verjdhrungsfrist betrdgt drei Jahre ab dem Ende
der Vertragslaufzeit.

Zu Absatz 4

Absatz 4 stellt klar, dass ein Vorverfahren nach den §§ 68 ff. der Verwaltungsgerichtsordnung durchzufiihren ist,
bevor der Adressat eines Verwaltungsakts nach Absatz 1 Anfechtungsklage gegen den Verwaltungsakt erheben
kann. Satz 2 stellt klar, dass nach § 73 Absatz 1 Satz 3 der Verwaltungsgerichtsordnung die Behorde, die den
Verwaltungsakt erlassen hat, auch fiir die Entscheidung iiber den Widerspruch zustindig ist.

Zu § 14 (Fakultativer Ausschlussgrund)
Zu Absatz 1

Absatz 1 regelt einen fakultativen Ausschlussgrund im Sinne des § 124 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schrankungen. Im Unterschied zur sonstigen Regelungssystematik des Bundestariftreuegesetzes (sieche die Defi-
nition des Anwendungsbereichs in § 1) gilt § 14 fiir Vergabeverfahren aller in § 98 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschrinkungen genannten Auftraggeber und somit etwa auch fiir Vergabeverfahren der Lander und Kom-
munen, unabhéngig von dem in § 1 Absatz 1 Satz 1 des Bundestariftreuegesetzes genannten Schwellenwert. § 6
Absatz 1 Satz 4 des Wettbewerbsregistergesetzes bleibt unberiihrt.

Auf Tatbestandsseite setzt Absatz 1 Satz 1 einen feststellenden Verwaltungsakt nach § 13 Absatz 1 voraus. Der
Ausschluss setzt voraus, dass der Verwaltungsakt bestandskréftig ist oder eine gerichtliche Entscheidung iiber die
RechtméBigkeit des Verwaltungsaktes rechtskréftig ist. Ein Vergabeausschluss soll zum einen erfolgen, wenn ein
Unternehmen einen Gesetzesversto3 gegen § 4 des Bundestariftreuegesetzes begangen hat. Zum anderen soll ein
Vergabeausschluss erfolgen, wenn ein Unternehmen eine vertragliche Pflicht nach § 3 Absatz 2 oder § 9 des Bun-
destariftreuegesetzes verletzt hat, deren Zweck darin besteht, GesetzesverstoB3e gegen § 4 zu verhindern oder auf-
decken zu konnen.

Im Unterschied zu § 124 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschriankungen ist das auf Rechtsfolgenseite eroffnete
Ermessen beschrinkt. Im Regelfall erfolgt ein Ausschluss. Nur in atypischen Fillen oder aus wichtigem Grund
kann von einem Ausschluss abgesehen werden.
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Satz 2 bringt zum Ausdruck, dass Absatz 1 den Regelungskomplex des Vergabeaus-schlusses nicht abschlieend
regelt. Ein Unternehmen kann die Selbstreinigung nach § 125 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen
durchfiihren.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt den zuldssigen Zeitraum eines Ausschlusses nach Absatz 1 abweichend von § 126 des Gesetzes
gegen Wettbewerbsbeschriankungen. Der Zeitraum beginnt erst zu dem Zeitpunkt, in dem der Verwaltungsakt
nach Absatz 1 bestandskriftig oder eine Entscheidung iiber die RechtsmaBigkeit des Verwaltungsaktes nach Ab-
satz 1 rechtskréftig geworden ist.

Zu § 15 (Gerichtsstand)

Die Norm regelt die internationale Zustéindigkeit der deutschen Gerichte fiir Arbeitssachen fiir Anspriiche nach
§ 4 Absatz 1 und 3 sowie § 11 des Bundestariftreuegesetzes.

Zu § 16 (Ubergangsregelung)

Das Bundestariftreuegesetz gilt nur fiir unter den Anwendungsbereich des Gesetzes fallende Vergabeverfahren,
die nach Inkrafttreten des Gesetzes am 1. Juli 2025 beginnen. Laufende Vergabeverfahren und -vertrige bleiben
unberiihrt. Nicht unter den Anwendungsbereich von § 16 des Bundestariftreuegesetzes fallen Rechtsverordnun-
gen nach § 5 des Bundestariftreuegesetzes.

Zu Artikel 2 (Anderung des Arbeitsgerichtsgesetzes)

Die Regelung in § 2a Absatz 1 Nummer 5 des Arbeitsgerichtsgesetzes erweitert die ausschlieBliche Zustandigkeit
der Gerichte fiir Arbeitssachen im Beschlussverfahren auf Entscheidungen iiber die Wirksamkeit einer Rechts-
verordnung nach § 5 des Bundestariftreuegesetzes. Bei der Uberpriifung einer Rechtsverordnung nach § 5 des
Bundestariftreuegesetzes konnen sich dhnliche Fragen stellen wie bei der Uberpriifung einer Rechtsverordnung
nach § 7 oder § 7a des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes, fiir die die Gerichte fiir Arbeitssachen bereits geméal § 2a
Absatz 1 Nummer 5 des Arbeitsgerichtsgesetzes zustindig sind. Da § 98 des Arbeitsgerichtsgesetzes auf § 2a
Absatz 1 Nummer 5 des Arbeitsgerichtsgesetzes verweist, ist das in § 98 des Arbeitsgerichtsgesetzes geregelte
Verfahren auch anwendbar in Verfahren iiber die Wirksamkeit einer Rechtsverordnung nach § 5 des Bundesta-
riftreuegesetzes.

Zu Artikel 3 (Anderung des Schwarzarbeitsbekampfungsgesetzes)
Zu Nummer 1

In § 2 Absatz 4 Satz 1 Nummer 17a des Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetzes wird geregelt, dass die Vergabe-
stellen der Bundesauftraggeber im Sinne des Bundestariftreuegesetzes die Behorden der Zollverwaltung bei den
Priifungen nach § 2 Absatz 1 unterstiitzen.

Zu Nummer 2

In § 6 Absatz 4 Satz 1 Nummer 16 des Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetzes wird eine Unterrichtungspflicht der
Behorden der Zollverwaltung geregelt. Sie unterrichten die Priifstelle Bundestariftreue als die nach § 13 Absatz 1
des Bundestariftreuegesetzes fiir die Feststellung von Verstoen zustindige Stelle, wenn sie im Rahmen einer
Priifung Anhaltspunkte dafiir erhalten, dass ein Unternehmen gegen das Bundestariftreuegesetz verstoflen hat.

Zu Nummer 3

§ 21 Absatz 1 Satz 5 des Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetzes wird dem Wortlaut des § 6 Absatz 1 Satz 1 des
Wettbewerbsregistergesetzes angeglichen. Auf diese Weise werden der urspriinglich beabsichtigte Gleichlauf der
Normen auch im Wortlaut klargestellt und mogliche Rechtsunsicherheiten beseitigt.

Zu Artikel 4 (Anderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrinkungen)
Zu Nummer 1

In § 124 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrinkungen wird das Verhéltnis zwischen den Regelun-
gen zum Vergabeausschluss im Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen und den neuen Regelungen des Bun-
destariftreuegesetzes klargestellt.
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Zu Nummer 2

Die Regelung ermdglicht in Harteféllen, dass bundesgesetzlich festgelegte Ausfiihrungsbedingungen im Sinne
von § 129 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen in den benannten Sektoren fiir konkrete
Beschaffungsvorhaben ausnahmsweise nicht verbindlich vorgegeben werden miissen. Die Norm folgt insoweit
dem Ansatz anderer Regelungen — wie etwa § 14 Absatz 4 Nummer 1 der Vergabeverordnung, § 12 Absatz 1
Nummer 1 Buchstabe a) Unterbuchstabe aa) der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit, § 13 Absatz 2
Nummer 1 der Sektorenverordnung oder § 1 Absatz 3 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Beschaffung
klimafreundlicher Leistungen — die fiir Félle erfolgloser Ausschreibungsrunden oder allgemein in bestimmten
kritischen Bereichen Erleichterungen von den vergaberechtlichen Vorgaben gewdhren. Der Verzicht muss zur
Bewiiltigung einer Krisensituation oder in Vorbereitung auf eine konkrete Krisensituation zwingend erforderlich
sein. Der Begriff der Krise ist restriktiv auszulegen und beschreibt eine Situation, in der ein schddigendes Ereignis
an Personen, Sachwerten oder Versorgungsstrukturen eingetreten ist oder konkret und unmittelbar bevorsteht, das
erheblich iiber das Ausmal von schddigenden Ereignissen des tdglichen Lebens hinausgeht. Krisen im Sinne des
§ 129 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen umfassen auch bewaftnete Konflikte und
Kriege, pandemische Lagen, allgemeine Notstdnde und Katastrophen.

Die weitere Voraussetzung der ,,zwingenden Erforderlichkeit” der Auftragsausfiihrung ist gegeben, wenn andern-
falls eine gravierende Beeintrichtigung einer Kernfunktion der benannten Sektoren, der staatlichen Aufgabener-
filllung in diesen Bereichen oder der Allgemeinheit droht. Dabei gilt: Je stirker die zu beschaffenden Leistungen
dem Bereich der Daseinsvorsorge zuzurechnen sind, desto eher ist die Erforderlichkeit der Auftragsausfiihrung
anzunechmen. Finanzielle oder wirtschaftliche Erwigungen allein sind sowohl hinsichtlich der zwingenden Erfor-
derlichkeit als auch der Frage der Ungeeignetheit des Angebots nicht ausreichend.

Zu Nummer 3

Der in § 160 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen neu eingefiigte Satz 2 stellt klar, dass die
Antragsbefugnis im Nachpriifungsverfahren nicht mit der Behauptung begriindet werden kann, eine nach dem
Bundestariftreuegesetz fiir das Vergabeverfahren vorgegebene Rechtsverordnung sei unwirksam. Ob eine Tarif-
treue-Rechtsverordnung unwirksam ist, ist allein Gegenstand des Verfahrens nach § 98 des Arbeitsgerichtsgeset-
zes, fuir das die Gerichte fiir Arbeitssachen nach § 2a Absatz 1 Nummer 5 des Arbeitsgerichtsgesetzes ausschlief3-
lich zustindig sind.

Im neuen Satz 3 ist aufgrund der Verschiebung eine redaktionelle Anderung erfolgt.
Zu Artikel 5 (Anderung des Wettbewerbsregistergesetzes)

Die in Artikel 5 enthaltenen Anderungen des Wettbewerbsregistergesetzes dienen dazu, das Bundestariftreuege-
setz an das Wettbewerbsregister anzubinden. Die Priifstelle Bundestariftreue im Sinne von § 8 Absatz 1 des Bun-
destariftreuegesetzes stellt VerstoBe nach § 13 Absatz 1 des Bundestariftreuegesetzes durch Verwaltungsakt fest
und tibermittelt diese Entscheidungen anschlieend zur Eintragung an das Wettbewerbsregister. Geméf den be-
stehenden Vorgaben des Wettbewerbsregistergesetzes sind Auftraggeber im Rahmen von Vergabeverfahren zur
Abfrage des Registers verpflichtet. Auf Grundlage der durch die Abfrage erhaltenen Informationen priifen die
Auftraggeber dann wiederum, ob ein Auftragnehmer von einem Vergabeverfahren auszuschlieen ist.

Zu Nummer 1

In § 2 des Wettbewerbsregistergesetzes wird in einem neuen Absatz 3 geregelt, dass ein feststellender Verwal-
tungsakt nach § 13 Absatz 1 des Bundestariftreuegesetzes in das Wettbewerbsregister einzutragen ist, wenn der
Verwaltungsakt rechtskréftig oder eine gerichtliche Entscheidung iiber seine RechtméBigkeit bestandskréftig ist.

Zu Nummer 2

§ 3 des Wettbewerbsregistergesetzes regelt die Speicherung von Daten zu eintragungspflichtigen Entscheidungen
durch die Registerbehorde. § 3 Absatz 1 des Wettbewerbsregistergesetzes wird an den Umstand angepasst, dass
nun auch bestimmte Verstole gegen die Pflichten nach dem Bundestariftreuegesetz eintragungspflichtige Ent-
scheidungen darstellen. Anders als fiir BuBgeld- oder strafgerichtliche Entscheidungen vorgesehen, werden bei
der Eintragung von Verstoflen gegen das Bundestariftreuegesetz jedoch nicht die in § 3 Absatz 1 Nummer 5 des
Wettbewerbsregistergesetzes genannten Daten der natiirlichen Person gespeichert, gegen die sich die einzutra-
gende Entscheidung richtet oder die im Bufigeldbescheid nach § 30 des Gesetzes iliber Ordnungswidrigkeiten
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genannt wird. Grund hierfiir ist, dass sich der Verwaltungsakt nach § 13 Absatz 1 des Bundestariftreuegesetzes
als einzutragende Entscheidung nicht gegen die handelnde natiirliche Person als solche richten kann, sondern nur
gegen das Unternehmen im Sinne des § 2 Absatz 4 des Wettbewerbsregistergesetzes, dem das Handeln dieser
Person nach § 13 Absatz 2 des Bundestariftreuegesetzes zuzurechnen ist. Aus Griinden der VerhdltnismaBigkeit
und Datensparsamkeit sollte in diesen Féllen auf die Verarbeitung der Daten der natiirlichen Person verzichtet
werden. Anders als etwa bei gegen das Unternehmen gerichteten Bu3geldbescheiden nach § 30 des Gesetzes
gegen Ordnungswidrigkeiten fallt der natiirlichen Person in diesen Fillen ndmlich nicht der VerstoB3 gegen ein
mit Strafe oder BuB3geld belegtes Verbot zur Last. Es kann auch nicht parallele Entscheidungen gegen Unterneh-
men und natiirliche Person mit korrespondierenden Eintragungen geben, die mittels der Personendaten auf das
Vorliegen desselben Fehlverhaltens zur Vereinheitlichung der Loschfrist hin tiberpriift werden miissten (vgl.
hierzu § 7 Absatz 1 Satz 4 des Wettbewerbsregistergesetzes). Soweit das Unternehmen lediglich aus einer natiir-
lichen Person besteht, erfolgt die Eintragung der Daten dieser Person entsprechend § 3 Absatz 1 Nummer 4 Buch-
stabe ¢ des Wettbewerbsregistergesetzes.

Zu Nummer 3

Durch die Erginzungen in § 4 des Wettbewerbsregistergesetzes wird angeordnet, dass die Priifstelle Bundesta-
riftreue im Sinne von § 8 Absatz 1 des Bundestariftreuegesetzes im Falle der Feststellung von VerstoBBen durch
Verwaltungsakt nach § 13 Absatz 1 des Bundestariftreuegesetzes zur Dateniibermittlung an die Registerbehorde
verpflichtet ist.

Zu Nummer 4

Mit der Erginzung in § 5 Absatz 2 des Wettbewerbsregistergesetzes wird geregelt, dass die in § 10 des Bundes-
tariftreuegesetzes genannten Stellen im Rahmen des dort geregelten Priaqualifizierungsverfahrens Auskiinfte aus
dem Wettbewerbsregister einholen diirfen. Etwaige Eintragungen im Wettbewerbsregister sind im Zusammen-
hang mit der Zertifizierungsentscheidung priifungsrelevant, so wie dies auch bei der Durchfithrung von Verfahren
der vorgelagerten Eignungspriifung potentieller Bieter bei 6ffentlichen Auftragsvergaben (Praqualifizierungsver-
fahren betreffend die vergaberechtliche Eignung) der Fall ist. Die Funktion als Praqualifizierungsstelle nach § 10
des Bundestariftreuegesetzes wird daher im Hinblick auf die Auskunftsberechtigung nach § 5 Absatz 2 Satz 3 des
Wettbewerbsregistergesetzes der Funktion als Fiihrerin eines amtlichen Verzeichnisses, das den Anforderungen
des Artikels 64 der Richtlinie 2014/24/EU entspricht, gleichgestellt. Damit erweitert sich der Katalog der zulés-
sigen Griinde, eine Auskunft nach § 5 Absatz 2 Satz 3 des Wettbewerbsregistergesetzes zu beantragen. Die dort
benannten Stellen konnen damit sowohl im Rahmen von Préiqualifizierungsverfahren betreffend die vergaberecht-
liche Eignung als auch im Rahmen des Praqualifizierungsverfahrens nach § 10 des Bundestariftreuegesetzes so-
wie auch bei kumulativem Vorliegen beider Zwecke eine Auskunft, ob eine Eintragung zu einem Unternehmen
vorliegt, beantragen. Voraussetzung fiir die Zuldssigkeit der Auskunftseinholung ist wie bisher die Zustimmung
des betreffenden Unternehmens hierzu.

Zu Nummer 5

Mit den Ergénzungen in § 6 Absatz 6 des Wettbewerbsregistergesetzes wird geregelt, dass Auftraggeber auch von
der Priifstelle Bundestariftreue im Sinne von § 8 Absatz 1 des Bundestariftreuegesetzes ergidnzende Informationen
anfordern kénnen, soweit diese nach Einschitzung der Auftraggeber fiir die Vergabeentscheidung erforderlich
erscheinen und dass die Priifstelle Bundestariftreue zur Ubermittlung dieser angeforderten Informationen berech-
tigt ist.

Zu Nummer 6

Die Anderung in § 7 Absatz 1 Satz 3 des Wettbewerbsregistergesetzes stellt klar, dass die Regelung iiber die
Loschung von Eintragungen auch fir Eintragungen nach § 2 Absatz 3 des Wettbewerbsregistergesetzes gilt. Mit
der Anderung in § 7 Absatz 2 Satz 1 des Wettbewerbsregistergesetzes wird sichergestellt, dass eine geldschte

Eintragung iiber einen VerstoB gegen eine Pflicht nach dem Bundestariftreuegesetz in Vergabeverfahren nicht
mehr zum Nachteil des Unternehmens verwertet werden darf.

Zu Nummer 7

Die Anderungen von § 8 des Wettbewerbsregistergesetzes erstrecken die bestehende Regelung zur vorzeitigen
Loschung einer Eintragung aus dem Wettbewerbsregister wegen Selbstreinigung auf Verwaltungsakte nach § 13
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Absatz 1 des Bundestariftreuegesetzes und ermdglichen es der Registerbehorde, die Priifstelle Bundestariftreue
im Sinne von § 8 Absatz 2 des Bundestariftreuegesetzes um Informationen zu ersuchen, die zur Bewertung eines
Antrages nach Absatz 1 erforderlich sein konnen.

Zu Nummer 8

Mit der Erginzung in § 9 Absatz 1 des Wettbewerbsregistergesetzes wird bestimmt, dass die Kommunikation
zwischen der Registerbehorde und der Priifstelle Bundestariftreue in der Regel elektronisch zu erfolgen hat.

Zu Artikel 6 (Anderung der Wettbewerbsregisterverordnung)

Mit der Anderung wird die Erginzung des neuen § 2 Absatz 3 des Wettbewerbsregistergesetzes beim Verweis
auf den nachfolgenden Absatz 4 in § 4 Absatz 2 der Wettbewerbsregisterverordnung nachvollzogen.

Zu Artikel 7 (Anderung des Betriebsverfassungsgesetzes)
Zu § 18b (Online-Wahl)

§ 18b des Betriebsverfassungsgesetzes bestimmt, unter welchen Voraussetzungen bei den néchsten regelméfigen
Betriebsratswahlen nach § 13 Absatz 1 des Betriebsverfassungsgesetzes, die vom 1. Mérz 2026 bis zum 31. Mai
2026 stattfinden, eine elektronische Stimmabgabe moglich ist. RegelméBige Betriebsratswahlen nach § 13 Ab-
satz 1 des Betriebsverfassungsgesetzes finden nur in Betrieben statt, in denen bereits ein Betriebsrat besteht. Die
Regelung gilt nicht fiir erstmalige Betriebsratswahlen oder Betriebsratswahlen in anderen Fillen des § 13 Ab-
satz 2 des Betriebsverfassungsgesetzes.

Zu Absatz 1

Nach Absatz 1 kann der Betriebsrat im Einvernehmen mit dem Arbeitgeber dem Wahlvorstand fiir die ndchsten
regelméBigen Betriebsratswahlen, die vom 1. Mérz bis zum 31. Mai 2026 stattfinden, die Moglichkeit er6ffnen,
die Wahl erginzend durch eine elektronische Stimmabgabe durchzufiihren.

Die Moglichkeit zur Online-Wahl kann nur als zusitzliche, ergédnzende Option neben den bestehenden Mdoglich-
keiten zur Stimmabgabe eroffnet werden. Urnen- und Briefwahl miissen unverdandert moglich sein. Auch kann
der Wahlvorstand keine Vorgabe machen, dass die Stimmabgabe ausschlief8lich elektronisch zu erfolgen hat.

Der Betriebsrat entscheidet im Einvernehmen mit dem Arbeitgeber {iber die Eroffnung der Option der Online-
Wabhl. Damit ist von Beginn an das notwendige Einvernehmen zwischen den Betriebsparteien gewahrleistet, um
die mit einer erstmaligen Online-Wahl einhergehenden Herausforderungen im Sinne der vertrauensvollen Zusam-
menarbeit bestmdglich bewéltigen zu kdnnen. Die Betriebsparteien sollten die Entscheidung iiber die Erdffnung
von Online-Wahlen so rechtzeitig treffen, dass eine angemessene Vorbereitungszeit fiir den Wahlvorstand ver-
bleibt, der nach Absatz 2 26 Wochen vor Ablauf der Amtszeit des amtierenden Betriebsrats bestellt werden soll.

Ob infolge der Entscheidung des Betriebsrats und des Arbeitgebers zugunsten der grundsétzlichen Mdoglichkeit
der Online-Wahl im Betrieb die Online-Stimmabgabe tatsdchlich ermoglicht wird, entscheidet allein der Wahl-
vorstand, der nach § 18 des Betriebsverfassungsgesetzes fiir die Vorbereitung und Durchfiihrung der Betriebs-
ratswahl verantwortlich ist. Nur der Wahlvorstand ist in der Lage, abschlieBend im Rahmen seiner Vorbereitungs-
handlungen und unter Beachtung der gesetzlichen und verordnungsrechtlichen Rahmenbedingungen fiir eine On-
line-Wahl zu beurteilen, ob die Wahl im Betrieb tatsdchlich als Online-Wahl durchfiihrbar ist.

Zu Absatz 2

Besteht nach Absatz 1 zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber Einvernehmen dariiber, dass in ihrem Betrieb die
Moglichkeit der Online-Wahl erdffnet werden soll, enthélt fiir diesen Fall Absatz 2 gesonderte Vorgaben fiir die
Bestellung des Wahlvorstands.

Nach Satz 1 bestellt der Betriebsrat abweichend von § 16 Absatz 1 Satz 1 und § 17a Nummer 1 des Betriebsver-
fassungsgesetzes den Wahlvorstand sowohl im reguldren als auch im vereinfachten Wahlverfahren spitestens
26 Wochen vor Ablauf seiner Amtszeit. Die Regelung trigt der Komplexitit einer Online-Wahl sowie dem Um-
stand Rechnung, dass die Online-Wahl neben der Urnen- und Briefwahl zu organisieren ist. Das Pilotprojekt
ermoglicht erstmals eine Online-Betriebsratswahl. Der Wahlvorstand muss neben der Vorbereitung der Urnen-
und Briefwahl insbesondere vielfaltige technische Sicherheitsvorkehrungen beachten, die sich unter anderem aus
der Technischen Richtlinie 03169 des BSI (TR-03169) ergeben. Uberdies wird nach Absatz4 Satz2 die
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Anschaffung eines nach dem Schutzprofil BSI-CC-PP-0121 des BSI zertifizierten Online-Wahlprodukts notwen-
dig. Die Durchfiihrung der Betriebsratswahl auch als Online-Wahl setzt daher umfassende Vorbereitungen voraus,
fiir die dem Wabhlvorstand die notwendige Zeit zur Verfiigung stehen muss.

Aufgrund der zusitzlichen Aufgaben, die der Wahlvorstand zeitgleich zur Vorbereitung der Urnen- und Briefwahl
erfiillen muss, wird die Mindestzahl der zu bestellenden Wahlvorstandsmitglieder von drei auf fiinf erh6ht. So
sind auch fiir die erforderliche Kommunikation und Verhandlung mit Wahlsoftwareanbietern erhohte personelle
Ressourcen aufzuwenden. Die Notwendigkeit einer Erhdhung der Zahl der Wahlvorstandsmitglieder gilt auch fiir
das vereinfachte Wahlverfahren.

Nach Satz 2 hat der Betriebsrat dem Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales in Textform mitzuteilen, wenn
fiir die Betriebsratswahl in seinem Betrieb ergdnzend die Online-Wahl er6ffnet wurde. Aus der Mitteilung an das
Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales resultiert keine Verpflichtung fiir den Wahlvorstand, die Wahl auch
als Online-Wahl durchzufiihren.

Zu Absatz 3

Absatz 3 enthilt fiir die Online-Wahl eine notwendige Anpassung der Frist fiir die Abgabe von Wahlvorschlagen
im vereinfachten einstufigen Wahlverfahren. Nach § 14a Absatz 3 Satz 2 des Betriebsverfassungsgesetzes konnen
Wahlvorschldge bis eine Woche vor der Wahlversammlung zur Wahl des Betriebsrats gemacht werden. Um auch
dem Fall der elektronischen Stimmabgabe Rechnung zu tragen, kniipft Absatz 3 im Fall der Durchfiihrung einer
Online-Wabhl fiir die Berechnung der Wochenfrist an den ersten Tag der Stimmabgabe an. Damit bleibt fiir Wahl-
vorschldge auch dann die volle Wochenfrist vor der Stimmabgabe, falls die elektronische Stimmabgabe schon vor
der Urnenwahl beginnt.

Zu Absatz 4

Absatz 4 macht Vorgaben zu technischen und organisatorischen Bedingungen, die bei der Durchfiihrung der On-
line-Wahl eingehalten werden miissen, um die Beachtung der allgemeinen Wahlgrundsétze abzusichern und die
notwendigen Sicherheitsstandards zu gewahrleisten. Eine zentrale Rolle kommt dabei dem Schutzprofil BSI-CC-
PP-0121 und der Technischen Richtlinie TR-03169 zu. Wéhrend das Schutzprofil Sicherheitsanforderungen an
das Online-Wahlprodukt beinhaltet, macht die Technische Richtlinie Vorgaben fiir den die Online-Wahl organi-
sierenden Wahlvorstand zur Vorbereitung, Durchfiihrung, Auswertung und Nachbereitung der Online-Wahl so-
wie der Umgebung, in der die Online-Wabhl stattfindet. Indem dadurch sowohl Anforderungen an das Online-
Wabhlprodukt als auch an die Durchfiihrung der Wahl gemacht werden, wird die auch bei Online-Wahlen notwen-
dige Beachtung der Wahlrechtsgrundsitze sichergestellt.

Satz 1 stellt klar, dass auch im Rahmen der Online-Betriebsratswahl die allgemeinen Wahlgrundsitze zu beachten
sind. Der Betriebsrat wird gemif §§ 14 Absatz 1, 14a Absatz 3 des Betriebsverfassungsgesetzes in geheimer und
unmittelbarer Wahl gewihlt. Die Wahl ist aulerdem allgemein, gleich und frei (siche unter anderem BAG, Be-
schluss vom 6. Dezember 2000 — 7 ABR 34/99). Nach Abschluss der Wahl erfolgt gemdll § 18 Absatz 3 des
Betriebsverfassungsgesetzes eine dffentliche Auszéhlung der Stimmen.

Eine Online-Wahl darf nach Satz 2 nur mit einem zertifizierten Online-Wahlprodukt durchgefiihrt werden, das
dem Schutzstandard des Schutzprofils BSI-CC-PP-0121 entspricht. Das Schutzprofil definiert einen Basissatz
von Sicherheitsanforderungen, den jedes Online-Wahlprodukt mindestens erfiillen muss, um Online-Wahlen
moglichst sicher auszufithren. Das Schutzprofil legt hierzu funktionale Sicherheitsanforderungen fest, insbeson-
dere beziiglich Zugriffskontrolle, Datenimport/-export, sicheren Kommunikationskanélen, gesicherter Verarbei-
tung und Verifizierung von wahlbezogenen Daten, Stimmauszéhlung, Generierung von Log-Daten sowie zur Nut-
zeridentifikation und -authentisierung.

Durch die verbindlich vorgeschriebene Nutzung eines nach BSI-CC-PP-0121 zertifizierten Online-Wahlprodukts
wird den allgemeinen Wahlgrundsitzen gerade vor dem Hintergrund der technischen Besonderheiten einer On-
line-Wahl besonders Rechnung getragen. Bei Stimmabgaben per Online-Wahl stehen dabei die Wahlrechtsgrund-
sitze der geheimen Wahl und der Offentlichkeit besonders im Fokus. Dem triigt das Schutzprofil Rechnung. So
verlangt das Schutzprofil von einem Online-Wahlprodukt die Umsetzung kryptographischer Wahlverfahren.
Dazu werden im Schutzprofil Anforderungen fiir die Umsetzung von Online-Wahlverfahren unter Nutzung von
Mix-Nets oder homomorpher Verschliisselung zum Schutz der Online-Stimmen formuliert. Die vorgeschriebene
Nutzung kryptografischer Verfahren trigt insbesondere auch dem Grundsatz der Geheimheit der Wahl Rechnung,
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schiitzt die Freiheit der Wahl und sichert das Schutzziel der Vertraulichkeit. Das Schutzprofil verlangt weiterhin,
dass alle wahlbezogenen Daten (inklusive der abgegebenen Stimmen) auf eine im Schutzprofil definierte Art und
Weise verarbeitet werden, so dass es den Wihlenden ermoglicht wird, im Sinne einer Ende-zu-Ende-Verifizier-
barkeit die Beriicksichtigung ihrer abgegebenen Stimme zu verifizieren (individuelle Verifizierbarkeit). Uberdies
gibt das CC-PP-0121 verbindlich vor, dass nach der Stimmauszdhlung simtliche wahlrelevanten Daten krypto-
grafisch gesichert exportierbar sein miissen, um eine eigenstindige Verdffentlichung der Daten auBerhalb des
Online-Wahlprodukts zu ermoglichen. Dies dient auch der Moglichkeit einer unabhéngigen Verifizierbarkeit der
Wahl. Die Daten koénnen dann von Auditoren oder anderen Interessierten dazu genutzt werden, mittels kryptogra-
fischer Beweise die korrekte Auszidhlung des Wahlergebnisses nachzuvollziehen (universelle Verifizierbarkeit).
Wihrend die Betriebsoffentlichkeit durch die Verdffentlichung der wahlrelevanten Daten die Korrektheit des
Wahlvorgangs im Sinne der Offentlichkeit der Wahl nachvollziehen kann, bleibt eine Zuordnung einzelner Stim-
men zu einzelnen Wiahlenden unmdéglich und wahrt damit die Geheimheit der Wahl.

Die Verpflichtung, die Online-Wahl nur auf Grundlage eines nach BSI-CC-PP-0121 zertifizierten Online-Wahl-
produkts durchzufiihren, gewahrleistet aulerdem einen einheitlichen Sicherheitsstandard und tragt zur Aufde-
ckung und Behebung von Programmierfehlern bei. Eine objektive Zertifizierung durch das Bundesamt fiir Sicher-
heit in der Informationstechnik oder eine von diesem zertifizierte Priifstelle trigt zudem zum Vertrauen der Wih-
lenden und der Betriebe in den ordnungsgemifBen Ablauf der Online-Wahl bei. SchlieBlich erlangen die das On-
line-Wahlprodukt anwendenden Wahlvorstinde Sicherheit, dass das eingesetzte Online-Wahlprodukt fiir den Ein-
satz im Rahmen der Erprobung der Online-Betriebsratswahlen geeignet ist. Die Wahl eines konkreten zertifizier-
ten Online-Wahlprodukts obliegt dem die Online-Wahl organisierenden Wahlvorstand.

Satz 3 verpflichtet den Wahlvorstand die Anforderungen an die Umsetzung einer Online-Wahl gemif der Tech-
nischen Richtlinie TR-03169 einzuhalten. Die gesetzliche Bestimmung gibt fiir die Anwendung der Technischen
Richtlinie vor, dass der Schutzbedarf fiir Online-Betriebsratswahlen im Sinne der TR-03169 mindestens ,,hoch*
ist. Ein solcher Schutzbedarf besteht mit Blick auf die potenziellen Schadensauswirkungen, die bei einem Angriff
auf Betriebsratswahlen eintreten kdnnen. Die Folgen eines Angriffs auf die Online-Wahl und die personelle Zu-
sammensetzung des Betriebsrats sind erheblich. Betriebsrite verfiigen {iber umfangreiche Informations-, Bera-
tungs- und Mitbestimmungsrechte, mit denen sie Einfluss auf die Ausgestaltung der Arbeitsbedingungen und
Arbeitsabldufe in den Betrieben nehmen. Die von ihnen mit dem Arbeitgeber abgeschlossenen Betriebsvereinba-
rungen kdnnen unmittelbare Rechte und Pflichten fiir die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer begriinden.

Zu Absatz 5

Die gesetzliche Regelung erdftnet die Moglichkeit zur Online-Stimmabgabe bei den Betriebsratswahlen erstmalig
und zundchst einmalig fiir die im Friihjahr 2026 regelmaBig stattfindenden Betriebsratswahlen. Die Online-Wahl
soll nach Satz 1 durch das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales im Hinblick auf die technische Durchfiihr-
barkeit vor dem Hintergrund der in Absatz 4 geregelten rechtlichen Anforderungen an Online-Wahlen evaluiert
werden. Dazu holt das Ressort oder ein von ihm Beauftragter insbesondere Stellungnahmen von Gewerkschaften
ein und fithrt Befragungen von Betriebsriten, den ehemaligen Mitgliedern des Wahlvorstands und Beschéftigten
durch. Damit wird die Grundlage fiir eine Entscheidung {iber eine dauerhafte Ermoglichung von Online-Betriebs-
ratswahlen gelegt. Die Evaluation soll im Jahr 2028 erfolgen.

Satz 2 verpflichtet hierzu neu gewihlte Betriebsrite, die auch im Wege der Online-Wahl gewihlt wurden, dem
Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales die zur Evaluierung notwendigen Informationen und Daten zur Ver-
fiigung zu stellen, wobei insbesondere die folgenden Daten relevant sein kdnnen:

1. Zahl der wahlberechtigten Arbeitnehmer bei der Wahl 2026,

2. Gesamtwahlbeteiligung und Wahlbeteiligung an der Online-Wahl,

3. Wahlbeteiligung bei der letzten vor 2026 durchgefiihrten regelmaBigen Betriebsratswahl,
4. Angriffsversuche auf die Online-Wahl von innen und auf3en,

5. Anzahl und Art technischer Fehlermeldungen und

6. Wahlanfechtungen mit Bezug zu der Online-Stimmabgabe.

Die Daten werden beim Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales oder einem von diesem Beauftragten anony-
misiert erfasst und ausgewertet.
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Zu Absatz 6

Absatz 6 bestimmt, dass in einer Rechtsverordnung nach § 126 des Betriebsverfassungsgesetzes auch nihere
Bestimmungen fiir die verschiedenen Phasen der Online-Wahl zu treffen sind. § 126 des Betriebsverfassungsge-
setzes ermichtigt zum Erlass einer Verordnung, die Vorgaben fiir die verschiedenen Phasen der Betriebsratswahl
enthélt. Die Regelung in Absatz 6 konkretisiert dies mit Blick auf Vorgaben, die speziell fiir die Online-Wahl
relevant sind.

Zu Nummer 1

In der Rechtsverordnung konnen nach Nummer 1 ergéinzende Anforderungen an das nach Absatz 4 Satz 2 zu
verwendende Online-Wahlprodukt geregelt werden.

Die im Schutzprofil, auf dessen Grundlage das Online-Wahlprodukt zu zertifizieren ist, getroffenen Annahmen,
sind bei der Ausgestaltung der Verfahrensregelungen zur Online-Wahl in Bezug auf die Vorbereitung, Durchfiih-
rung und Auswertung der Wahl zu beachten. Dazu zéhlt insbesondere, dass die Modellierung des Schutzprofils
vorgibt, dass die per Online-Wahl abgegebene Stimme Vorrang gegeniiber einer auf anderem Wege abgegebenen
Stimme hat. Das Schutzprofil ldsst auBBerdem offen, ob eine Korrektur der elektronisch abgegebenen Stimme
(sogenanntes Re-Voting) bei der Wahl zugelassen wird und geht somit davon aus, dass dies in den Wahlvorschrif-
ten geregelt wird.

Zu Nummer 2

Aufgrund der zusitzlich geschaffenen Moglichkeit einer elektronischen Stimmabgabe erméachtigt Nummer 2 den
Verordnungsgeber, Vorgaben zur Verhinderung einer doppelten Stimmabgabe zu machen.

Zu Nummer 3

Nach Nummer 3 kénnen die technischen und organisatorischen Anforderungen an die Online-Wahl, einschlief3-
lich MaBgaben zur Anwendung der nach Absatz 4 Satz 3 zu beachtenden Technischen Richtlinie des Bundesam-
tes fiir Sicherheit in der Informationstechnik in der Rechtsverordnung konkretisiert werden.

Zu Nummer 4

In Nummer 4 wird der Verordnungsgeber erméchtigt, ndhere Bestimmungen zur Verarbeitung, einschlie8lich der
Ldschung, personenbezogener Daten der wahlberechtigten Arbeitnehmer und der Wahlbewerber sowie geeignete
technische und organisatorische MaBinahmen zu treffen. Der Verordnungsgeber legt fest, welche personenbezo-
genen Daten im Einzelnen an den oder die Betreiber des Online-Wahlprodukts iibermittelt werden diirfen. Im
Einklang mit der Datenschutz-Grundverordnung darf die Speicherung der personenbezogenen Daten nur so lange
erfolgen, wie dies zum Zwecke der Online-Wahl erforderlich ist. Zum Schutz der personenbezogenen Daten sind
geeignete technische und organisatorische MaBinahmen im Sinne der Datenschutz-Grundverordnung vorzusehen.
Diese konnen zum Beispiel Regelungen tliber Zugriffsberechtigungen oder Rollenkonzepte umfassen.

Zu Artikel 8 (Anderung des Tarifvertragsgesetzes)

Durch die Neufassung des § 6 des Tarifvertragsgesetzes wird der Auftrag des beim Bundesministerium fiir Arbeit
und Soziales gefiihrten Tarifregisters dahingehend erweitert, dass auch die durch Rechtsverordnungen verbindlich
gemachten tariflichen Arbeitsbedingungen eingetragen werden. Hierdurch wird sichergestellt, dass nicht nur die
auf Grundlage der §§ 7, 7a des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes und § 3a des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes
verbindlich erstreckten Tarifvertrage erfasst werden, sondern auch die nach einer Rechtsverordnung nach dem
Bundestariftreuegesetz verbindlich angeordneten Tarifvertrige.

Zu Artikel 9 (Anderung des Mindestlohngesetzes) und Artikel 10 (Anderung des
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes)

§ 19 Absatz4 des Mindestlohngesetzes und § 21 Absatz 4 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes werden dem
Wortlaut des § 6 Absatz 1 Satz 1 des Wettbewerbsregistergesetzes angeglichen. Auf diese Weise werden der ur-
spriinglich beabsichtigte Gleichlauf der Normen auch im Wortlaut klargestellt und mogliche Rechtsunsicherheiten
beseitigt.
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Zu Artikel 11 (Inkrafttreten)

Artikel 11 bestimmt, dass das Gesetz mit Ausnahme der in Artikel 5 vorgesehenen Anderungen des Wettbewerbs-
registergesetzes am 1. Juli 2025 in Kraft tritt.

Das Inkrafttreten des Artikel 5 wird nach dem Vorliegen der Voraussetzungen fiir die elektronische Dateniiber-
mittlung zwischen der Registerbehdrde und der Priifstelle Bundestariftreue nach Artikel 5 Nummer 8 dieses Ge-
setzes bestimmt. Erst ab diesem Zeitpunkt sind die Anderungen des Wettbewerbsregistergesetzes auch praktisch
durchsetzbar. Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Klimaschutz gibt den Tag des Inkrafttretens im Bun-
desgesetzblatt bekannt.
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Anlage 2

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates (NKR) gem. § 6 Abs. 1 NKRG

Entwurf eines Gesetzes zur Starkung der Tarifautonomie durch die Sicherung von Tariftreue
bei der Vergabe offentlicher Auftrige des Bundes (Tariftreuegesetz) (NKR-Nr. 7319, BMAS,
BMWK)

Der Nationale Normenkontrollrat (NKR) hat den Regelungsentwurf mit folgendem Ergebnis ge-

priift:
I Zusammenfassung
Biirgerinnen und Biirger
Jahrlicher Zeitaufwand: keine Auswirkungen
Einmaliger Zeitaufwand: keine Auswirkungen
Wirtschaft
Jahrlicher Erfillungsaufwand: dargestellt rund 652 000 Euro
davon aus Biirokratiekosten: dargestellt rund 652 000 Euro
Einmaliger Erfiillungsaufwand: keine Auswirkungen
Verwaltung
Bund
Jahrlicher Erfullungsaufwand: dargestellt rund 1,9 Mio. Euro
Einmaliger Erfiillungsaufwand: dargestellt rund 7,1 Mio. Euro
,One in one out”-Regel Im Sinne der ,,One in one out”-Regel der
Bundesregierung stellt der dargestellte
jahrliche Erfullungsaufwand der Wirt-
schaft in diesem Regelungsvorhaben ein
,In” von 652 000 Euro dar, welches durch
das Gesetz zur Transformation des Verga-
berechts kompensiert wird.
Weitere Kosten keine Auswirkungen
Digitaltauglichkeit (Digitalcheck) Das Ressort hat Moglichkeiten zum digi-
talen Vollzug der Neuregelung (Digitalt-
auglichkeit) gepriift, hierzu Digitalchecks
mit nachvollziehbarem Ergebnis durchge-
fithrt und den Prozess der Online-Be-
triebswahl anschaulich visualisiert.
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Evaluierung Die vorgesehene Erprobung der Online-
Betriebsratswahl wird im Jahr 2028 durch
das BMAS evaluiert.

Ziele: | Erprobung von Online-Betriebsratswahlen
Kriterien/Indikatoren: | nicht dargestellt
Datengrundlage: | ® Stellungnahmen von Gewerkschaften
e Befragung von Betriebsraten, Mitglie-
dern des Wahlvorstandes und Be-

schiftigten

Nutzen des Vorhabens Das Ressort hat den Nutzen des Vorha-
bens im Vorblatt des Regelungsentwurfs
wie folgt beschrieben:

e Gewihrleistung angemessener Ar-
beitsbedingungen fiir Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer

e Stdarkung der Tarifautonomie

e Stabilisierung des Tarifvertragssys-

tems
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auch

sicht

Der NKR kritisiert, dass der Gesetzentwurf iiberfliissige Biirokratie verursacht, weil er

Wie es in dem Gesetzentwurf heifst, ist dessen Ziel zu verhindern, dass ,nicht tarifge-
bundene Unternehmen bei der Vergabe 6ffentlicher Auftrage und Konzessionen ge-
gentiber tarifgebundenen Unternehmen einen Wettbewerbsvorteil haben”. Der NKR
fordert deshalb, alle Unternehmen, fiir die bereits ein Haus- oder Branchen-Tarifver-
trag gilt oder die unter einen fiir allgemeinverbindlich erkldrten Tarifvertrag oder die
Erstreckung eines Tarifvertrages nach dem Arbeitnehmerentsendegesetz fallen, von
der Anwendung des Gesetzes auszunehmen, um ihnen den zusitzlichen biirokrati-
schen Aufwand zu ersparen.

Zudem ist die Darstellung der Regelungsfolgen unvollstindig und nicht in jeder Hin-

Bei der Darstellung des Erfiillungsaufwands der Wirtschaft ist nicht berticksichtigt
worden, dass Unternehmen, die nicht tarifgebunden oder an einen anderen als den
vorgeschriebenen Tarifvertrag gebunden sind, zuséatzlichen Erfiillungsaufwand fiir die
Kalkulation des Angebots sowie die gesonderte Berechnung des Lohns fiir den Zeit-
raum des Einsatzes bei der Ausfiihrung des tffentlichen Auftrags haben.

Der NKR hat aufserdem Bedenken, mit der Priifstelle bei der Deutschen Rentenversi-
cherung (DRV) eine neue Behorde einzurichten. Es wére naheliegender, die Behtrden
der Zollverwaltung, die im Gegensatz zur DRV bereits tiber Erfahrungen und Kompe-
tenzen bei der Kontrolle der Einhaltung von Tarifvertragen haben, mit der Priifung zu
beauftragen.

Der NKR spricht sich zudem dafiir aus, folgende Alternativen im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu priifen, damit der Erfiillungsaufwand deutlich begrenzt wird:

bereits tarifgebundene Unternehmen erfasst.

methodengerecht.

Tariftreuegesetz erst ab deutlich hoheren Auftragswerten anwenden (statt bis-
her 30 000 Euro fiir Liefer- und Dienstleistungsauftrage sowie 50 000 Euro fiir
Bauauftrige)

Online-Betriebsratswahlen alternativ ermoglichen, wenn der Betriebsrat zu-

stimmt (nicht nur zusétzlich zur herkommlichen Urnen- und Briefwahl)

II Regelungsvorhaben

Mit dem Regelungsvorhaben soll die Funktionsfahigkeit der Tarifautonomie gesichert und die

betriebliche Mitbestimmung gestarkt werden:

Unternehmen sollen ihren Arbeitnehmerinnen und Arbeithehmern bestimmte tarifver-

tragliche Arbeitsbedingungen, die in einer Rechtsverordnung festgelegt sind, gewdhren
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miissen, wenn sie 6ffentliche Auftrage des Bundes ausfiihren (sog. Tariftreueverspre-
chen).

¢ Auch Nachunternehmer und Verleihunternehmer miissen ihren Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern diese tarifvertraglichen Arbeitsbedingungen gewé&hren.

¢ Eine neu bei der DRV einzurichtende Priifstelle tiberpriift die Einhaltung der Bestimmun-
gen und wird dabei von den Behérden der Zollverwaltung untersttitzt.

e Auftragnehmer konnen iiber eine Praqualifizierung nachweisen, dass sie die in der
Rechtsverordnung festgelegten tarifvertraglichen Bestimmungen einhalten.

e Eswerden die Grundlagen geschaffen, damit Betriebe Betriebsratswahlen parallel zu den

herkommlichen Wahlformen auch als Online-Wahlen erproben kénnen.

IIT Bewertung

III.1  Erfillungsaufwand

Biirgerinnen und Biirger

Das Regelungsvorhaben hat nachvollziehbar keine Auswirkungen auf den Erfiillungsaufwand

der Buirgerinnen und Biirger.

Wirtschaft

Das Regelungsvorhaben verursacht nach Darstellung des Ressorts jahrliche Biirokratiekosten

von rund 652 000 Euro.

. Informationspflicht des Arbeitgebers gegeniiber ihren Beschiftigten

Arbeitgeber, die den Zuschlag zur Ausfithrung eines 6ffentlichen Auftrags erhalten haben, wer-
den verpflichtet, ihre Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die an der Ausfithrung des Auf-
trags mitwirken, schriftlich oder in Textform tiber ihren Anspruch auf die einschldgigen Arbeits-
bedingungen zu informieren. Nach Darstellung des Ressorts entstehen dadurch jahrliche Biiro-
kratiekosten von rund 610 000 Euro.

° Nachweis iiber Einhaltung des Tariftreueversprechens

Auftragnehmer sind verpflichtet, mittels geeigneter Unterlagen zu dokumentieren, dass sie das

Tariftreueversprechen einhalten. Die Dokumente sind auf Anforderung den Auftraggebern bzw.
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der Priifstelle vorzulegen. Nach Darstellung des Ressorts entstehen dadurch jahrliche Biirokra-
tiekosten in Hohe von 42 000 Euro.

Weiterer im Gesetzentwurf nicht dargestellter Erfiillungsaufwand

* Bei der Darstellung des Erfuillungsaufwands der Wirtschaft ist nicht berticksichtigt wor-
den, dass Unternehmen, die nicht tarifgebunden oder an einen anderen als den vorge-
schriebenen Tarifvertrag gebunden sind, einen zusétzlichen Erfiillungsaufwand bei 6f-
fentlichen Vergabeverfahren des Bundes haben. Diese Unternehmen miissten namlich fiir
die Abgabe eines Angebots kalkulieren, ob sich aus der Anwendung des vorgeschriebe-
nen Tarifvertrages fiir das Unternehmen Mehrkosten ergeben und wie hoch diese wéren.
Diese Berechnung wird sich als sehr komplex und sehr aufwéndig erweisen: Die betroffe-
nen Unternehmen miissen Bestimmungen eines ihnen nicht vertrauten Tarifvertrages mit
differenzierten Lohngruppen und Arbeitszeitregelungen fiir den zeitweisen Einsatz ihrer
Arbeitnehmer ermitteln. Bei den betroffenen Unternehmen wird hierfiir betrachtlicher
Zeit- und Kostenaufwand entstehen, der im Gesetzentwurf nicht als Erfiillungsaufwand
fiir die Wirtschaft ausgewiesen ist.

* Erhilt ein nicht tarifgebundenes Unternehmen oder ein Unternehmen, das an einen ande-
ren Tarifvertrag gebunden ist, einen 6ffentlichen Auftrag des Bundes, erwichst diesem
Unternehmen daraus der Aufwand, fiir jeden einzelnen Arbeitnehmer nach dem vorge-
schriebenen Tarifvertrag und dessen differenzierten Lohngruppen und Arbeitszeitrege-
lungen den Lohn fiir den Zeitraum des Einsatzes bei der Ausfiihrung des Auftrags geson-
dert zu berechnen. Der damit verbundene hohe administrative Aufwand fiir diese Unter-
nehmen ist im Gesetzesentwurf nicht als Erftillungsaufwand ausgewiesen.

* Soweit Auftragnehmer mit Nachunternehmern oder Verleihern zusammenarbeiten, miis-
sen diese den Nachweis tiber die Einhaltung des vorgeschriebenen Tarifvertrages gegen-
tiber dem Auftragnehmer fithren. Der damit fiir beide Akteure verbundene Aufwand ist
nur teilweise berticksichtigt worden.

* Auch der Aufwand von Auftragnehmern und Priifstellen zur Durchfiihrung von Praqua-

lifizierungsmafSnahmen ist nicht quantifiziert.
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Verwaltung

Das Regelungsvorhaben verursacht nach Darstellung des Ressorts laufenden Erfiillungsauf-
wand von rund 1,9 Mio. Euro und einmaligen Erfiillungsaufwand von rund 7,1 Mio. Euro auf

Bundesebene.

. Kontrollen durch die Priifstelle Bundestariftreue (Priifstelle)

Die bei der DRV Knappschaft-Bahn-See einzurichtende Priifstelle soll stichprobenartig kontrol-
lieren, ob Arbeitgeber die verbindlichen Arbeitsbedingungen gewé&hren. Der mit 15 Mitarbeiter-
kapazititen geschétzte laufende Aufwand betragt rund 1,2 Mio. Euro.

. Eintrag von Verstofien nach dem Tariftreuegesetz in das Wettbewerbsregister

Verstofle gegen das Tariftreuegesetz werden in das Wettbewerbsregister eingetragen. Daftir wird
beim Bundeskartellamt ein Web-Portal eingerichtet. Der damit verbundene einmalige Erfiil-
lungsaufwand betrédgt rund 6,9 Mio. Euro und der laufende Erfiillungsaufwand rund 545 500

Euro.

Nach Darstellung des Ressorts entsteht zudem folgender Erfullungsaufwand fiir die Verwal-

tung:

Vorgabe einmali- | laufender
ger Erfiil- | Erfiillungs-
lungsauf- | aufwand
wand in Euro
in Euro

Anpassung der Vergabeunterlagen / Ausschreibungsbedingun- | 79 000 -

gen
Bereitstellung der Arbeitsbedingungen im Internet 150 000 84 000
Bereitstellung von Informationen gegentiber der Priifstelle - 33 800

Nach Einschdtzung des NKR diirfte der Bundesverwaltung fiir folgende Regelungen bislang

nicht quantifizierter Aufwand anfallen:

= Die Vergabestellen haben die Behtrden der Zollverwaltung bei der Wahrnehmung ihrer

Priifungen nach dem Schwarzarbeitsbekdampfungsgesetz zu untersttitzen.
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* Die Behorden der Zollverwaltung haben die Priifstelle iber mogliche Verstofse gegen das
Tariftreuegesetz zu unterrichten.
* Die Registerbehorde hat Auskiinfte zur Durchfiihrung des Praqualifizierungsverfahren

zu erteilen, wenn die betreffenden Unternehmen hierzu ihre Zustimmung erteilt haben.

III.2 Digitaltauglichkeit

Das Ressort hat Moglichkeiten zum digitalen Vollzug der Neuregelung (Digitaltauglichkeit) ge-
priift, hierzu Digitalchecks mit nachvollziehbarem Ergebnis durchgefiihrt und den Prozess der

Online-Betriebswahl anschaulich visualisiert.

III.3 Regelungs-Alternativen

=  Ausnahme von Unternehmen, die bereits einen Tarifvertrag anwenden

Der NKR kritisiert, dass der Gesetzentwurf iiberfliissige Biirokratie verursacht, weil er auch be-

reits tarifgebundene Unternehmen erfasst und belastet.

Wie es in dem Gesetzentwurf heif$t, ist dessen Ziel zu verhindern, dass ,nicht tarifgebundene
Unternehmen bei der Vergabe 6ffentlicher Auftrage und Konzessionen gegentiiber tarifgebunde-
nen Unternehmen einen Wettbewerbsvorteil haben.” Wer keine tarifvertraglichen Arbeitsbedin-
gungen gewdhre, konne ,,aufgrund geringerer Personalkosten Angebote zu giinstigeren Konditi-
onen erstellen.” Zum Schutz und zur Forderung origindrer Tarifbindung will der Gesetzentwurf
,die Nachteile tarifgebundener Unternehmen im Wettbewerb um o6ffentliche Auftrédge und Kon-
zessionen des Bundes” beseitigen. Wenn aber Unternehmen bereits tarifgebunden sind, ist es
nicht tiberzeugend, gleichwohl die biirokratischen Belastungen dieses Gesetzentwurfes auch auf
diese Unternehmen zu erstrecken. Unternehmen, die bereits aufgrund eines vereinbarten Haus-
oder Branchen-Tarifvertrages tarifgebunden sind oder unter einen fiir allgemeinverbindlich er-
klarten Tarifvertrag oder die Erstreckung eines Tarifvertrages nach dem Arbeitnehmerentsende-
gesetz fallen und somit bereits einen Tarifvertrag anwenden, miissten also nach der Zielsetzung

des Gesetzes von dem btirokratischen Aufwand ausgenommen werden.

»  Ubertragung der Kontrollaufeaben auf die Zollbehorden

Der NKR hat auflerdem Bedenken, mit der Priifstelle bei der DRV eine neue Behorde einzurich-
ten. Statt bei der DRV sachfremd eine neue Organisation zur Einhaltung tarifvertraglicher Be-

stimmungen einzurichten, sollten die Behérden der Zollverwaltung mit der Kontrollaufgabe
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betraut werden, da diese aufgrund ihrer Zustdndigkeiten zur Uberpriifung tarifvertraglicher Be-
stimmungen im Rahmen des Arbeitnehmerentsendegesetzes bereits entsprechend sachkundig

sind.

= Tariftreuegesetz erst ab einem deutlich hoheren Auftragswert anwenden

Der NKR spricht sich dafiir aus, die bisher vorgesehenen Schwellenwerte von 30 000 Euro fiir
Liefer- und Dienstleistungsauftrage sowie 50 000 Euro fiir Bauauftrége deutlich anzuheben. Be-
reits heute garantieren das Mindestlohngesetz, fiir allgemeinverbindlich erklérte Tarifvertrage
und Erstreckungen nach dem Arbeitnehmerentsendegesetz angemessene Mindestentgelte, so

dass der Schwellenwert fiir das Tariftreuegesetz deutlich hoher ausfallen kann.

= Online-Betriebsratswahlen alternativ zu herkdémmlichen Wahlen zulassen, wenn der Be-

triebsrat zustimmt

Bislang ist vorgesehen, dass Online-Betriebsratswahlen im Jahr 2026 nur zusatzlich zu der her-
kommlichen Urnen- bzw. Briefwahl erprobt werden kénnen. Die verpflichtende Durchfiihrung
der herkommlichen Wahl wird daher fiir teilnehmende Unternehmen zu insgesamt hoheren
Kosten fithren und ihre Teilnahmebereitschaft einschranken. Pilothafte Online-Betriebsratswah-
len sollten daher bei Zustimmung des Betriebsrats als eine reine Online-Wahl durchgefiihrt wer-

den konnen.

III.4 Evaluierung

Das Ressort beabsichtigt, die Pilotierung der Online-Betriebsratswahlen im Hinblick auf die tech-
nische Durchfiihrbarkeit vor dem Hintergrund der rechtlichen Anforderungen zu evaluieren.
Dazu beabsichtigt das Ressort, insbesondere Stellungnahmen von Gewerkschaften einzuholen
und Befragungen von Betriebsridten, den ehemaligen Mitgliedern des Wahlvorstands und Be-

schiftigten durchzuftihren.

IV Ergebnis

Der NKR kritisiert, dass der Gesetzentwurf tiberfliissige Biirokratie verursacht, weil er auch be-

reits tarifgebundene Unternehmen erfasst.

Wie es in dem Gesetzentwurf heifst, ist dessen Ziel zu verhindern, dass ,nicht tarifgebundene

Unternehmen bei der Vergabe tffentlicher Auftrédge und Konzessionen gegentiber
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tarifgebundenen Unternehmen einen Wettbewerbsvorteil haben”. Der NKR fordert deshalb, alle
Unternehmen, fiir die bereits ein Haus- oder Branchen-Tarifvertrag gilt oder die unter einen fiir
allgemeinverbindlich erklédrten Tarifvertrag oder die Erstreckung eines Tarifvertrages nach dem
Arbeitnehmerentsendegesetz fallen, von der Anwendung des Gesetzes auszunehmen, um ihnen

den zusétzlichen biirokratischen Aufwand zu ersparen.

Zudem ist die Darstellung der Regelungsfolgen unvollstdndig und nicht in jeder Hinsicht metho-

dengerecht.

Bei der Darstellung des Erfiillungsaufwands der Wirtschaft ist nicht berticksichtigt worden, dass
Unternehmen, die nicht tarifgebunden oder an einen anderen als den vorgeschriebenen Tarifver-
trag gebunden sind, zusitzlichen Erfiillungsaufwand fiir die Kalkulation des Angebots sowie die
gesonderte Berechnung des Lohns fiir den Zeitraum des Einsatzes bei der Ausfiihrung des 6f-

fentlichen Auftrags haben.

Der NKR hat auflerdem Bedenken, mit der Priifstelle bei der DRV eine neue Behorde einzurich-
ten. Es wire naheliegender, die Behorden der Zollverwaltung, die im Gegensatz zur DRV bereits
tiber Erfahrungen und Kompetenzen bei der Kontrolle der Einhaltung von Tarifvertrdgen haben,

mit der Priifung zu beauftragen.

Der NKR spricht sich zudem daftir aus, folgende Alternativen im weiteren Gesetzgebungsver-

fahren zu priifen, damit der Erfiillungsaufwand deutlich begrenzt wird:

o Tariftreuegesetz erst ab deutlich hoheren Auftragswerten anwenden (statt bisher
30 000 Euro fur Liefer- und Dienstleistungsauftréage sowie 50 000 Euro fiir Bauauftrige)
e Online-Betriebsratswahlen alternativ ermoglichen, wenn der Betriebsrat zustimmt (nicht
nur zusdtzlich zur herkommlichen Urnen- und Briefwahl)

26. November 2024

Lutz Goebel Dr. Reinhard Gohner

Vorsitzender Berichterstatter
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Anlage 3

Stellungnahme der Bundesregierung zur Stellungnahme des NKR-Nr. 7319 (BMAS,
BMWK) vom 26. November 2024 zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Starkung der Tarifau-
tonomie durch die Sicherung von Tariftreue bei der Vergabe offentlicher Auftrage des
Bundes (Tariftreuegesetz)

Die Bundesregierung nimmt die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrats (NKR) zum
Entwurf eines Gesetzes zur Starkung der Tarifautonomie durch die Sicherung von Tariftreue bei
der Vergabe offentlicher Auftrage des Bundes (Tariftreuegesetz) zur Kenntnis.

Der NKR hat in seiner Stellungnahme kritisiert, dass der Gesetzentwurf uberflissige Burokratie
verursache und dass die Regelungsfolgen unvollstandig sowie nicht methodengerecht dargestellt
seien. Der NKR fordert, bereits tarifgebundene und unter den Geltungsbereich allgemeinverbind-
licher sowie nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz erstreckter Tarifvertrage fallende Unter-
nehmen vom Gesetz auszunehmen. Die Darstellung der Regelungsfolgen sei unvollstandig. Wei-
terhin solle keine neue Prifbehdrde eingerichtet werden. Stattdessen habe die Beauftragung der
Behorden der Zollverwaltung nahegelegen.

Bezuglich der fur die Betriebsratswahlen 2026 vorgesehenen Erprobung von Online-Wahlen hat
der NKR kritisiert, dass die Online-Wahl nur zusatzlich zu der verpflichtenden Durchflihrung der
herkdmmlichen Urnen- und Briefwahl ermoglicht werden soll. Dies flhre zu héheren Kosten bei
teilnehmenden Unternehmen und werde nach Einschatzung des NKR ihre Teilnahmebereitschaft
am Pilotprojekt einschranken.

Stellungnahme der Bundesregierung:

Der NKR wurde in die Ressortabstimmung einbezogen und die bereits vorab gedulierten Ein-
wande wurden soweit moglich bertcksichtigt.

Die Einwande gegen die Einbeziehung tarifgebundener Unternehmen Uberzeugen nicht. Eine ge-
nerelle Herausnahme tarifgebundener Unternehmen aus dem Anwendungsbereich des Bundes-
tariftreuegesetzes ist mit den Vorgaben des Unionsrechts nicht vereinbar. Im Ubrigen kdnnen
sich die Unternehmen im Wege des Praqualifizierungsverfahrens unbirokratisch die Einhaltung
der Tariftreue zertifizieren lassen und werden dadurch von den Nachweis- und Dokumentations-
pflichten befreit.

Eine Ausnahme von Unternehmen aus dem Anwendungsbereich der Bundestariftreue bei Gel-
tung eines allgemeinverbindlichen oder nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz erstreckten Ta-
rifvertrag ist abzulehnen. Das Bundestariftreuegesetz verfolgt das Ziel, dass zur Ausfihrung
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eines offentlichen Auftrags des Bundes eingesetzte Arbeithehmerinnen und Arbeitnehmer umfas-
send von den einschlagigen tarifvertraglichen Entlohnungsregelungen einschlielich Zulagen und
Zuschlagen und weiteren Arbeitsbedingungen profitieren. Dieses Ziel wird durch die Rechtsver-
ordnungen nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz und Allgemeinverbindlicherklarungen nach
§ 5 Tarifvertragsgesetz nicht erreicht.

Hinsichtlich der Darstellung des Erfiillungsaufwandes fir die Wirtschaft ist anzumerken, dass der
vermeintlich zusatzliche Erfillungsaufwand fir die Kalkulation des Angebots sowie die geson-
derte Berechnung des Lohns fiir den Zeitraum der Auftragsausfihrung nicht pauschal bezifferbar
ist und daher nicht in die Gesetzesfolgenabschatzung einflielien konnte.

Die Einrichtung der neuen Prifstelle Bundestariftreue ist zur effektiven Durchsetzung des Bun-
destariftreuegesetzes angezeigt. Der Prifstelle Bundestariftreue obliegt es, die Einhaltung der
zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer vertraglich vereinbarten ,Tariftreue® sicherzustellen
und bei VerstéRen auf das vertragsrechtliche Sanktionsinstrumentarium zurtickzugreifen. Es
handelt sich mithin im Vergleich zu den Kontrollen der Behérden der Zollverwaltung, die der ho-
heitlichen Verfolgung von Versté3en mit den Mitteln des Ordnungswidrigkeitenrechts dienen, um
eine funktional vollkommen andersgelagerte Aufgabe. Es ist daher sinnvoll, die hierzu erforderli-
chen Kompetenzen bei der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft Bahn-See aufzubauen.

Die Erméglichung einer reinen Online-Betriebsratswahl im Rahmen der vorgesehenen Erprobung
ist abzulehnen. Durch das Pilotprojekt zur Erprobung von Online-Betriebsratswahlen 2026 wird
es erstmalig ermdglicht, dass Wahlberechtigte ihre Stimme im Zuge einer Betriebsratswahl auch
elektronisch abgeben kdnnen. Betriebsrate haben aufgrund ihrer vielfaltigen Beteiligungs- und
Mitbestimmungsrechte sowie Regelungsbefugnisse (Betriebsvereinbarungen) erheblichen Ein-
fluss auf die Arbeitsbedingungen und Ordnung in den Betrieben. Aufgrund der daraus folgenden
hervorgehobenen Bedeutung von Betriebsratswahlen muss sichergestellt sein, dass alle Wahlbe-
rechtigten an der Wahl teilnehmen kénnen.

Die Mdglichkeit zur elektronischen Stimmabgabe soll aus diesem Grund die bestehenden Mdg-
lichkeiten der Stimmabgabe auch im Rahmen der Erprobung von Onlinewahlen nicht ersetzen.
Kein Beschaftigter soll dazu gezwungen werden, seine Stimme online abzugeben. Damit wird
dem Wahlrechtsgrundsatz der Allgemeinheit der Wahl Rechnung getragen.



	5. Änderung des Wettbewerbsregistergesetzes
	Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates (NKR) gem. § 6 Abs. 1 NKRG
	Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Tarifautonomie durch die Sicherung von Tariftreue bei der Vergabe öffentlicher Aufträge des Bundes (Tariftreuegesetz) (NKR-Nr. 7319, BMAS, BMWK)
	I Zusammenfassung
	II Regelungsvorhaben
	III Bewertung
	IV Ergebnis





